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Wesentliche Politikbereiche und Ziele 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) ist 
zuständig für die Systeme der sozialen Sicherung - mit Aus­
nahme insbesondere der gesetzlichen Krankenversicherung 
und der sozialen Pflegeversicherung -, für die soziale Integra­
tion und für die Gestaltung von Rahmenbedingungen für mehr 
Beschäftigung. Seine wesentlichen Aufgabenbereiche sind die 
Arbeitsmarktpolitik, die Arbeitsförderung und die Grundsiche­
rung für Arbeitsuchende, das Arbeitsrecht und der Arbeits­
schutz, die gesetzliche Rentenversicherung und das Renten­
recht, die gesetzliche Unfallversicherung sowie die soziale Si­
cherung, das Sozialhilferecht und die Teilhabe von Menschen 
mit Behinderungen (SDGs 1, 2, 3, 4, 8, 10). Neben der natio­
nalen Arbeits- und Sozialpolitik ist das BMAS für die europä­
ische und internationale Arbeits- und Sozialpolitik zuständig.
Der Sozialstaat, dessen wesentliche Komponenten vom 
BMAS mitgestaltet werden, und die soziale Marktwirtschaft 
sind Garanten für die Sicherheit jedes Einzelnen und den so­
zialen Frieden in Deutschland. Eine globalisierte, sich schnell 
und ständig ändernde Arbeitswelt, die sich außerdem dem 
demografischen Wandel und der Digitalisierung zu stellen hat, 
verlangt dabei immer wieder nach neuen Antworten.
Aufgabe des BMAS ist es, mittels einer gezielten Arbeits­
markt- und Sozialpolitik hierauf entsprechend zu reagieren 
bzw. vorausschauend zu agieren. Ziel ist dabei, dass mög­
lichst viele Menschen einer Erwerbstätigkeit nachgehen kön­
nen, dass in der Arbeitswelt faire Bedingungen gelten und der 
Arbeitsschutz den hohen Anforderungen nach Sicherheit und 
Gesundheitsschutz Rechnung trägt. Trotz sich ständig ändern­
der Rahmenbedingungen müssen sich die Menschen in einer 
alternden Gesellschaft auf den Sozialstaat verlassen können 
und vor Lebensrisiken geschützt werden. Ziel des BMAS ist 
es, dass der Sozialstaat leistungsfähig und verlässlich bleibt 
(SDGs 1, 3, 4, 8, 10).
Mit den arbeitsmarktpolitischen Leistungen und Programmen 
unterstützt das BMAS - zusätzlich zu den Mitteln der Bundes­
agentur für Arbeit - die Aufnahme von Ausbildung und Er­
werbstätigkeit und stellt sicher, dass die Leistungsberechtigten 
ein menschenwürdiges Leben führen können. Mit weiteren 
Maßnahmen werden die gesellschaftliche und berufliche Inte­
gration und Beratung von Zugewanderten verbessert (SDGs 
1, 2, 3, 4, 8, 10). Zahlreiche Maßnahmen zur Umsetzung der 
genannten Ziele sind auch Gegenstand des Operationellen 
Programmes des Bundes für den Europäischen Sozialfonds 
der Förderperiode 2021 - 2027. Das BMAS ist verantwortlich 
für die Umsetzung dieses Programmes, an dessen Durchfüh­
rung sich auch andere Bundesressorts (BMFTR, BMBFSFJ, 
BMWE und BMUKN) beteiligen (SDGs 1, 4, 5, 8, 10, 17).
Zur Aufgabe des Sozialstaates gehört nicht zuletzt die stän­
dige Verbesserung des Arbeitsschutzes. Hierzu dienen die 
Beobachtung und Analyse der Arbeitssicherheit, der Gesund­
heitssituation und der Arbeitsbedingungen in Betrieben und 
Verwaltungen sowie die darauf basierende Entwicklung von 
Problemlösungen, die vom BMAS veranlasst, gesteuert und 
finanziert werden. Bei den Leistungen des Bundes an die 
Rentenversicherung bilden die Zuschüsse des Bundes an die 
allgemeine Rentenversicherung sowie die Beitragszahlungen 
für Kindererziehungszeiten an die allgemeine Rentenversiche­
rung die größten Ausgabenposten (SDG 8).
Zudem beteiligt sich der Bund durch Zahlung eines Zu­
schusses an die Künstlersozialkasse an den Beiträgen der 
in der Künstlersozialversicherung versicherungspflichtigen 

selbstständigen Künstler und Publizisten zur Renten-, Kran­
ken- und Pflegeversicherung (SDG 8).
Erleidet jemand einen Gesundheitsschaden, für dessen Fol­
gen die Gemeinschaft in besonderer Weise einzustehen hat, 
besteht ein Anspruch auf Leistungen der Sozialen Entschädi­
gung. Ziel dieser Leistungen ist es, die gesundheitlichen und 
die oft auch damit verbundenen wirtschaftlichen Folgen der 
Schädigung zu beseitigen oder zumindest finanziell abzumil­
dern. Die Leistungen richten sich nach dem zum 1. Januar 
2024 in Kraft getretenen Sozialgesetzbuch Vierzehntes Buch 
(SGB XIV). Dies löst das Gesetz über die Versorgung der 
Opfer des Krieges (Bundesversorgungsgesetz - BVG) ab. In 
Anwendung des SGB XIV werden Leistungen für Opfer von 
Kriegsauswirkungen beider Weltkriege, Zivildienstbeschädigte, 
Opfer von Gewalttaten, Opfer staatlichen Unrechts in der DDR 
sowie deren Angehörige bzw. Hinterbliebene erbracht (SDGs 
1, 3, 10).
Im Zentrum der Politik für Menschen mit Behinderungen 
stehen die Stärkung der Chancengleichheit durch Nachteils­
ausgleich sowie die Förderung von Inklusion als Vorausset­
zung für Selbstbestimmung und Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen und von Menschen, die von Behinderung be­
droht sind. Das BMAS hat im Juni 2016 den Nationalen Akti­
onsplan (NAP) 2.0 zur Umsetzung der UN-Behindertenrechts­
konvention entwickelt, der die Ziele und Maßnahmen der 
Behindertenpolitik der Bundesregierung zusammenfasst. Der 
NAP ist ein dynamisches behindertenpolitisches Programm 
und wird daher stetig fortgeschrieben. Mit dem Bundesteilha­
begesetz soll die Lebenssituation von Menschen mit Behinde­
rungen verbessert und damit das deutsche Recht im Lichte 
der UN-Behindertenrechtskonvention weiterentwickelt werden. 
Die Neuorganisation der Ausgestaltung der Teilhabe zuguns­
ten der Menschen mit Behinderungen wird so geregelt, dass 
keine neue Ausgabendynamik entstehen soll. Die Bundesre­
gierung hat die Barrierefreiheit in Deutschland zu einem zent­
ralen Thema gemacht. Um hier sichtbare Verbesserungen zu 
erreichen, hat das BMAS die ressortübergreifende Bundesini­
tiative Barrierefreiheit ins Leben gerufen (SDGs 1, 8, 10).
Die mit neuen Technologien, der Digitalisierung der Arbeits­
welt, der Entwicklung hin zu einer klimaneutralen Wirtschaft 
sowie dem demografischen Wandel verbundenen Herausfor­
derungen gilt es frühzeitig - auch im Rahmen einer strategi­
schen Vorausschau - zu identifizieren und Lösungsansätze 
zu entwickeln. Kontinuierliche Forschung und eine partizipa­
tive, interdisziplinäre Erarbeitung konkreter Gestaltungsoptio­
nen sowie gesetzlicher Regulierung sind für eine erfolgreiche 
Bewältigung insbesondere der durch die Digitalisierung getrie­
benen Transformation unerlässlich. Dazu gehört auch, den 
Transfer in die betriebliche Praxis durch Beratung, Förderung 
und praxistaugliche Handreichungen sicherzustellen und Be­
darfe aus Unternehmen kontinuierlich zu identifizieren und 
aufzunehmen. Auch das für Unternehmen zentrale Thema der 
Fachkräftesicherung ist im größeren Kontext des demografi­
schen, digitalen und ökologischen Wandels der Arbeitswelt zu 
sehen. Erforderlich sind ein intensives und vorausschauendes 
Monitoring auf der Ebene von Branchen, Regionen und Qua­
lifikationen sowie die Unterstützung beim Aus- und Aufbau re­
gionaler Kooperationsstrukturen zur Fachkräftesicherung. Im 
Kontext von digitaler und ökologischer Transformation werden 
Aus- und Weiterbildung zur Schüsselfrage für Arbeit und Wirt­
schaft, für individuelle Resilienz, wirtschaftliche Stabilität und 
nicht zuletzt die struktuelle Zukunftsfähigkeit Deutschlands. 

- 3 -

Vorwort 11



Deshalb liegt ein wesentlicher Schwerpunkt auf der Fortset­
zung, Weiterentwicklung und Umsetzung der Nationalen Wei­
terbildungsstrategie (SDGs 1, 3, 4, 5, 8, 10, 12, 16).
Dem Anspruch Deutschlands als Sozialstaat und dem hohen 
Stand der Entwicklung seiner Systeme der sozialen Sicherung 
wird das BMAS auf dem Gebiet der Arbeits- und Sozialpolitik 

auch durch internationale Aktivitäten und intensiven Informa­
tions- und Erfahrungsaustausch mit ausgewählten Ländern 
gerecht. In diesem Rahmen unterstützt es aktiv Einrichtun­
gen wie die OECD oder die Internationale Arbeitsorganisation 
(SDGs 8, 10, 17).

Zur Gliederung des Einzelplans 

Die Programmausgaben des Einzelplans werden in den Kapi­
teln 1101 bis 1107 dargestellt:
Kap. 1101 Leistungen nach dem Zweiten und Dritten Buch 
Sozialgesetzbuch und gleichartige Leistungen,
Kap. 1102 Rentenversicherung und Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung,
Kap. 1103 Soziale Entschädigung - Leistungen nach dem 
Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch und gleichartige Leistun­
gen,
Kap. 1104 Unfallversicherung Bund und Bahn (UVB)/Künstler­
sozialkasse,

Kap. 1105 Förderung der Inklusion von Menschen mit Behin­
derungen,
Kap. 1106 Maßnahmen des Bundes mit Beteiligung Europä­
ischer Fonds (ESF, EGF) sowie sonstige internationale Ange­
legenheiten,
Kap. 1107 Arbeitswelt im Wandel; Fachkräftesicherung.
Den Kapiteln zu den Programmausgaben folgen das Kapitel 
sonstige Bewilligungen (1110), das Kapitel zu den zentral ver­
anschlagten Verwaltungseinnahmen und -ausgaben (1111) so­
wie das Kapitel für das Bundesministerium und die Kapitel des 
Geschäftsbereichs.
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Überblick zum Einzelplan 11
Soll

2026
1 000 €

Soll
2025

1 000 €

Veränderung
gegenüber

2025
1 000 €

Ausgabereste
2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

 
Einnahmen

Verwaltungseinnahmen........................................... 47 270 47 270  -  49 745  
Übrige Einnahmen.................................................. 1 444 451 1 783 978  -339 527  2 034 744  

Gesamteinnahmen.................................................. 1 491 721 1 831 248  -339 527  2 084 489  
 
Ausgaben

Personalausgaben.................................................. 355 096 354 116  +980 2 781 322 043  
Sächliche Verwaltungsausgaben............................ 190 786 180 902  +9 884 54 988 155 122  
Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Investitionen). 192 971 408 188 452 057  +4 519 351 1 171 337 181 039 306  
Ausgaben für Investitionen...................................... 3 991 645 2 367 232  +1 624 413 18 639 16 189  
Besondere Finanzierungsausgaben....................... -167 895 -1 012 985  +845 090  -  

Gesamtausgaben.................................................... 197 341 040 190 341 322  +6 999 718 1 247 745 181 532 660  
davon flexibilisiert.................................................... 412 057 399 935  +12 122 65 278 344 552  
davon nicht flexibilisiert........................................... 196 928 983 189 941 387  +6 987 596 1 182 467 181 188 108  
davon Ausgaben der Bereichsausnahmen............. 10 103 13 382  -3 279  -  

 
Flexibilisierte Ausgaben nach § 6 HG

Aus Hauptgruppe 4 und Titel 634 .3........................ 305 764 303 750  +2 014 2 781 260 511  
Aus Hauptgruppe 5................................................. 88 443 83 125  +5 318 44 313 68 641  
Aus Hauptgruppe 7................................................. 1 890 1 974  -84 1 441 1 552  
Aus Hauptgruppe 8................................................. 15 960 11 086  +4 874 16 743 13 848  

Zusammen.............................................................. 412 057 399 935  +12 122 65 278 344 552  
 

Verpflichtungsermächtigung im Haushalt 2026 
Verpflichtungsermächtigung.................................... 6 882 897      
davon fällig:      
im Haushaltsjahr 2027 bis zu.................................. 2 639 977      
im Haushaltsjahr 2028 bis zu.................................. 1 824 635      
im Haushaltsjahr 2029 bis zu.................................. 1 075 185      
im Haushaltsjahr 2030 bis zu.................................. 812 000      
im Haushaltsjahr 2031 bis zu.................................. 505 600      
im Haushaltsjahr 2032 bis zu.................................. 8 900      
im Haushaltsjahr 2033 bis zu.................................. 6 400      
im Haushaltsjahr 2034 bis zu.................................. 6 400      
im Haushaltsjahr 2035 bis zu.................................. 1 400      
im Haushaltsjahr 2036 bis zu.................................. 1 400      
im Haushaltsjahr 2037 bis zu.................................. 1 000      
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Haushaltsvermerk: - Ausgaben

1. Einsparungen bei folgenden Titeln: Epl. 11 mit Ausnahme der Titel 518 .2, Kap. 1112 Tgr. 55, Kap. 1113 Tgr. 55, Kap. 1114 
Tgr. 55, Kap. 1115 Tgr. 55 und Kap. 1116 Tgr. 55 dienen zur Deckung von Mehrausgaben bei folgendem Titel: Kap. 1111 Tit. 
981 07.
Dies gilt in Fällen, in denen Bundesressorts im Rahmen von Ressortvereinbarungen für andere Bundesressorts tätig 
werden und Mittel vom abgebenden Ressort dem empfangenden Ressort für gleiche Zwecke im Wege der Verrechnung 
zur Verfügung gestellt werden (sog. "Einer-für-Alle-Fälle"). 

2. Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der zweckgebundenen Mehreinnahmen bei folgendem Titel geleistet werden: Kap. 1111 
Tit. 381 07.
Dies gilt in Fällen, in denen Bundesressorts im Rahmen von Ressortvereinbarungen für andere Bundesressorts tätig 
werden und Mittel vom abgebenden Ressort dem empfangenden Ressort für gleiche Zwecke im Wege der Verrechnung 
zur Verfügung gestellt werden (sog. "Einer-für-Alle-Fälle"). 

Allgemeine Erläuterungen:

Ist-Angaben:
Die Ist-Ergebnisse der Einzeltitel sind kaufmännisch auf 1 000 Euro gerundet. Dadurch können bei Summenangaben Rundungs­
differenzen entstehen. Summenangaben können außerdem nicht durch Addition der gedruckten Titel errechnet werden, da 
in Vorjahren weggefallene Titel nur im Bundeshaushaltsplan 2026 abgedruckt werden, wenn bei diesen noch Ausgabereste 
bestehen.

Ausgabereste:
Die im Vorjahr verfügbaren Ausgabereste im nicht flexibilisierten Bereich sind kaufmännisch auf 1 000 Euro gerundet und einzeln 
bei dem jeweiligen Titel mit Stand August 2025 ausgewiesen. Die Inanspruchnahme dieser Ausgabereste muss grundsätzlich im 
jeweiligen Einzelplan durch Minderausgaben an anderer Stelle kassenmäßig eingespart werden. Kassenmäßige Einsparungen 
bei Titeln der Bereichsausnahme gemäß § 1a Artikel 115-Gesetz für die Inanspruchnahme von Ausgaberesten bei Titeln, die 
nicht zur Bereichsausnahme zählen, sind nicht möglich. Ausgabereste bei den der Flexibilisierung gemäß § 6 Haushaltsgesetz 
(HG) unterliegenden Ansätzen werden lediglich in der Zusammenstellung der flexibilisierten Ausgaben summarisch ausgewie­
sen. Für die Inanspruchnahme dieser Ausgabereste ist zentral Vorsorge getroffen und daher eine kassenmäßige Einsparung im 
gleichen Einzelplan grundsätzlich nicht erforderlich. Bei Summenangaben können Rundungsdifferenzen entstehen.

Bereichsausnahmen:
Die nach Artikel 115 Absatz 2 Satz 4 Grundgesetz den Bereichsausnahmen zugeordneten Titel sind mit einem B vor der 
Titelnummer gekennzeichnet. Sind ganze Einzelpläne oder Kapitel den Bereichsausnahmen zugeordnet und innerhalb dieser 
Zuordnung gleichzeitig in die Flexibilisierung einbezogen, werden die Titel mit BF vor der Titelnummer gekennzeichnet.

Flexibilisierung:
Die in die Regelung nach § 6 HG einbezogenen Ausgaben sind mit einem F vor der Titelnummer gekennzeichnet. Sie werden 
jeweils im hinteren Teil eines Kapitels im Anschluss an die nicht flexibilisierten Ausgabetitel entsprechend der Zuordnung nach 
§ 6 HG in einer Zusammenstellung aufsummiert und sind danach einzeln aufgelistet. Neu in die Flexibilisierung einbezogene 
Titel sind dabei mit einem  F  hervorgehoben.

Personalausgaben:
Aufwandsentschädigungen und Besondere Personalausgaben werden gemäß der Übersicht, die nach dem letzten Kapitel des 
Einzelplans abgedruckt ist, veranschlagt.

Projektförderungen bei den Titeln der Hauptgruppen 6 und 8:
Bei der Durchführung von Vorhaben und Programmen können Ausgaben für Projektträgerleistungen sowie für das Projektma­
nagement entstehen. Soweit dies der Fall ist, sind diese Ausgaben bei den jeweiligen Fachtiteln mitveranschlagt.

Angewandte Kurse:
1 CHF = 1,06792 EUR.
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Vorbemerkung

Wesentliche finanzwirksame Schwerpunkte des Kapitels 

Für arbeitsmarktpolitische Leistungen und Programme stellt 
der Bund - zusätzlich zu den Mitteln der Bundesagentur für 
Arbeit (BA) - Finanzmittel in Höhe von insgesamt rd. 55,5 Mrd. 
Euro zur Verfügung. Davon entfallen rd. 51,0 Mrd. Euro auf 
die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende. 
Hierbei bilden die Ausgaben für Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhalts, nämlich das Bürgergeld mit rd. 28,1 Mrd. 
Euro (SDGs 1, 2, 3, 8, 10), das die Beiträge zur Kranken- 
und Pflegeversicherung einschließt und die Beteiligung des 

Bundes an den Leistungen für Unterkunft und Heizung mit 
13,0 Mrd. Euro (SDGs 1, 3, 10) die größten Ausgabenposten.
Weitere bedeutsame Ausgabenpositionen sind die Leistungen 
zur Eingliederung in Arbeit und die Verwaltungskosten für 
die Durchführung der Grundsicherung für Arbeitsuchen­
de mit zusammen 9,95 Mrd. Euro (SDGs 1, 4, 8, 10), die be­
rufsbezogene Deutschsprachförderung mit 450 Mio. Euro 
(SDGs 8, 10) und das Darlehen an die Bundesagentur für 
Arbeit mit rd. 4,0 Mrd. Euro.

Wesentliche Ziele, die mit den veranschlagten Mitteln erreicht werden sollen 

Die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende   
(SDGs 1, 2, 3, 4, 8, 10) nach dem Zweiten Buch Sozialge­
setzbuch sollen es Leistungsberechtigten ermöglichen, ein 
menschenwürdiges Leben zu führen, und diese bei der Auf­
nahme einer Erwerbstätigkeit unterstützen. Ziel ist, Hilfebe­
dürftigkeit zu vermeiden oder zu beseitigen, die Dauer der 
Hilfebedürftigkeit zu verkürzen oder den Umfang der Hilfebe­
dürftigkeit zu verringern. Es sollen Anreize zur Aufnahme und 
Ausübung einer Erwerbstätigkeit geschaffen und Maßnahmen 
ergriffen werden, um die Erwerbsfähigkeit zu erhalten, zu ver­
bessern oder wieder herzustellen. Im Jahr 2024 stieg die Zahl 
der Bedarfsgemeinschaften jahresdurchschnittlich um rd. 26 
Tsd. auf rd. 2,93 Millionen gegenüber dem Vorjahr.
Die Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende unterstüt­
zen erwerbsfähige Leistungsberechtigte umfassend mit dem 
Ziel der dauerhaften Eingliederung in Arbeit  (SDGs 1, 4, 
8, 10). Durch den flexiblen und bedarfsorientierten Einsatz 
der arbeitsmarktpolitischen Instrumente wird eine passgenaue 
Unterstützung ermöglicht, die das persönliche Leistungsver­
mögen der Ausbildung- und Arbeitsuchenden und die Anfor­
derungen des regionalen Arbeitsmarktes besser in Einklang 
bringt. Hierzu gehören neben Leistungen der Beratung und 
Vermittlung auch Leistungen zur Aktivierung und beruflichen 
Eingliederung, zur Aufnahme einer sozialversicherungspflich­
tigen Beschäftigung sowie zur Berufsausbildung und berufli­
chen Weiterbildung.
Ein Schwerpunkt bei der Aktivierung und Eingliederung von 
Leistungsberechtigten liegt auf dem Abbau der Langzeitar­
beitslosigkeit. Mit dem Regelinstrument "Teilhabe am Arbeits­
markt" (§ 16i SGB II) wird sehr arbeitsmarktfernen Langzeit­
arbeitslosen soziale Teilhabe durch eine längerfristige, sozi­
alversicherungspflichtige, öffentlich geförderte Beschäftigung 
ermöglicht. Die Förderung beinhaltet neben einem degres­
siv ausgestalteten Lohnkostenzuschuss auch eine ganzheitli­
che beschäftigungsbegleitende Betreuung (Coaching), sowie 
eine Kostenübernahme für erforderliche Weiterbildungen. Mit 

dem Regelinstrument "Eingliederung von Langzeitarbeitslo­
sen" (§ 16e SGB II) können Personen, die langzeitarbeitslos, 
aber noch nicht sehr arbeitsmarktfern sind, mit einem degres­
siv ausgestalteten Lohnkostenzuschuss mit integrierter ganz­
heitlicher beschäftigungsbegleitender Betreuung bei der Ein­
gliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt gefördert werden.
Darüber hinaus ist ein Passiv-Aktiv-Transfer möglich. Bis zu 
einem Volumen von 700 Millionen Euro können für das Bür­
gergeld veranschlagte Mittel auch zur Finanzierung des Re­
gelinstruments nach § 16i SGB II herangezogen werden. Auf 
diesem Weg können für passive Leistungen veranschlagte 
Mittel, die durch öffentlich geförderte Beschäftigung einge­
spart werden, zusätzlich zur Finanzierung der geförderten Be­
schäftigung eingesetzt werden. Die Finanzierung des Regel­
instruments nach § 16i SGB II wurde damit auf eine zweite 
Säule gestellt.
Die berufsbezogene Deutschsprachförderung  (SDGs 8, 
10) bildet zusammen mit den Integrationskursen das „Gesamt­
programm Sprache“. Mit der ausschließlich aus Bundesmit­
teln finanzierten Sprachförderung wurde ein flächendecken­
des und ausdifferenziertes Angebot geschaffen, das sich ins­
besondere an Neuzugewanderte richtet.
Nach Artikel 120 des Grundgesetzes trägt der Bund die Zu­
schüsse zu den Lasten der Sozialversicherung mit Einschluss 
der Arbeitslosenversicherung. Nach § 364 SGB III leistet der 
Bund der Bundesagentur für Arbeit die zur Aufrechterhal­
tung einer ordnungsgemäßen Kassenwirtschaft notwendigen 
unterjährigen Liquiditätshilfen als zinslose Darlehen, wenn die 
Mittel der Bundesagentur für Arbeit zur Erfüllung der Zah­
lungsverpflichtungen nicht ausreichen. Die Darlehen sind zu­
rückzuzahlen, sobald und soweit am Ende eines Tages die 
Einnahmen die Ausgaben übersteigen. Können Darlehen bis 
zum Schluss des Haushaltsjahres nicht zurückgezahlt werden, 
gilt die Rückzahlung als bis zum Schluss des folgenden Haus­
haltsjahres gestundet (§ 365 SGB III).
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Überblick zum Kapitel 1101
Soll

2026
1 000 €

Soll
2025

1 000 €

Veränderung
gegenüber

2025
1 000 €

Ausgabereste
2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

 
Einnahmen

Verwaltungseinnahmen........................................... 10 000 10 000  -  9 273  
Übrige Einnahmen.................................................. - -  -  -  

Gesamteinnahmen.................................................. 10 000 10 000  -  9 273  
 
Ausgaben

Sächliche Verwaltungsausgaben............................ 15 864 14 700  +1 164 4 057 15 204  
Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Investitionen). 51 512 050 52 458 373  -946 323 375 855 52 198 157  
Ausgaben für Investitionen...................................... 3 971 000 2 347 000  +1 624 000  -  

Gesamtausgaben.................................................... 55 498 914 54 820 073  +678 841 379 912 52 213 361  
davon nicht flexibilisiert........................................... 55 498 914 54 820 073  +678 841 379 912 52 213 361  

 
Verpflichtungsermächtigung im Haushalt 2026 
Verpflichtungsermächtigung.................................... 6 557 934      
davon fällig:      
im Haushaltsjahr 2027 bis zu.................................. 2 514 234      
im Haushaltsjahr 2028 bis zu.................................. 1 714 100      
im Haushaltsjahr 2029 bis zu.................................. 1 007 100      
im Haushaltsjahr 2030 bis zu.................................. 802 500      
im Haushaltsjahr 2031 bis zu.................................. 502 500      
im Haushaltsjahr 2032 bis zu.................................. 7 500      
im Haushaltsjahr 2033 bis zu.................................. 5 000      
im Haushaltsjahr 2034 bis zu.................................. 5 000      
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

Einnahmen 

Verwaltungseinnahmen 

119 99 
-253 

Vermischte Einnahmen 10 000  
  

10 000  
  

9 273  
  

Haushaltsvermerk:
Ausgaben zu Nr.1 und 2 der Erläuterungen dürfen von den Einnahmen 
abgesetzt werden. 

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Einnahmen aus der ehemaligen Arbeitslosenhilfe.......................... 2 400
2. Einnahmen aus der ehemaligen Eingliederungshilfe...................... -
3. Sonstige Einnahmen....................................................................... 7 600

Zusammen............................................................................................ 10 000

Übrige Einnahmen 

236 01 
-253 

Erstattungen der Bundesagentur für Arbeit nach § 459 SGB III -  
  

-  
  

-  
  

Haushaltsvermerk:
Mehreinnahmen sind gemäß § 459 SGB III zweckgebunden. Sie dienen 
nur zur Leistung der Mehrausgaben bei folgendem Titel: 685 11. 

Erläuterungen:
Gemäß Vereinbarung zwischen dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 
dem Bundesministerium der Finanzen und der Bundesagentur für Arbeit beträgt 
der nach § 459 SGB III zu zahlende pauschalierte Aufwendungsersatz 87 Mio. Eu­
ro im Jahr 2026. Der Betrag wird von der Bundesagentur für Arbeit am 15. Januar 
2026 an den Bund gezahlt und im Rahmen der Eingliederungsmittelverordnung 
2026 den Jobcentern zur Verfügung gestellt.

Ausgaben 

Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Investitionen) 

684 01 
-253 

Berufliche Integration und Beratung von Zuwanderern 60 200  
  

56 523  
36 234  

50 033  
  

Verpflichtungsermächtigung....................................................... 29 000 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu................................................. 9 500 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu................................................. 9 500 T€ 
im Haushaltsjahr 2029 bis zu................................................. 2 500 T€ 
im Haushaltsjahr 2030 bis zu................................................. 2 500 T€ 
im Haushaltsjahr 2031 bis zu................................................. 2 500 T€ 
im Haushaltsjahr 2032 bis zu................................................. 2 500 T€ 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Einnahmen aus Rückerstattungen von Maßnahmekosten sowie Zin­
sen fließen den Ausgaben zu. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titel 684 01

3. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Veröffentlichun­
gen und sonstiges Informationsmaterial gegen ermäßigtes Entgelt 
oder unentgeltlich an Dritte abgegeben werden. 

Erläuterungen:

Bezeichnung 2026
1 000 €

2025
1 000 €

Ist 2024
1 000 €

1 2 3 4
 

1. Maßnahmen zur beruflichen Integration............................................................. 60 100 57 400 50 033
darunter:

1.1. Qualifizierungsprogramm für Migrantinnen und Migranten im Kontext des An­
erkennungsgesetzes und Weiterentwicklung der Anerkennungs- und Qualifi­
zierungsberatung................................................................................................ 35 380 34 600 29 957

1.2. Netzwerk „Unsere Arbeit: Unsere Vielfalt. Initiative für betriebliche Demokra­
tiekompetenz"..................................................................................................... 550 6 000 5 097

1.3. Förderprogramm für Frauen mit Migrationshintergrund..................................... 18 070 16 800 16 249
1.4 Faire Integration................................................................................................. 6 100 - -
1.5 Sonstiges............................................................................................................ - - -1 271
2. Schulung der Beraterinnen und Berater der Bundesagentur für Arbeit nach 

§ 7 RückHG........................................................................................................ 100 100 -

Zusammen................................................................................................................... 60 200 57 500 50 033
Die Ausgaben dienen dem Ziel, die berufliche Integration von Personen mit Mi­
grationshintergrund zu verbessern und einen Beitrag zur langfristigen Sicherung 
der Fachkräftebasis zu leisten. Hierzu gehört insbesondere die nationale Kofinan­
zierung des ESF-Programms "IQ - Integration durch Qualifizierung" (nachfolgend 
Förderprogramm IQ), durch das u. a. Anerkennungs- und Qualifizierungsberatun­
gen und Qualifizierungen im Kontext des Anerkennungsgesetzes, Beratungen zu 
arbeits- und sozialrechtlichen Themen sowie flankierende Strukturangebote zur 
Fachkräfteeinwanderung gefördert werden.
Daneben wird das Förderprogramm "Unsere Arbeit: Unsere Vielfalt Initiative für 
betriebliche Demokratiekompetenz", welches sich an Beschäftigte und Initiativen 
in der Arbeitswelt gegen Rechtsextremismus, Rassismus und Verschwörungser­
zählungen richtet, ausfinanziert.
Ein weiterer Fokus liegt auf der Förderung von (formal) geringqualifizierten Frauen 
mit Migrationshintergrund durch das ESF-Förderprogramm "MY TURN - Frauen 
mit Migrationserfahrung starten durch".
Darüber hinaus dient der Titel der Finanzierung von Veranstaltungen und 
Kongressen, die den vorgenannten Zwecken dienen.
Zusätzlich wird das Beratungsangebot "Faire Integration" gem. § 45b AufenthG 
zum 1. Januar 2026 verstetigt.
Aus dem Ansatz dürfen auch Ausgaben geleistet werden, die nach Art. 1 § 7 des 
Gesetzes zur Förderung der Rückkehrbereitschaft von Ausländern bei Beratung 
von rückkehrwilligen Ausländerinnen und Ausländern entstehen.

684 04 
-219 

Berufsbezogene Deutschsprachförderung durch das BAMF 450 000  
  

450 000  
  

424 889  
  

Verpflichtungsermächtigung......................................................... 9 000 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu................................................. 3 000 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu................................................. 3 000 T€ 
im Haushaltsjahr 2029 bis zu................................................. 3 000 T€ 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Einnahmen aus Rückzahlungen von Maßnahmekosten fließen den 
Ausgaben zu. 

3. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Veröffentlichun­
gen und sonstiges Informationsmaterial gegen ermäßigtes Entgelt 
oder unentgeltlich an Dritte abgegeben werden. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titel 684 04

Erläuterungen:
Die berufsbezogene Deutschsprachförderung nach § 45a AufenthG dient der Un­
terstützung der Integration in den Arbeitsmarkt. Die Einzelheiten regelt das BMAS 
in der Verordnung über die berufsbezogene Deutschsprachförderung (Deutsch­
sprachförderverordnung- DeuFöV). Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) führt die Aufgabe durch.
Ausgaben für Erstattungen von Personal- und Verwaltungskosten an das BAMF 
gemäß § 25 Abs. 2 DeuFöV sind aufgrund vorgeschriebener interner Verrechnun­
gen gemäß § 61 BHO bei Kap. 1111 Tit. 981 07 zu buchen. Die verfügbaren Soll-
Mittel verringern sich um die Summe der Verrechnungen.
Aus dem Ansatz dürfen auch die Ausgaben für begleitende Maßnahmen wie die 
wissenschaftliche Untersuchung der berufsbezogenen Deutschsprachförderung 
(einschließlich Evaluation), der Erfahrungsaustausch, die Veröffentlichung der Un­
tersuchungsergebnisse, die Durchführung von Fachtagungen und Veröffentlichun­
gen geleistet werden.

684 05 
-253 

Servicestelle Jugendberufsagenturen 1 850  
  

1 850  
1 057  

1 192  
  

Verpflichtungsermächtigung......................................................... 4 934 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu................................................. 1 734 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu................................................. 1 600 T€ 
im Haushaltsjahr 2029 bis zu................................................. 1 600 T€ 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Veröffentlichun­
gen und sonstiges Informationsmaterial gegen ermäßigtes Entgelt 
oder unentgeltlich an Dritte abgegeben werden. 

Titelgruppe 01 

Tgr. 01 Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende (51 015 864) 
 

(51 964 700) 
(342 621) 

 

Haushaltsvermerk:
Beiträge Dritter und Rückeinnahmen sowie Zinsen fließen den Ausgaben 
zu. 

Erläuterungen:
Nach § 46 Abs. 1 Satz 1 SGB II trägt der Bund die Aufwendungen der Grundsi­
cherung für Arbeitsuchende einschließlich der Verwaltungskosten, soweit die Leis­
tungen von der Bundesagentur für Arbeit erbracht werden. Dies gilt auch, soweit 
die Aufgaben von zugelassenen kommunalen Trägern (§ 6b SGB II) wahrgenom­
men werden. Bei den Leistungen handelt es sich um Leistungen zur Eingliederung 
in Arbeit und um Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts der erwerbsfähi­
gen Leistungsberechtigten und der mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft leben­
den Personen.

544 11 
-253 

Forschung, Untersuchungen und Ähnliches 15 864  
  

14 700  
4 057  

15 204  
  

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Forschungs- 
und Kongressberichte beschafft und dass diese sowie Veröffentli­
chungen und sonstiges Informationsmaterial gegen ermäßigtes Ent­
gelt oder unentgeltlich an Dritte abgegeben werden. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titel 544 11 (Titelgruppe 01)

Erläuterungen:
Veranschlagt sind die Ausgaben für die Wirkungsforschung im Rahmen der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende (§ 55 SGB II) sowie die Ausgaben für die 
Evaluationen der Gleichstellungsimpulse im SGB II-Zielsteuerungssystem und der 
arbeitsmarktpolitischen Integrationsmaßnahmen für Geflüchtete.

632 11 
-252 

Beteiligung des Bundes an den Leistungen für Unterkunft und Heizung 13 000 000  
  

13 000 000  
  

12 359 620  
  

Haushaltsvermerk:
Die Ausgaben sind mit folgendem Titel gegenseitig deckungsfähig: 
681 12. 

Erläuterungen:
Der Bund beteiligt sich an den Leistungen für Unterkunft und Heizung nach § 22 
Abs. 1 SGB II. Der Beteiligungssatz berücksichtigt auch einen jährlich in einer 
Rechtsverordnung festzulegenden Wert zum finanziellen Ausgleich der kommu­
nalen Ausgaben für die Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 28 SGB II 
und § 6b Bundeskindergeldgesetz. Ingesamt ist die Bundesbeteiligung auf durch­
schnittlich 74 Prozent begrenzt.

636 13 
-259 

Verwaltungskosten für die Durchführung der Grundsicherung für Arbeit­
suchende 

5 250 000  
  

5 250 000  
  

6 535 047  
  

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Die Ausgaben sind mit folgendem Titel gegenseitig deckungsfähig: 
685 11. 

3. Die Erläuterungen zu Nr. 2 sind verbindlich. 

4. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Veröffentlichun­
gen und sonstiges Informationsmaterial gegen ermäßigtes Entgelt 
oder unentgeltlich an Dritte abgegeben werden. 

Erläuterungen:
1. Soweit die Durchführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende durch die 

Bundesagentur für Arbeit (BA) erfolgt, erstattet der Bund der BA die an­
fallenden Verwaltungskosten (§ 46 Abs. 1 SGB II). Hierunter fallen auch 
die Verwaltungskosten für die zugelassenen kommunalen Träger (§ 6b 
SGB II). Zu den Verwaltungskosten gehören auch Aufwendungen für die tech­
nische, fachliche und konzeptionelle Betreuung des "SGB II-Online-Portals", 
die Datenerhebung und -verarbeitung, den Datenabgleich und die Statistik 
nach §§ 48a, 51b, 52 Abs. 4 SGB II und nach § 53 SGB II.

2. Zur Erreichung eines maximal zehnprozentigen Befristungsanteils hat das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales im Rahmen seiner Aufsicht gegen­
über der BA sicherzustellen, dass die Anzahl der in Umsetzung des SGB II in 
den gemeinsamen Einrichtungen mit befristetem Arbeitsvertrag beschäftigten 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Jahresdurchschnitt 2026 die Zahl 
von 2 900 nicht überschreitet. Diese Obergrenze darf um maximal 800 zur 
Bewältigung der Asyl- und Flüchtlingszuwanderung und um maximal 450 
überschritten werden, um dauerhaft ausgeschiedenes kommunales Personal 
in den gemeinsamen Einrichtungen durch Personal der BA zu ersetzen. Die 
Obergrenze darf um maximal weitere 150 überschritten werden, wenn nicht 
in ausreichendem Umfang kommunales Personal für die Umsetzung der Bil­
dungs- und Teilhabeleistungen in den dafür zuständigen gemeinsamen Ein­
richtungen zur Verfügung steht und daher dafür zusätzliches Personal der BA 
notwendig wird. Im Übrigen bedarf eine Überschreitung der Obergrenze der 
vorherigen Zustimmung des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundesta­
ges.
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titelgruppe 01

681 12 
-251 

Bürgergeld 28 050 000  
  

29 600 000  
  

29 150 930  
  

Haushaltsvermerk:

2. Die Ausgaben sind mit folgendem Titel gegenseitig deckungsfähig: 
632 11. 

1. Einsparungen dienen zur Deckung von Mehrausgaben bei folgendem 
Titel: Kap. 1110 Tit. 632 07. 

3. Aus dem Ansatz dürfen bis zur Gesamthöhe von 700 000 T€ auch 
Ausgaben für Maßnahmen nach § 16i SGB II bis zur Höhe des da­
durch im konkreten Einzelfall eingesparten Bürgergelds und Bundes­
anteils an den Kosten der Unterkunft und Heizung gewährt werden. 

Erläuterungen:
Erwerbsfähige Leistungsberechtigte erhalten nach § 19 SGB II als Bürgergeld 
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts einschließlich der angemessenen 
Kosten für Unterkunft und Heizung. Des Weiteren fallen hierunter auch die Leis­
tungen für nicht erwerbsfähige Angehörige, die mit erwerbsfähigen Leistungsbe­
rechtigten in einer Bedarfsgemeinschaft leben. Darüber hinaus werden für Bezie­
her von Bürgergeld Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung gezahlt. Die 
Leistungen für Unterkunft und Heizung sowie Bildung und Teilhabe werden durch 
die kommunalen Träger erbracht.

685 11 
-253 

Leistungen zur Eingliederung in Arbeit 4 700 000  
  

4 100 000  
338 564  

3 676 446  
  

Verpflichtungsermächtigung.................................................. 6 515 000 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu.......................................... 2 500 000 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu.......................................... 1 700 000 T€ 
im Haushaltsjahr 2029 bis zu.......................................... 1 000 000 T€ 
im Haushaltsjahr 2030 bis zu............................................. 800 000 T€ 
im Haushaltsjahr 2031 bis zu............................................. 500 000 T€ 
im Haushaltsjahr 2032 bis zu................................................. 5 000 T€ 
im Haushaltsjahr 2033 bis zu................................................. 5 000 T€ 
im Haushaltsjahr 2034 bis zu................................................. 5 000 T€ 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Die Ausgaben sind mit folgendem Titel gegenseitig deckungsfähig: 
636 13. 

3. Mehrausgaben zu Nr. 2.2 der Erläuterungen dürfen bis zur Höhe 
der zweckgebundenen Mehreinnahmen bei folgendem Titel geleistet 
werden: 236 01. 

4. Die Erläuterungen zu Nr. 1 sind verbindlich. 

Erläuterungen:
1. Zu Lasten aller Einzelpläne dürfen Ausgabereste bis zur Höhe von 

350 000 T€ in Anspruch genommen werden.
2. Leistungen zur Eingliederung für erwerbsfähige Leistungsberechtigte nach 

dem SGB II, mit Ausnahme der Eingliederungsleistungen nach § 16a SGB II; 
für diese Leistungen liegt die Zuständigkeit bei den kommunalen Trägern. 
Vor 2025 begonnene Maßnahmen zur Förderung der beruflichen Weiterbil­
dung und der beruflichen Rehabilitation werden noch bis zum Abschluss 
der Maßnahme durch die Jobcenter fortgeführt. Die Ausfinanzierung dieser 
Maßnahmen erfolgt über einen von der Bundesagentur für Arbeit nach 
§ 459 SGB III gezahlten pauschalierten Aufwendungsersatz.
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titel 685 11 (Titelgruppe 01)

Bezeichnung 1 000 €
 

2.1 Leistungen zur Eingliederung nach dem SGB II........................... 4 700 000
2.2 Aufwendungsersatz nach § 459 SGB III....................................... -

Zusammen............................................................................................ 4 700 000

Titelgruppe 02 

Tgr. 02 Darlehen und sonstige Leistungen an die Bundesagentur für Arbeit (3 971 000) 
 

(2 347 000) 
 

 

856 21 
-225 

Unterjährige Liquiditätshilfen an die Bundesagentur für Arbeit -  
  

-  
  

-  
  

Haushaltsvermerk:
Rückzahlungen fließen den Ausgaben zu. 

Erläuterungen:
Nach § 364 SGB III gewährt der Bund der Bundesagentur für Arbeit zur Aufrecht­
erhaltung einer ordnungsgemäßen Kassenwirtschaft Liquiditätshilfen als zinslose 
Darlehen, wenn die Mittel der Bundesagentur zur Erfüllung der Zahlungsverpflich­
tungen nicht ausreichen. Das Haushaltsgesetz 2026 enthält hierfür einen Finanz­
rahmen von bis zu 12 Mrd. €. Die Darlehen sind zurückzuzahlen, sobald und 
soweit am Ende eines Tages die Einnahmen die Ausgaben übersteigen. Können 
Liquiditätshilfen des Bundes zum Schluss des Haushaltsjahres durch die Bundes­
agentur nicht zurückgezahlt werden, gilt die Rückzahlung als bis zum Schluss des 
folgenden Haushaltsjahres gestundet (§ 365 SGB III).

856 22 
-225 

Überjähriges Darlehen an die Bundesagentur für Arbeit 3 971 000  
  

2 347 000  
  

-  
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Vorbemerkung

Wesentliche finanzwirksame Schwerpunkte des Kapitels 

Kapitel 1102 umfasst ein Finanzvolumen von rund 140,0 Mil­
liarden Euro. Ein Großteil ist für die Leistungen an die Ren­
tenversicherung in der Titelgruppe 01 und für die Grundsi­
cherung im Alter und bei Erwerbsminderung (Titel 632 01) 
vorgesehen. In Titelgruppe 01 bilden die vier Titel

- Beteiligung des Bundes in der knappschaftlichen Renten­
versicherung,

- Zuschuss des Bundes an die allgemeine Rentenversiche­
rung,

- Zusätzlicher Zuschuss des Bundes an die allgemeine Ren­
tenversicherung und

- Beitragszahlungen für Kindererziehungszeiten an die all­
gemeine Rentenversicherung

die größten Ausgabeposten.

Daneben sind in diesem Kapitel die Erstattungen des Bun­
des an die Deutsche Rentenversicherung für die Überführung 
der in den Zusatzversorgungssystemen der ehemaligen DDR 
erworbenen Ansprüche etatisiert. Hiervon wird ein Teil von 
den Ländern im Beitrittsgebiet erstattet. Schließlich leistet der 
Bund Zuschüsse zu den Beiträgen zur Rentenversicherung 
der in Werkstätten, bei anderen Leistungsanbietern nach § 60 
SGB IX und in Inklusionsbetrieben beschäftigten behinderten 
Menschen.

Wesentliche Ziele, die mit den veranschlagten Mitteln erreicht werden sollen 

Die Finanzierung der Rentenversicherung beruht im Wesentli­
chen auf zwei Grundlagen: den Beiträgen, die im Falle der 
gegen Arbeitsentgelt beschäftigten Arbeitnehmer jeweils zur 
Hälfte von Arbeitnehmern und Arbeitgebern getragen werden, 
und den hier veranschlagten Bundeszuschüssen (Leistungen 
an die Rentenversicherung). Die Bundeszuschüsse (SDG 
8) zeichnen sich in Abgrenzung zu den Beitragszahlungen 
und Erstattungen des Bundes durch eine Multifunktionalität 
aus. An erster Stelle gewährleistet der Bund mit der allgemei­
nen Sicherungsfunktion der Bundeszuschüsse die dauerhaf­
te Funktions- und Leistungsfähigkeit der gesetzlichen Renten­
versicherung, auch unter sich verändernden ökonomischen 
und demografischen Rahmenbedingungen. Darüber hinaus 
dienen die Bundeszuschüsse auch der pauschalen Abgeltung 
der Aufwendungen der Rentenversicherung für nicht betrags­
gedeckte Leistungen. Sie schützen damit die Beitragszahler­
innen und Beitragszahler vor übermäßiger Belastung (Aus­
gleichs- und Entlastungsfunktion). Durch die Defizithaftung 
des Bundes wird die dauernde Leistungsfähigkeit der knapp­
schaftlichen Rentenversicherung sichergestellt.
Neben den Zuschüssen zahlt der Bund seit dem 1. Juni 1999 
Beiträge in pauschaler Form für Zeiten der Kindererziehung. 
Die Berechtigten werden dabei so gestellt, als würden sie je­

weils das Durchschnittseinkommen aller Versicherten im Jahr 
verdienen und auf dieser Basis Beiträge zahlen.
Insgesamt - Zuschüsse und Beiträge für Kindererziehungszei­
ten - kommt knapp ein Drittel der Einnahmen der Rentenversi­
cherung aus dem Bundeshaushalt.
Zweck von Grundsicherungsleistungen im Alter und bei 
Erwerbsminderung  (SDGs 1, 10) ist, für Personen ab Errei­
chen der Altersgrenze für eine Regelaltersrente und für dau­
erhaft voll erwerbsgeminderte Menschen eine eigenständige 
soziale Leistung vorzusehen, die greift, wenn das eigene Ein­
kommen und Vermögen der Leistungsberechtigten nicht aus­
reicht, um den existenznotwendigen Bedarf abzudecken. Seit 
dem Jahr 2014 erstattet der Bund die Nettoausgaben in der 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung zu 100 
Prozent und entlastet damit die für die Ausführung der Grund­
sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung zuständigen 
Träger - in der Regel die Kommunen - von Sozialausgaben 
in beachtlicher Höhe. Insgesamt trägt das vielfältige finanzielle 
Engagement des Bundes zugunsten der Kommunen maßgeb­
lich dazu bei, dass sich die kommunale Finanzsituation derzeit 
wieder günstiger darstellt und auch noch weiter verbessern 
wird.
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Überblick zum Kapitel 1102
Soll

2026
1 000 €

Soll
2025

1 000 €

Veränderung
gegenüber

2025
1 000 €

Ausgabereste
2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

 
Einnahmen

Verwaltungseinnahmen........................................... 100 100  -  278  
Übrige Einnahmen.................................................. 1 385 000 1 725 000  -340 000  1 708 233  

Gesamteinnahmen.................................................. 1 385 100 1 725 100  -340 000  1 708 511  
 
Ausgaben

Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Investitionen). 140 009 634 134 422 809  +5 586 825  127 224 525  
Ausgaben für Investitionen...................................... - -  -  -  
Besondere Finanzierungsausgaben....................... - -  -  -  

Gesamtausgaben.................................................... 140 009 634 134 422 809  +5 586 825  127 224 525  
davon nicht flexibilisiert........................................... 140 009 634 134 422 809  +5 586 825  127 224 525  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

Einnahmen 

Verwaltungseinnahmen 

119 99 
-223 

Vermischte Einnahmen 100  
  

100  
  

278  
  

Übrige Einnahmen 

176 01 
-221 

Rückflüsse aus Betriebsmitteldarlehen des Bundes an die Träger der 
allgemeinen Rentenversicherung 

-  
  

-  
  

-  
  

232 01 
-229 

Erstattungen für Aufwendungen aufgrund der Überführung von Zusatz­
versorgungssystemen in die Rentenversicherung 

1 385 000  
  

1 725 000  
  

1 708 233  
  

Erläuterungen:
Bei diesem Titel werden die Erstattungen der Länder im Beitrittsgebiet für die 
Aufwendungen für die Zusatzversorgungssysteme nach Anl. 1 Nrn. 1-22 zum 
AAÜG vereinnahmt. Der Ansatz berücksichtigt die im Koalitionsbeschluss vom 
2. Juli 2025 vorgesehene Anhebung der Bundesbeteiligung um 10 Prozentpunkte 
auf 60 Prozent und die damit einhergehende Entlastung der Länder im Beitritts­
gebiet. Ausgaben des Bundes zur Erstattung von Aufwendungen der Deutschen 
Rentenversicherung Bund sind bei Kap. 1102 Tit. 636 12 veranschlagt.

381 03 
-890 

Verrechnungseinnahmen gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 381 .1 und 
381 .7 

-  
  

-  
  

(-)  
  

Ausgaben 

Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Investitionen) 

632 01 
-282 

Erstattungen des Bundes für die Grundsicherung im Alter und bei Er­
werbsminderung 

12 450 000  
  

11 750 000  
  

11 059 914  
  

Haushaltsvermerk:
Die Ausgaben sind übertragbar. 

Erläuterungen:
Der Bund erstattet den Ländern die den zuständigen Trägern entstehenden Netto­
ausgaben für das Vierte Kapitel SGB XII zu 100 Prozent (§ 46a SGB XII).

632 02 
-281 

Beteiligung des Bundes an den Aufwendungen für den Barbetrag nach 
dem dritten Kapitel SGB XII 

26 500  
  

26 077  
  

22 399  
  

Erläuterungen:
Der Bund beteiligt sich nach § 136a SGB XII an den Aufwendungen für den Barbe­
trag nach dem dritten Kapitel SGB XII (Hilfe zum Lebensunterhalt).
Der Beteiligungsumfang entspricht dem Bundesanteil für die Erhöhung des Ver­
mögensschonbetrages und des Arbeitsförderungsgeldes.

636 02 
-221 

Erstattung an die Deutsche Rentenversicherung Bund für Gutachtenkos­
ten im Zusammenhang mit der Grundsicherung 

11 000  
  

9 140  
  

7 934  
  

Erläuterungen:
Der Bund erstattet der Deutschen Rentenversicherung Bund seit 2010 gemäß 
§ 224b SGB VI die Kosten und Auslagen, die den Trägern der Rentenversiche­
rung durch die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach § 109a Abs. 2 und 3 SGB VI 
für das vorangegangene Jahr entstanden sind.
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

636 03 
-221 

Kosten der Nachversicherung gem. Art. 6 §§ 19 und 23 des Fremd­
renten- und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes 

65  
  

70  
  

77  
  

Haushaltsvermerk:
Die Ausgaben sind mit folgendem Titel gegenseitig deckungsfähig: 
636 04. 

Erläuterungen:
Nach Art. 6 §§ 19 und 23 Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neuregelungsge­
setz (FANG) gelten bestimmte Personengruppen in der gesetzlichen Rentenver­
sicherung als nachversichert. Der Bund erstattet den Versicherungsträgern im 
Versicherungsfall die Leistungen, die auf die Zeiten entfallen, für welche die Nach­
versicherung als durchgeführt gilt.
Weitere Ausgaben für die Nachversicherung gemäß Art. 6 FANG sind bei 
Kap. 0801 Tit. 636 33 veranschlagt.

636 04 
-221 

Kosten der Nachversicherung gem. §§ 23 und 23a des Gesetzes zur 
Regelung der Verbindlichkeiten nationalsozialistischer Einrichtungen und 
der Rechtsverhältnisse an deren Vermögen 

270  
  

280  
  

229  
  

Haushaltsvermerk:
Die Ausgaben sind mit folgendem Titel gegenseitig deckungsfähig: 
636 03. 

Erläuterungen:
Nach §§ 20 Abs. 1 und 23a Abs. 1 Gesetz zur Regelung der Verbindlichkeiten 
nationalsozialistischer Einrichtungen und der Rechtsverhältnisse an deren Vermö­
gen (NSVerbG) gelten die dort bezeichneten Personengruppen für bestimmte Zei­
träume in der gesetzlichen Rentenversicherung als nachversichert. Die auf diese 
Zeiten entfallenden Leistungen werden den Trägern der gesetzlichen Rentenversi­
cherung nach §§ 23 und 23a NSVerbG vom Bund erstattet. Ferner werden die für 
die Durchführung der Nachversicherung anfallenden Verwaltungskosten entspre­
chend der Regelung nach § 72 Abs. 11 G 131 i. V. m. § 2 Abs. 2 Dienstrechtli­
ches Kriegsfolgen-Abschlußgesetz (DKfAG) pauschal in Höhe von 1,1 Prozent 
der anteiligen Leistungen erstattet. Weitere Ausgaben für Leistungen nach dem 
NSVerbG sind bei Kap. 0801 Tit. 681 36 veranschlagt.

636 06 
-221 

Digitale Rentenübersicht 7 900  
  

7 300  
  

6 800  
  

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind in Höhe von 600 T€ gesperrt. 
Die Aufhebung der Sperre bedarf der Einwilligung des Haus­
haltsausschusses des Deutschen Bundestages. 
Voraussetzung für die Aufhebung der Sperre ist die Vorlage 
eines Konzepts zur angekündigten nutzendenzentrierten Weiter­
entwicklung der Digitalen Rentenübersicht. 

2. Die Ausgaben sind übertragbar. 

Erläuterungen:
Auf Grundlage des Gesetzes zur Entwicklung und Einführung einer Digitalen 
Rentenübersicht (Rentenübersichtsgesetz - RentÜG) beteiligt sich der Bund an 
den Verwaltungsaufwendungen der bei der Deutschen Rentenversicherung Bund 
eingerichteten Zentralen Stelle für die Digitale Rentenübersicht.
Für die im Deutschen Aufbau- und Resilienzplan enthaltene Maßnahme "Digitale 
Rentenübersicht" werden im Haushaltsjahr 2026 aus diesem Titel Mittel in Höhe 
von 5 200 T€ bereitgestellt.

636 07 
-221 

Bundesmittel für sonstige Leistungen zur Teilhabe nach § 31 Absatz 1 
Nr. 3 SGB VI 

-  
  

-  
  

-  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

685 01 
-229 

Ausfinanzierung der Zusatzversorgung bevollmächtigter Bezirksschorn­
steinfeger 

97 100  
  

93 300  
  

88 400  
  

Haushaltsvermerk:
Einnahmen aus Rückerstattungen fließen den Ausgaben zu. 

Erläuterungen:
Der Betrag dient zur Deckung der Kosten aus der Übernahme der Defizitdeckung 
zur Ausfinanzierung der Zusatzversorgung der bevollmächtigten Bezirksschorn­
steinfeger (§ 36 Abs. 2 Satz 1 Schornsteinfeger-Handwerksgesetz - SchfHwG) 
durch den Bund.

685 02 
-229 

Kosten bei Betriebsrentenkürzungen in Sicherungsfällen nach § 30 Abs. 
3 des Betriebsrentengesetzes (BetrAVG) 

50  
  

50  
  

-  
  

Haushaltsvermerk:
Die Ausgaben sind übertragbar. 

Erläuterungen:
Aus dem Titel werden nach Maßgabe des § 30 Absatz 3 Betriebsrentengesetz 
die zu erbringenden Leistungen gegenüber dem Pensions-Sicherungs-Verein 
(PSVaG) als Träger der Insolvenzsicherung erstattet. Die Erstattung beinhaltet die 
Entschädigungszahlung und auch eine Verwaltungskostenpauschale.

Besondere Finanzierungsausgaben 

981 03 
-890 

Verrechnungsausgaben gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 981 .1 und 
981 .7 

-  
  

-  
  

(-)  
  

Titelgruppe 01 

Tgr. 01 Leistungen an die Rentenversicherung (RV) (127 416 749) 
 

(122 536 592) 
 

 

636 12 
-229 

Erstattung von Aufwendungen der Deutschen Rentenversicherung Bund 
aufgrund der Überführung von Zusatzversorgungssystemen in die RV 

3 615 000  
  

3 601 000  
  

3 590 529  
  

Haushaltsvermerk:
Einnahmen aus Verwaltungskostenrückerstattungen fließen den Ausga­
ben zu. 

Erläuterungen:
Gemäß § 15 AAÜG werden der Deutschen Rentenversicherung Bund die Auf­
wendungen einschließlich der Verwaltungskosten erstattet, die ihr aufgrund der 
Überführung der in den Zusatzversorgungssystemen erworbenen Ansprüche ent­
stehen. Die Einzelheiten hierzu sind in der AAÜG-Erstattungsverordnung geregelt.

Aus den Ausgaben dürfen auch erstattet werden: 
1. Aufgrund der in § 5 des Gesetzes zur Gleichstellung mit Zusatzversorgungs­

systemen des Beitrittsgebietes (ZVsG) vorgesehenen Anwendbarkeit des 
§ 15 AAÜG: Aufwendungen der Deutschen Rentenversicherung Bund für 
Leistungen aus dem den Zusatzversorgungssystemen gleichgestellten Pensi­
onsstatut der Carl-Zeiss-Stiftung Jena;

2. Aufwendungen des ehemaligen Versorgungsträgers für das Zusatzversor­
gungssystem Nr. 27 der Anlage 1 AAÜG, die diesem vor der Übertragung 
der Versorgungsträgereigenschaft auf die Deutsche Rentenversicherung Bund 
entstanden sind.

Einnahmen des Bundes aus Erstattungen sind bei Kap. 1102 Tit. 232 01 veran­
schlagt.
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titelgruppe 01

636 14 
-221 

Erstattung von Invalidenrenten und Aufwendungen für Pflichtbeitragszei­
ten bei Erwerbsunfähigkeit im Beitrittsgebiet 

91 000  
  

91 000  
  

83 185  
  

Erläuterungen:
Gemäß § 291a SGB VI erstattet der Bund den Trägern der Rentenversicherung 
und der Unfallversicherung die Aufwendungen für die Zahlung von Invalidenrenten 
für Behinderte gemäß § 10 des Übergangsrechts für Renten nach den Vorschrif­
ten des Beitrittsgebiets sowie für Rententeile aus der Anrechnung von dort zurück­
gelegten Pflichtbeitragszeiten bei Erwerbsunfähigkeit in der Zeit vom 1. Juli 1975 
bis zum 31. Dezember 1991.

636 16 
-222 

Beteiligung des Bundes in der knappschaftlichen Rentenversicherung 4 730 000  
  

4 770 000  
  

4 881 157  
  

Haushaltsvermerk:
Einnahmen aus Rückerstattungen fließen den Ausgaben zu. 

Erläuterungen:
Gemäß § 215 SGB VI trägt der Bund in der knappschaftlichen Rentenversiche­
rung den Unterschiedsbetrag zwischen den Einnahmen und den Ausgaben des 
Kalenderjahres; er stellt hiermit zugleich deren dauernde Leistungsfähigkeit si­
cher.

636 17 
-222 

Beteiligung des Bundes an der hüttenknappschaftlichen Zusatzversiche­
rung 

67 500  
  

67 500  
  

63 443  
  

Haushaltsvermerk:
Einnahmen aus Rückerstattungen fließen den Ausgaben zu. 

Erläuterungen:
Der Betrag dient zur Deckung der Kosten aus der Übernahme der Defizitdeckung 
für die umlagefinanzierte hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung durch den 
Bund.

636 81 
-221 

Zuschuss des Bundes an die allgemeine Rentenversicherung 63 935 306  
  

48 207 871  
  

44 849 312  
  

Haushaltsvermerk:
Einnahmen aus Rückerstattungen, insbesondere durch vorzeitiges Aus­
zahlen von Bundesmitteln, fließen den Ausgaben zu. 

Erläuterungen:
Der Ansatz berücksichtigt den Kabinettbeschluss zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Stabilisierung des Rentenniveaus und zur vollständigen Gleichstellung der Kinder­
erziehungszeiten vom 6. August 2025 und die darin enthaltene Neuregelung des 
§ 213 SGB VI.
Gemäß § 213 Abs. 2 SGB VI zahlt der Bund an die allgemeine Rentenversiche­
rung in jedem Kalenderjahr einen allgemeinen Bundeszuschuss.
Der Zuschuss enthält ab dem Jahr 2026 auch den bis Ende 2025 gesondert 
gezahlten Zuschuss des Bundes an die allgemeine Rentenversicherung im Bei­
trittsgebiet.

Vorjahr (mitveranschlagt bei) Soll 2025
1 000 €

Ist 2024
1 000 €

 
Kap. 1102 Tit. 636 82 ............................................ 12 833 644 12 097 914 

636 83 
-221 

Zusätzlicher Zuschuss des Bundes an die allgemeine Rentenversiche­
rung 

33 614 856  
  

32 103 608  
  

30 835 405  
  

Haushaltsvermerk:
Einnahmen aus Rückerstattungen, insbesondere durch vorzeitiges Aus­
zahlen von Bundesmitteln, fließen den Ausgaben zu. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titel 636 83 (Titelgruppe 01)

Erläuterungen:
Der Ansatz berücksichtigt den Kabinettbeschluss zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Stabilisierung des Rentenniveaus und zur vollständigen Gleichstellung der Kinder­
erziehungszeiten vom 6. August 2025 und die darin enthaltene Neuregelung des 
§ 213 SGB VI.
Gemäß § 213 Abs. 3 SGB VI zahlt der Bund an die allgemeine Rentenversiche­
rung in jedem Kalenderjahr einen zusätzlichen Bundeszuschuss. Mit dem zusätzli­
chen Bundeszuschuss werden die nicht beitragsgedeckten Leistungen pauschal 
abgegolten.
Darüber hinaus wird seit dem Jahr 2000 durch den Bund im Rahmen des zusätz­
lichen Bundeszuschusses aus dem Aufkommen der Ökosteuer ein Erhöhungsbe­
trag entrichtet (§ 213 Abs. 4 SGB VI).
Bei dem Erhöhungsbetrag ist nach § 287g SGB VI für die Jahre bis 2027 ein 
Abzugsbetrag von jährlich 1,2 Mrd. Euro zu berücksichtigen.

636 84 
-221 

Beitragszahlungen für Kindererziehungszeiten an die allgemeine Renten­
versicherung 

19 673 087  
  

19 200 361  
  

18 143 398  
  

Haushaltsvermerk:
Einnahmen aus Rückerstattungen, insbesondere durch vorzeitiges Aus­
zahlen von Bundesmitteln, fließen den Ausgaben zu. 

Erläuterungen:
Gemäß § 177 SGB VI trägt der Bund die Beiträge für die Kindererziehungszeiten.

636 85 
-221 

Zuschüsse zu den Beiträgen zur Rentenversicherung der in Werkstätten, 
bei anderen Leistungsanbietern nach § 60 SGB IX und Inklusionsbetrie­
ben beschäftigten behinderten Menschen 

1 690 000  
  

1 620 000  
  

1 494 429  
  

Haushaltsvermerk:
Einnahmen aus Rückerstattungen, die sich durch Abrechnungen der 
Länder ergeben, fließen den Ausgaben zu. 

Erläuterungen:
Gemäß § 162 Nr. 2 und 2a SGB VI werden die Beiträge zur Rentenversicherung 
der in Werkstätten oder bei einem anderen Leistungsanbieter nach § 60 SGB IX 
sowie in einem anschließenden Inklusionsbetrieb beschäftigten behinderten Men­
schen nach einem fiktiven Arbeitsentgelt errechnet. Die Beiträge für den Unter­
schiedsbetrag zwischen dem fiktiven und dem tatsächlichen Arbeitsentgelt sind 
gemäß § 168 Abs. 1 Nr. 2 SGB VI und § 168 Abs. 1 Nr. 2a SGB VI von den 
Trägern der Einrichtung allein zu tragen. Sie sind gemäß § 179 Abs. 1 SGB VI 
vom Bund in voller Höhe zu erstatten.

856 12 
-221 

Betriebsmitteldarlehen des Bundes an die Träger der allgemeinen Ren­
tenversicherung 

-  
  

-  
  

-  
  

Haushaltsvermerk:
Einnahmen aus der Tilgung von Betriebsmitteldarlehen fließen den Aus­
gaben zu. 

Gegenüber dem Vorjahr entfallene Titel 

636 82 
-221 

Zuschuss des Bundes an die allgemeine Rentenversicherung im Bei­
trittsgebiet 

 
  

12 875 252  
  

12 097 914  
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Vorbemerkung

Wesentliche finanzwirksame Schwerpunkte des Kapitels 

Im Kapitel 1103 sind die wesentlichen finanzwirksamen 
Schwerpunkte des ab 1. Januar 2024 vollumfänglich gelten­
den Sozialgesetzbuch Vierzehntes Buch (SGB XIV) darge­
stellt, für dessen Durchführung die Länder zuständig sind. Ver­
anschlagt sind die Ausgaben des Bundes für dessen gesetz­
lich geregelte Beteiligung im Rahmen des Sozialen Entschädi­

gungsrechts. Berücksichtigt sind auch Ausgaben für Maßnah­
men zur bundeseinheitlichen Durchführung sowie zur stetigen 
Weiterentwicklung des SGB XIV. Insgesamt leisten die Maß­
nahmen des Sozialen Entschädigungsrechts einen Beitrag zu 
den SDGs 1, 3 und 10.

Wesentliche Ziele, die mit den veranschlagten Mitteln erreicht werden sollen 

Durch das SGB XIV wird das Soziale Entschädigungsrecht 
(SER) auf neue Grundlagen gestellt. Es berücksichtigt sowohl 
die veränderten gesellschaftlichen Entwicklungen als auch 
neue wissenschaftliche Erkenntnisse und die Entwicklungen 
im Recht der sozialen Sicherung.
Mit Leistungen nach dem SGB XIV werden Menschen unter­
stützt, die durch ein schädigendes Ereignis, für das die staat­
liche Gemeinschaft eine besondere Verantwortung trägt, ei­
ne gesundheitliche Schädigung erlitten haben. Entschädigt 
werden können Opfer von zum Beispiel Gewalttaten, sowie 
Personen mit einer gesundheitlichen Schädigung, die sie als 
Auswirkungen beider Weltkriege oder im Zusammenhang mit 
der Ableistung des Zivildienstes erlitten haben. In Anwendung 
des SGB XIV werden auch Leistungen an Berechtigte nach 
dem Häftlingshilfegesetz (HHG), dem Strafrechtlichen Rehabi­
litierungsgesetz (StrRehaG) und dem Verwaltungsrechtlichen 
Rehabilitierungsgesetz (VwRehaG) erbracht. Geschädigte so­
wie deren Angehörige, Hinterbliebene und Nahestehende er­
halten angemessene und ihren Bedürfnissen entsprechende 
Leistungen, um die Folgen des schädigenden Ereignisses zu 
beheben, zu lindern oder auszugleichen.
Aufgrund der Änderung des Sechsten Gesetzes zur Verbesse­
rung rehabilitierungsrechtlicher Vorschriften wird der Kreis der 
Anspruchsberechtigten erheblich erweitert, so dass mit einem 
deutlichen Anstieg von Anträgen zu rechnen ist.
Mit den sogenannten schnellen Hilfen, die Leistungen des 
Fallmanagements sowie der Traumaambulanz umfassen, kön­

nen Berechtigten schnell und niedrigschwellig Hilfe erhalten. 
In Traumaambulanzen erfolgen psychotherapeutische Inter­
ventionen mit dem Ziel, den Eintritt einer psychischen Ge­
sundheitsstörung oder deren Chronifizierung zu verhindern. 
Für die gesundheitlichen Folgen des schädigenden Ereignis­
ses werden Leistungen der Krankenbehandlung erbracht, um 
die Gesundheitsstörung zu heilen, ihre Verschlimmerung zu 
verhüten oder die Beschwerden zu lindern. Ergänzt werden 
diese durch Leistungen zur Teilhabe, die insbesondere die 
Teilhabe am Arbeitsleben gewährleisten und die Selbstbestim­
mung des Geschädigten sowie die Teilhabe am Leben in der 
Gemeinschaft stärken sollen. Leistungen bei Pflegebedürftig­
keit ermöglichen eine bedarfsgerechte und würdevolle Versor­
gung von pflegebedürftigen Geschädigten. Die Gewährung 
von Entschädigungszahlungen erkennt die Verletzung der ge­
sundheitlichen Integrität an und trägt den finanziellen Mehrbe­
lastungen durch das schädigende Ereignis Rechnung. Weiter­
gehenden, außerordentlichen Bedarfen von Berechtigten kann 
durch besondere Leistungen im Einzelfall oder mittels Härte­
ausgleich begegnet werden.
Durch umfassende Besitzstandregelungen wird sichergestellt, 
dass auch die nach dem bis zum 31.12.2023 geltenden So­
zialen Entschädigungsrecht berechtigten Personen weiterhin 
Leistungen erhalten.

Überblick zum Kapitel 1103
Soll

2026
1 000 €

Soll
2025

1 000 €

Veränderung
gegenüber

2025
1 000 €

Ausgabereste
2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

 
Einnahmen

Verwaltungseinnahmen........................................... 29 950 29 950  -  10 470  
Übrige Einnahmen.................................................. 245 245  -  37  

Gesamteinnahmen.................................................. 30 195 30 195  -  10 507  
 
Ausgaben

Sächliche Verwaltungsausgaben............................ 1 214 1 729  -515 1 500 179  
Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Investitionen). 419 850 455 650  -35 800  428 471  
Ausgaben für Investitionen...................................... 50 50  - 84 45  
Besondere Finanzierungsausgaben....................... - -  -  -  

Gesamtausgaben.................................................... 421 114 457 429  -36 315 1 584 428 695  
davon nicht flexibilisiert........................................... 421 114 457 429  -36 315 1 584 428 695  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

Einnahmen 

Verwaltungseinnahmen 

119 99 
-241 

Vermischte Einnahmen 29 950  
  

29 950  
  

10 470  
  

Übrige Einnahmen 

162 01 
-241 

Zinsen für Darlehen 70  
  

70  
  

-  
  

Erläuterungen:
Zinsen für im Rahmen des Titels 863 01 vergebene Darlehen.

182 01 
-241 

Tilgung von Darlehen 130  
  

130  
  

37  
  

Erläuterungen:
Tilgungsbeträge für im Rahmen des Titels 863 01 vergebene Darlehen.

286 01 
-241 

Erstattung von Leistungen durch fremde Staaten aufgrund inter- und 
supranationaler Verträge und Übereinkommen 

45  
  

45  
  

-  
  

Erläuterungen:
Hier sind die Erstattungen aus den in den Erläuterungen zu Tit. 687 01 Nr. 2 bis 4 
genannten Verträgen zu vereinnahmen.

381 03 
-890 

Verrechnungseinnahmen gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 381 .1 und 
381 .7 

-  
  

-  
  

(-)  
  

Ausgaben 
Haushaltsvermerk:
Die Ausgaben sind gegenseitig deckungsfähig mit Ausnahme des Titels 
685 04. 

Sächliche Verwaltungsausgaben 

544 01 
-241 

Forschung, Untersuchungen und Ähnliches 1 214  
  

1 729  
1 500  

179  
  

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Einnahmen, insbesondere aus Rückflüssen oder Rückforderungen 
für aus diesem Titel finanzierte Maßnahmen, fließen den Ausgaben 
zu. 

Erläuterungen:
Aus dem Titel wird der Forschungsbedarf des BMAS im Rahmen des SGB XIV, 
insbesondere auch zur Erfüllung der Berichtspflicht nach § 132 SGB XIV, finan­
ziert.
Aus dem Ansatz dürfen auch Ausgaben für Projektträgerschaften, für den wis­
senschaftlichen Erfahrungsaustausch sowie für die wissenschaftliche Begleitung 
bei praktischer Erprobung und für Veröffentlichung von Forschungsergebnissen 
geleistet werden.
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titel 544 01

Aus den Ausgaben können auch Sachverständigengutachten bezahlt und Zuwen­
dungen gewährt werden.

Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Investitionen) 

636 01 
-241 

Erstattung an Pflege-, Kranken- und Unfallkassen für Leistungen der 
Sozialen Entschädigung 

39 000  
  

44 000  
  

16 612  
  

Haushaltsvermerk:
Einnahmen, insbesondere aus Erstattungen von Überzahlungen, fließen 
den Ausgaben zu. 

Erläuterungen:
Der Umfang der jeweiligen Leistungen der Pflege-, Kranken- und Unfallkassen 
ergibt sich aus den Vorgaben des SGB XIV.
Aus diesem Titel werden die Aufwendungen der jeweiligen Leistungsträger erstat­
tet (§§ 60, 61 sowie §§ 80, 81 SGB XIV).

681 01 
-241 

Leistungen für Berechtigte im Zusammenhang mit Gewalttaten 133 410  
  

126 790  
  

108 000  
  

Haushaltsvermerk:
Einnahmen, insbesondere aus Erstattungen von Überzahlungen, fließen 
den Ausgaben zu. 

Erläuterungen:
Berechtigte im Zusammenhang mit Gewalttaten im Sinne des Zweiten Kapitels, 
Zweiter Abschnitt, Erster Unterabschnitt des SGB XIV erhalten Leistungen nach 
den Kapiteln 1 bis 23 SGB XIV. Die daraus resultierenden Bundesausgaben wer­
den aus diesem Titel gezahlt.

681 02 
-241 

Leistungen für Berechtigte im Zusammenhang mit Kriegsauswirkungen 
beider Weltkriege 

202 500  
  

260 000  
  

283 798  
  

Haushaltsvermerk:
Einnahmen, insbesondere aus Erstattungen von Überzahlungen, fließen 
den Ausgaben zu. 

Erläuterungen:
Berechtigte im Zusammenhang mit Kriegsauswirkungen beider Weltkriege im Sin­
ne des Zweiten Kapitels, Zweiter Abschnitt, Zweiter Unterabschnitt des SGB XIV 
erhalten Leistungen nach den Kapiteln 1 bis 23 SGB XIV. Die daraus resultieren­
den Bundesausgaben werden aus diesem Titel gezahlt.

681 03 
-241 

Leistungen für Berechtigte aufgrund von Ereignissen im Zusammenhang 
mit der Ableistung des Zivildienstes 

6 200  
  

6 200  
  

4 311  
  

Haushaltsvermerk:
Einnahmen, insbesondere aus Erstattungen von Überzahlungen, fließen 
den Ausgaben zu. 

Erläuterungen:
Berechtigte aufgrund von Ereignissen im Zusammenhang mit der Ableistung des 
Zivildienstes im Sinne des Zweiten Kapitels, Zweiter Abschnitt, Dritter Unterab­
schnitt des SGB XIV erhalten Leistungen nach den Kapiteln 1 bis 23 SGB XIV. Die 
daraus resultierenden Bundesausgaben werden aus diesem Titel gezahlt.

681 04 
-241 

Leistungen für Berechtigte nach dem Häftlingshilfegesetz (HHG) 10 000  
  

6 100  
  

7 200  
  

Haushaltsvermerk:
Einnahmen, insbesondere aus Erstattungen von Überzahlungen, fließen 
den Ausgaben zu. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titel 681 04

Erläuterungen:
Aus diesem Titel werden die Bundesausgaben für Leistungen nach dem HHG, 
das das SGB XIV für entsprechend anwendbar erklärt, gezahlt.

681 05 
-241 

Leistungen für Berechtigte nach dem Strafrechtlichen Rehabilitierungs­
gesetz (StrRehaG) 

10 000  
  

6 900  
  

7 527  
  

Haushaltsvermerk:
Einnahmen, insbesondere aus Erstattungen von Überzahlungen, fließen 
den Ausgaben zu. 

Erläuterungen:
Aus diesem Titel werden die Bundesausgaben für Leistungen nach dem 
StrRehaG, das das SGB XIV für entsprechend anwendbar erklärt, gezahlt.

681 06 
-241 

Leistungen für Berechtigte nach dem Verwaltungsrechtlichen Rehabilitie­
rungsgesetz (VwRehaG) 

18 000  
  

4 900  
  

765  
  

Haushaltsvermerk:
Einnahmen, insbesondere aus Erstattungen von Überzahlungen, fließen 
den Ausgaben zu. 

Erläuterungen:
Aus diesem Titel werden die Bundesausgaben für Leistungen nach dem 
VwRehaG, das das SGB XIV für entsprechend anwendbar erklärt, gezahlt.

684 01 
-241 

Aufwendungen der Bundesstelle für Soziale Entschädigung zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben gemäß Kap. 19 und Kap. 20 SGB XIV 

340  
  

340  
  

36  
  

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Einnahmen, insbesondere aus Rückflüssen oder Rückforderungen 
für aus diesem Titel finanzierte Maßnahmen, fließen den Ausgaben 
zu. 

Erläuterungen:
Aus diesem Titel werden im Rahmen der gesetzlichen Aufgaben der Bundesstelle 
auch Maßnahmen, Modellvorhaben und Fortbildungen zur Weiterentwicklung des 
Sozialen Entschädigungsrechts zur bundeseinheitlichen Durchführung sowie zur 
Umsetzungsbegleitung und Evaluierung des SGB XIV finanziert.

685 04 
-241 

Förderung des versorgungsmedizinischen Erfahrungsaustausches 240  
  

240  
  

215  
  

Erläuterungen:
Veranschlagt sind hier die Ausgaben der überregionalen versorgungsmedizini­
schen Erfahrungsaustausche zur Sicherstellung einer einheitlichen Qualität der 
Begutachtung sowie einer einheitlichen Auslegung und Anwendung der gesetzli­
chen Vorschriften bei der Feststellung einer Behinderung (§ 5 Absatz 2, § 114 
Absatz 1 SGB XIV, § 153 Absatz 2 SGB IX).

687 01 
-241 

Entschädigungszahlungen und sonstige Leistungen aufgrund inter- und 
supranationaler Verträge und Übereinkommen 

160  
  

180  
  

7  
  

Haushaltsvermerk:
Einnahmen, insbesondere aus Erstattungen von Überzahlungen, fließen 
den Ausgaben zu. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titel 687 01

Erläuterungen:

Veranschlagt sind die Ausgaben für: 
1. Leistungen aufgrund des Vertrages vom 29. Mai 1962 zwischen der Bundesre­

publik Deutschland und dem Spanischen Staat über Kriegsopferversorgung in 
Verbindung mit dem Notenwechsel vom 16. Mai 1963

2. Heil- und Krankenbehandlung aufgrund des Vertrages vom 7. Mai 1963 und 
des Zusatzvertrages vom 7. Februar 1969 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich über Kriegsopferversorgung und 
Beschäftigung Schwerbeschädigter

3. Leistungen aufgrund des Übereinkommens vom 13. Dezember 1955 über den 
Austausch von Kriegsbeschädigten zwischen den Mitgliedsstaaten des Euro­
parates zum Zwecke der ärztlichen Behandlung

4. Leistungen aufgrund des Übereinkommens vom 17. Dezember 1962 zwischen 
den Mitgliedsstaaten des Europarates über die Ausgabe eines internationalen 
Gutscheinheftes für die Instandsetzung von Prothesen und orthopädischen 
Hilfsmitteln an militärische und zivile Kriegsbeschädigte

Ausgaben für Investitionen 

863 01 
-241 

Darlehen an Leistungsberechtigte nach dem SGB XIV 50  
  

50  
84  

45  
  

Erläuterungen:
Der Bund trägt gemäß den Regelungen zur Kostentragung des SGB XIV anteilig 
auch die entstehenden Aufwendungen für Darlehen an Leistungsberechtigte.
Zinsen fließen dem Titel 162 01, Tilgungsbeträge fließen dem Titel 182 01 zu.

Besondere Finanzierungsausgaben 

981 03 
-890 

Verrechnungsausgaben gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 981 .1 und 
981 .7 

-  
  

-  
  

(-)  
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Vorbemerkung

Wesentliche finanzwirksame Schwerpunkte des Kapitels 

Das Kapitel 1104 umfasst ein finanzielles Volumen von insge­
samt rd. 451,9 Mio. Euro, davon rd.:
1. 106,8 Mio. Euro für die im Rahmen der Defizithaftung des 

Bundes zu deckenden Aufwendungen der Unfallversiche­
rung Bund und Bahn (UVB) soweit sie nicht durch Beitrag­
sumlagen oder Dritte finanziert werden (§ 186 Abs. 3 Satz 
5 SGB VII), 9,9 Mio. Euro für die Erstattung der der UVB 
entstehenden Verwaltungskosten durch den Bund (§ 186 
Abs. 4 SGB VII) und 15,5 Mio. Euro für die Fremdrenten 
(SDGs 1, 3, 8),

2. 293,0 Mio. Euro für den Zuschuss des Bundes in Hö­
he von 20 Prozent der Ausgaben der Künstlersozialkas­
se (KSK) (§ 34 Abs. 1 Gesetz über die Sozialversiche­
rung der selbständigen Künstler und Publizisten - KSVG) 
und 26,6 Mio. Euro für die Erstattung der der KSK entste­
henden Verwaltungskosten durch den Bund (§ 34 Abs. 2 
KSVG) (SDG 8).

Wesentliche Ziele, die mit den veranschlagten Mitteln erreicht werden sollen 

Die UVB ist als Selbstverwaltungskörperschaft des öffentli­
chen Rechts Träger der gesetzlichen Unfallversicherung der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Bundes und beson­
derer Personengruppen wie ehrenamtlicher Helferinnen und 
Helfer beim DRK und THW sowie der Entwicklungshelfer. Die 
UVB betreut für die Zuständigkeit des Bundes rd. 10,8 Millio­
nen Versicherte in Deutschland und im Ausland. Im Bereich 
des Arbeitsschutzes ist sie auch für die Beamten des Bundes 
zuständig. Seit dem 1. Januar 2025 führt die UVB im Auftrag 
der Bundeswehrverwaltung die medizinische Versorgung, die 
Teilhabe am Arbeitsleben und die finanzielle Entschädigung 
von aktiven und früheren Soldaten und Soldatinnen nach 
dem Soldatenentschädigungsgesetz (SEG) durch. Hauptstan­
dorte sind Wilhelmshaven und Frankfurt am Main.
Ziel ist nach Maßgabe des SGB VII:
1. für die Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten 

und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren und für eine 
wirksame Erste Hilfe zu sorgen (§ 14 SGB VII) (SDG 8),

2. die Beratung und Überwachung von Betrieben und Verwal­
tungen des Bundes im Arbeitsschutz nach § 21 Abs. 5 
Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) (SDG 8),

3. nach Eintritt von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 
Sorge zu tragen für

a) die Wiederherstellung der Gesundheit und der Leistungs­
fähigkeit der Versicherten mit allen geeigneten Mitteln (Re­
habilitation) (SDGs 1, 3, 8),

b) Entschädigung der Versicherten oder ihrer Hinterbliebenen 
durch Geldleistungen (Rente) (SDG 1).

In Angelegenheiten der Künstlersozialversicherung führt 
das dafür zuständige Mitglied der Geschäftsführung der Deut­
schen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See die Ver­
waltungsgeschäfte und vertritt die KSK gerichtlich und außer­
gerichtlich.
Die KSK hat die Aufgabe festzustellen, wer nach dem KSVG 
als Künstler/Publizist in der Kranken-, Renten- und Pflegever­
sicherung versicherungspflichtig und wer als Verwerter künst­
lerischer/publizistischer Leistungen abgabepflichtig ist. Die 
KSK meldet die versicherungspflichtigen Künstler/Publizisten 
bei der Deutschen Rentenversicherung und bei der zuständi­
gen Krankenkasse/Pflegekasse an. Sie zieht zur Finanzierung 
der Mittel für die Künstlersozialversicherung die Beitragsantei­
le der Versicherten (50 Prozent), die Künstlersozialabgabe der 
Verwerter (30 Prozent) und den Bundeszuschuss (20 Prozent) 
ein und entrichtet für die Versicherten monatlich die Beiträ­
ge zur Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung. Ziel ist, 
für selbstständige Künstler und Publizisten den Zugang zur 
gesetzlichen Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung zu 
schaffen und damit diese Personengruppen durch eine soziale 
Absicherung zu fördern (SDG 8).

Überblick zum Kapitel 1104
Soll

2026
1 000 €

Soll
2025

1 000 €

Veränderung
gegenüber

2025
1 000 €

Ausgabereste
2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

 
Einnahmen

Übrige Einnahmen.................................................. 1 000 1 000  -  723  

Gesamteinnahmen.................................................. 1 000 1 000  -  723  
 
Ausgaben

Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Investitionen). 451 862 437 901  +13 961 15 214 414 016  
Besondere Finanzierungsausgaben....................... - -  -  -  

Gesamtausgaben.................................................... 451 862 437 901  +13 961 15 214 414 016  
davon nicht flexibilisiert........................................... 451 862 437 901  +13 961 15 214 414 016  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

Einnahmen 

Übrige Einnahmen 

236 01 
-223 

Erstattungen von Verwaltungskosten der Unfallversicherung Bund und 
Bahn 

1 000  
  

1 000  
  

723  
  

Haushaltsvermerk:
Mehreinnahmen dienen zur Leistung der Mehrausgaben bei folgendem 
Titel: 636 01. 

Erläuterungen:
Bei diesem Titel werden Erstattungen des Vorjahres der versicherten Unterneh­
men, insbesondere Erstattungen der Streitkräfte nach dem NATO-Truppenstatut 
und den Zusatzabkommen gemäß § 27b Abs. 2 der Satzung UVB, vereinnahmt.

381 03 
-890 

Verrechnungseinnahmen gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 381 .1 und 
381 .7 

-  
  

-  
  

(-)  
  

Ausgaben 

Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Investitionen) 

636 01 
-223 

Verwaltungskostenerstattung des Bundes an die Unfallversicherung 
Bund und Bahn 

9 900  
  

9 900  
3 410  

10 270  
  

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Mehreinnahmen bei folgen­
dem Titel geleistet werden: 236 01. 

Erläuterungen:
Die Verwaltungskosten der Unfallversicherung Bund und Bahn (UVB) werden ge­
mäß § 186 Abs. 4 SGB VII in Verbindung mit § 27b Abs. 3 der Satzung der 
UVB pauschal von den Dienststellen des Bundes, der Bundesagentur für Arbeit 
und den übrigen bei der UVB in den Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung 
einbezogenen Dienststellen und Einrichtungen erhoben.

636 02 
-229 

Verwaltungskostenerstattung des Bundes an die Künstlersozialkasse 26 613  
  

26 613  
11 804  

20 143  
  

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind in Höhe von 5 000 T€ gesperrt. 
Die Aufhebung der Sperre bedarf der Einwilligung des Haus­
haltsausschusses des Deutschen Bundestages. 
Voraussetzung für die Aufhebung der Sperre ist die Vorlage ei­
nes Konzepts zur Modernisierung der IT-Fachanwendung. 

2. Die Ausgaben sind übertragbar. 

Erläuterungen:
Gemäß § 34 Abs. 2 KSVG trägt der Bund die Verwaltungskosten der Künstlersozi­
alkasse.
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

636 03 
-229 

Zuschuss des Bundes an die Künstlersozialkasse 293 032  
  

280 676  
  

264 134  
  

Haushaltsvermerk:

1. Rückzahlungen fließen den Ausgaben zu. 

2. Aus den Ausgaben dürfen auch zinslose Betriebsmitteldarlehen zur 
Überbrückung von Liquiditätsschwierigkeiten der Künstlersozialkasse 
geleistet werden. Sie sind zurückzuzahlen, sobald und soweit sie 
zur Sicherstellung der Liquidität der Künstlersozialkasse nicht mehr 
benötigt werden. 

3. Sofern die Darlehen bis zum Schluss des Haushaltsjahres nicht zu­
rückgezahlt werden können, sind sie spätestens mit dem Bundeszu­
schuss des übernächsten Jahres zu verrechnen. 

4. Die Ermächtigung kann wiederholt in Anspruch genommen werden. 

Erläuterungen:
Gemäß § 34 Abs. 1 KSVG beträgt der Zuschuss des Bundes für das Kalenderjahr 
20 Prozent der Ausgaben der Künstlersozialkasse; Überzahlungen sind mit dem 
Bundeszuschuss des übernächsten Jahres zu verrechnen. Gemäß § 34 Abs. 3 
KSVG dürfen die Leistungen des Bundes nur entsprechend dem jeweiligen Aus­
gabebedarf in Anspruch genommen werden.

681 01 
-223 

Fremdrenten in der Unfallversicherung 15 500  
  

15 500  
  

16 963  
  

Haushaltsvermerk:
Einnahmen, insbesondere aus Zahlungen des Bundes und Erstattungen, 
fließen den Ausgaben zu. 

Erläuterungen:
Die Aufwendungen für Fremdrenten in der Unfallversicherung trägt der Bund in 
den Fällen, in denen gemäß § 9 Abs. 2 und 3 Fremdrentengesetz (FRG) und 
Art. 6 § 1 Abs. 2 FANG die Unfallversicherung Bund und Bahn (UVB) für die 
Feststellung und Gewährung der Leistungen zuständig ist.

681 02 
-223 

Aufwendungen des Bundes für die gesetzliche Unfallversicherung 106 817  
  

105 212  
  

102 506  
  

Haushaltsvermerk:

1. Einnahmen, insbesondere aus Umlagebeiträgen, Zahlungen des 
Bundes und Erstattungen, fließen den Ausgaben zu. 

2. Aus den Ausgaben dürfen auch Ausgaben für die Unfallverhütung 
und Erste Hilfe sowie mit Einwilligung des Bundesministeriums der 
Finanzen für Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 
der bei deutschen Einrichtungen im Ausland beschäftigten Ortskräfte 
geleistet werden. 

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. DDR-Altfälle..................................................................................... 75 000
2. DRK-Fälle........................................................................................ 19 417
3. Übrige Kosten.................................................................................. 12 400

Zusammen............................................................................................ 106 817
Die Finanzierung der Aufwendungen der Unfallversicherung Bund und Bahn 
(UVB) erfolgt gemäß § 186 Abs. 3 SGB VII durch ein Umlage- und Erstattungsver­
fahren. Soweit nicht durch Beitragsumlagen oder durch einen Dritten finanziert, 
erstattet das BMAS die sonstigen Aufwendungen der UVB gemäß § 186 Abs. 3 
Satz 5 SGB VII (Defizithaftung des Bundes). Daneben erstattet das BMAS die 
Aufwendungen für die Unfallversicherung für die nach § 125 Abs. 1 Nr. 5 SGB VII 
beim Deutschen Roten Kreuz (DRK) Tätigen.
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

Besondere Finanzierungsausgaben 

981 03 
-890 

Verrechnungsausgaben gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 981 .1 und 
981 .7 

-  
  

-  
  

(-)  
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Vorbemerkung

Wesentliche finanzwirksame Schwerpunkte des Kapitels 

Das Kapitel 1105 umfasst die Einnahmen und Ausgaben des 
Bundes zur Förderung der Inklusion von Menschen mit Be­
hinderungen. Die finanziell bedeutsamsten Ausgabenblöcke 
sind die Erstattung von Fahrgeldausfällen im Rahmen der 
unentgeltlichen Beförderung schwerbehinderter Menschen im 
öffentlichen Personenverkehr (Titel 682 01, rd. 241 Mio. Euro, 
SDG 1) sowie die Ausgaben zur Umsetzung des Bundesteil­
habegesetzes (Titelgruppe 01; rd. 70 Mio. Euro). Das im 
Kapitel veranschlagte Ausgabensoll mindert sich gegenüber 

2025 um rd. 66 Mio. Euro. Dies ist fast ausschließlich auf die 
planmäßige Absenkung des Ansatzes für Modellvorhaben zur 
Stärkung der Rehabilitation (Titel 636 11) zurückzuführen, der 
fast ausschließlich aus Ausgaberesten finanziert wird.
Politisch bedeutsame Titel sind zudem der Nationale Aktions­
plan (NAP) zur UN-Behindertenrechtskonvention (684 04, rd. 
4,9 Mio. Euro) sowie die Kostenerstattung für die Bundesfach­
stelle Barrierefreiheit und Überwachungsstelle barrierefreie IT 
(636 01, rd. 5,5 Mio. Euro) (SDG 10).

Wesentliche Ziele, die mit den veranschlagten Mitteln erreicht werden sollen 

Ziel der Behindertenpolitik der Bundesregierung ist die Stär­
kung der Chancengleichheit durch Nachteilsausgleich sowie 
die Förderung von Inklusion als Voraussetzung für Selbstbe­
stimmung und Teilhabe behinderter und von Behinderung be­
drohter Menschen. Die Behindertenpolitik umfasst das Recht
1. der Rehabilitation und Teilhabe nach dem SGB IX,

2. der Gleichgestellung und Barrierefreiheit nach dem Behin­
dertengleichstellungsgesetz (BBG),

3. der Gleichbehandlung nach dem Allgemeinen Gleichbe­
handlungsgesetz und den Grundsätzen der UN-Behinder­
tenrechtskonvention.

Menschen mit und ohne Behinderungen sollen von Anfang 
an gemeinsam in allen Lebensbereichen selbstbestimmt leben 
und zusammenleben. Der Nationale Aktionsplan (NAP 2.0) 
enthält eine Gesamtstrategie und beschreibt die Herausforde­
rungen und Vorhaben der Bundesregierung dafür. Er fasst die 
behindertenpolitischen Ziele und Maßnahmen der Bundesre­
gierung zusammen und bündelt sie in einem Maßnahmenka­
talog.
Als Teil davon zeigt der Teilhabebericht, dass ein realisti­
sches, auf verlässlichen Zahlen fußendes und nicht länger von 
Defiziten geprägtes Bild von Menschen mit Behinderungen 
eine wesentliche Voraussetzung zur Verwirklichung der Inklu­
sion ist. Auch in 2026 soll der seit 2017 durchgeführte Teilha­
besurvey, der die zentrale Datengrundlage für den Teilhabebe­
richt bildet, fortgesetzt werden. Die dafür geplanten Ausgaben 
sind seit 2025 im Forschungstitel (544 11, vorher im Titel 684 
04) veranschlagt. Die Mittel des NAP-Titels (684 04, SDG 10) 
dienen den Maßnahmen zur Umsetzung der UN-BRK, der 
Förderung der politischen Partizipation der Menschen mit Be­
hinderungen sowie der Förderung des inklusiven Sports, um 
die Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft zu sichern.
Für die Umsetzung des BGG leistet die Bundesfachstelle 
Barrierefreiheit als zentrale Anlaufstelle zu Fragen der Bar­
rierefreiheit für Träger öffentlicher Gewalt auch hinsichtlich 
der rechtlichen Entwicklung in Europa für zukünftige Themen 

der Barrierefreiheit umfängliche Beratung für Wirtschaft, Po­
litik, den privaten Bereich und die Zivilgesellschaft. Zur Um­
setzung der EU-Richtlinie zur Barrierefreiheit von Websites 
und mobilen Anwendungen öffentlicher Stellen wurde bei 
der Bundesfachstelle Barrierefreiheit eine unabhängige Über­
wachungsstelle IT eingerichtet. Vor allem erfüllt sie die in der 
EU-Richtlinie festgelegten Überwachungsaufgaben und berei­
tet in Zusammenarbeit mit den obersten Bundesbehörden und 
den Ländern die darauf basierende Berichterstattung über die 
Barrierefreiheit von Websites und mobilen Anwendungen öf­
fentlicher Stellen an die Europäische Kommission vor (SDG 8, 
10).
Die Bundesregierung will Barrieren in allen Lebensbereichen 
abbauen, deshalb hat sie im Herbst 2022 die ressortübergrei­
fende Bundesinitiative Barrierefreiheit ins Leben gerufen. Im 
Rahmen der Bundesinitiative will die Bundesregierung die 
Öffentlichkeit sensibilisieren und Gesetze und Verordnungen 
überarbeiten, um die Barrierefreiheit im öffentlichen und priva­
ten Bereich zu stärken. Schwerpunkte in der Initiative sind 
u. a. die Themenfelder Mobilität, Wohnen, Gesundheit und 
Digitales (SDG 8, 10).
Zur Stärkung der Selbstbestimmung von Menschen mit Behin­
derungen und zur Verbesserung ihrer Teilhabemöglichkeiten 
finanziert das BMAS bundesweit ergänzende niedrigschwelli­
ge Beratungsangebote zu Leistungen der Rehabilitation und 
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen. Diese Ergänzen­
de unabhängige Teilhabeberatung (EUTB) wird unabhängig 
von der Beratung durch Leistungsträger und Leistungserbrin­
ger erbracht (Titel 684 17, SDG 10).
Mit den Modellvorhaben zur Stärkung der Rehabilitation   
(Titel 636 11) werden seit 2019 innovative Wege erprobt, wie 
die Erwerbsfähigkeit von Menschen mit nicht nur vorüberge­
henden gesundheitlichen Einschränkungen besser als bisher 
erhalten oder wiederhergestellt und die Zusammenarbeit der 
Akteure weiter verbessert werden kann.
Mit dem Forschungstitel 544 11 werden Projekte zur In­
klusion von Menschen mit Behinderungen umgesetzt.
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Überblick zum Kapitel 1105
Soll

2026
1 000 €

Soll
2025

1 000 €

Veränderung
gegenüber

2025
1 000 €

Ausgabereste
2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

 
Einnahmen

Verwaltungseinnahmen........................................... - -  -  19 050  
Übrige Einnahmen.................................................. 15 100 15 100  -  15 722  

Gesamteinnahmen.................................................. 15 100 15 100  -  34 772  
 
Ausgaben

Sächliche Verwaltungsausgaben............................ 1 685 1 470  +215 141 1 757  
Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Investitionen). 321 945 388 454  -66 509 424 006 338 088  
Ausgaben für Investitionen...................................... 194 194  - 371 -  
Besondere Finanzierungsausgaben....................... - -  -  -  

Gesamtausgaben.................................................... 323 824 390 118  -66 294 424 518 339 845  
davon nicht flexibilisiert........................................... 323 824 390 118  -66 294 424 518 339 845  

 
Verpflichtungsermächtigung im Haushalt 2026 
Verpflichtungsermächtigung.................................... 37 590      
davon fällig:      
im Haushaltsjahr 2027 bis zu.................................. 14 855      
im Haushaltsjahr 2028 bis zu.................................. 10 430      
im Haushaltsjahr 2029 bis zu.................................. 6 905      
im Haushaltsjahr 2030 bis zu.................................. 5 400      

- 32 -

1105 Förderung der Inklusion von Menschen mit 
Behinderungen 



Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

Einnahmen 

Verwaltungseinnahmen 

119 99 
-860 

Vermischte Einnahmen -  
  

-  
  

19 050  
  

Übrige Einnahmen 

162 03 
-235 

Zinsen aus Darlehen zur Errichtung von überregionalen Zentren für die 
Rehabilitation Behinderter 

100  
  

100  
  

6  
  

Erläuterungen:
In früheren Haushaltsjahren wurden die Zentren durch Darlehen gefördert.

182 03 
-235 

Tilgung von Darlehen zur Errichtung von überregionalen Zentren für die 
Rehabilitation Behinderter 

1 000  
  

1 000  
  

157  
  

Erläuterungen:
In früheren Haushaltsjahren wurden die Zentren durch Darlehen gefördert.

232 01 
-290 

Einnahmen aus der Ausgabe von Wertmarken für die Beförderung von 
Schwerbehinderten 

14 000  
  

14 000  
  

15 559  
  

381 03 
-890 

Verrechnungseinnahmen gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 381 .1 und 
381 .7 

-  
  

-  
  

(-)  
  

Ausgaben 

Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Investitionen) 

636 01 
-235 

Kostenerstattung für die Bundesfachstelle Barrierefreiheit und Überwa­
chungsstelle barrierefreie IT an die DRV Knappschaft-Bahn-See 

5 512  
  

4 910  
1 482  

3 132  
  

Haushaltsvermerk:
Die Ausgaben sind übertragbar. 

682 01 
-290 

Erstattung von Fahrgeldausfällen 241 014  
  

242 164  
143 578  

169 038  
  

Haushaltsvermerk:
Die Ausgaben sind übertragbar. 

Erläuterungen:
Kostenerstattung an Verkehrsunternehmen im Rahmen der "unentgeltlichen Be­
förderung schwerbehinderter Menschen im öffentlichen Personenverkehr" gemäß 
§ 228 ff. Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX).
Ausgewiesen ist der Anteil des Bundes gemäß § 234 SGB IX.

684 02 
-290 

Inklusiver Digitalpakt für berufliche Bildung 1 000  
  

500  
  

-  
  

Verpflichtungsermächtigung

fällig im Haushaltsjahr 2027 bis zu......................................... 4 000 T€ 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titel 684 02

2. Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Einsparungen bei folgen­
dem Titel geleistet werden: 684 17. 

3. Einnahmen aus Rückflüssen und Zinsen fließen den Ausgaben 
zu. 

4. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Veröffentli­
chungen und sonstiges Informationsmaterial gegen ermäßigtes 
Entgelt oder unentgeltlich an Dritte abgegeben werden. 

684 03 
-236 

Zuschüsse zur Förderung der sozialen Eingliederung von Menschen mit 
Behinderungen 

671  
  

671  
  

615  
  

Haushaltsvermerk:
Die Erläuterungen sind hinsichtlich der Ausgabenansätze der einzelnen 
Zuwendungsempfänger / Einrichtungen gemäß § 26 Abs. 3 BHO ver­
bindlich.
Abweichungen bedürfen der Einwilligung des Bundesministeriums der 
Finanzen. 

Erläuterungen:

684 04 
-236 

Nationaler Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskon­
vention 

4 861  
  

5 116  
5 854  

6 933  
  

Verpflichtungsermächtigung......................................................... 4 800 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu................................................. 1 500 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu................................................. 1 200 T€ 
im Haushaltsjahr 2029 bis zu................................................. 1 200 T€ 
im Haushaltsjahr 2030 bis zu.................................................... 900 T€ 

Haushaltsvermerk:
Die Ausgaben sind übertragbar. 

Erläuterungen:
Aus diesem Titel dürfen auch Ausgaben für Aufträge, die Durchführung von Bei­
ratssitzungen, Dienstleistungen und Projekte geleistet werden.

Bezeichnung 1 000 €
 

1. Maßnahmen Nationaler Aktionsplan............................................... 2 461
2. Partizipation von Menschen mit Behinderungen............................. 1 500
3. Förderung des Sports für Menschen mit Behinderungen................ 900

Zusammen............................................................................................ 4 861

684 06 
-235 

Zuschüsse im Rahmen der beruflichen und medizinischen Rehabilitation 110  
  

110  
  

155  
  

Verpflichtungsermächtigung.............................................................. 25 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu...................................................... 10 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu...................................................... 10 T€ 
im Haushaltsjahr 2029 bis zu........................................................ 5 T€ 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind mit folgendem Titel gegenseitig deckungsfähig: 
893 01. 

2. Einnahmen aus Zuschuss-Rückflüssen fließen den Ausgaben zu. 

3. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Veröffentlichun­
gen und sonstiges Informationsmaterial gegen ermäßigtes Entgelt 
oder unentgeltlich an Dritte abgegeben werden. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titel 684 06

Erläuterungen:
Hierzu zählen u. a. Zuschüsse zu den Kosten von Einrichtungen, zur Erarbeitung 
von Planungsgrundlagen und Dokumentationen sowie zu Tagungen.
Aus diesem Titel dürfen auch Ausgaben für Aufträge und Dienstleistungen geleis­
tet werden.

684 08 
-290 

Bundesinitiative Barrierefreiheit 500  
  

1 000  
1 471  

2 363  
  

Verpflichtungsermächtigung

fällig im Haushaltsjahr 2027 bis zu............................................ 100 T€ 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Veröffentlichun­
gen und sonstiges Informationsmaterial gegen ermäßigtes Entgelt 
oder unentgeltlich an Dritte abgegeben werden. 

Erläuterungen:
Aus diesem Titel dürfen auch Ausgaben für Aufträge und Dienstleistungen sowie 
zur Unterstützung der inhaltlichen und organisatorischen Vorbereitung und Durch­
führung der Aktivitäten der Bundesinitiative, zur kommunikativen Begleitung, für 
die Evaluation und für Vernetzungstreffen sowie die Veröffentlichungen der Ergeb­
nisse geleistet werden.

Ausgaben für Investitionen 

893 01 
-235 

Investitionszuschüsse an Einrichtungen der beruflichen und der medizi­
nischen Rehabilitation 

194  
  

194  
371  

-  
  

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind mit folgendem Titel gegenseitig deckungsfähig: 
684 06. 

2. Einnahmen aus Zuschuss-Rückflüssen und Zinsen fließen den Aus­
gaben zu. 

Erläuterungen:
Hierzu zählen u. a. Zuschüsse zu den Kosten der Einrichtung, Erweiterung, Aus­
stattung und Modernisierung der Einrichtungen.

Besondere Finanzierungsausgaben 

981 03 
-890 

Verrechnungsausgaben gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 981 .1 und 
981 .7 

-  
  

-  
  

(-)  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

Titelgruppe 01 

Tgr. 01 Bundesteilhabegesetz (69 962) 
 

(135 453) 
(271 762) 

 

544 11 
-236 

Forschung, Untersuchungen und Ähnliches 1 685  
  

1 470  
141  

1 757  
  

Verpflichtungsermächtigung......................................................... 2 665 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu.................................................... 645 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu.................................................... 620 T€ 
im Haushaltsjahr 2029 bis zu.................................................... 900 T€ 
im Haushaltsjahr 2030 bis zu.................................................... 500 T€ 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Veröffentlichun­
gen und sonstiges Informationsmaterial gegen ermäßigtes Entgelt 
oder unentgeltlich an Dritte abgegeben werden. 

Erläuterungen:
Aus dem Ansatz dürfen auch Ausgaben für die Unterstützung der Implemen­
tierung der durch das Bundesteilhabegesetz eingeführten neuen Regelungen 
bei den Trägern der Eingliederungshilfe, den wissenschaftlichen Erfahrungsaus­
tausch, die Durchführung von Fachtagungen, die wissenschaftliche Begleitung bei 
praktischer Erprobung (Evidenzbeobachtung), die Administration von Projekten 
durch einen Dienstleister und für Veröffentlichung von Forschungsergebnissen 
geleistet werden.
Aus dem Ansatz können auch Zuwendungen gewährt werden.

636 11 
-236 

Förderung von Modellvorhaben in den Rechtskreisen SGB II und SGB VI 
zur Stärkung der Rehabilitation 

2 129  
  

67 883  
259 289  

97 099  
  

Verpflichtungsermächtigung....................................................... 11 000 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu................................................. 5 000 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu................................................. 5 000 T€ 
im Haushaltsjahr 2029 bis zu................................................. 1 000 T€ 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Veröffentlichun­
gen und sonstiges Informationsmaterial gegen ermäßigtes Entgelt 
oder unentgeltlich an Dritte abgegeben werden. 

Erläuterungen:
Zur Umsetzung der Modellvorhaben hat das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales gemäß § 11 Abs. 2 SGB IX eine Förderrichtlinie erlassen.
Aus dem Ansatz dürfen auch die Ausgaben für Dienstleister und Unterstüt­
zung zur inhaltlichen und organisatorischen Vorbereitung und Durchführung der 
Förderung, zur kommunikativen Begleitung und Vernetzung der Modellvorhaben, 
für die Evaluation der Modellvorhaben, für wissenschaftlichen Erfahrungsaus­
tausch und die Veröffentlichung der Ergebnisse geleistet werden.
Weniger wegen Auslaufen des Programms. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titelgruppe 01

684 17 
-236 

Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung 65 000  
  

65 000  
12 194  

52 699  
  

Verpflichtungsermächtigung....................................................... 15 000 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu................................................. 3 600 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu................................................. 3 600 T€ 
im Haushaltsjahr 2029 bis zu................................................. 3 800 T€ 
im Haushaltsjahr 2030 bis zu................................................. 4 000 T€ 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Einsparungen dienen zur Deckung von Mehrausgaben bei fol­
gendem Titel: 684 02. 

3. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Veröffentlichun­
gen und sonstiges Informationsmaterial gegen ermäßigtes Entgelt 
oder unentgeltlich an Dritte abgegeben werden. 

Erläuterungen:
Seit 2023 werden auf Grundlage der Teilhabeberatungsverordnung (EUTBV) Zu­
schüsse zu Personal- und Sachausgaben der Beratungsangebote der ergänzen­
den unabhängigen Teilhabeberatung (EUTB®) finanziert.
Aus dem Ansatz dürfen auch die Ausgaben für begleitende Maßnahmen 
wie die Verwaltung durch einen Dienstleister, die wissenschaftliche Begleitung 
der EUTB®, den wissenschaftlichen Erfahrungsaustausch, die Veröffentlichung 
der Untersuchungsergebnisse, die Ausbildung der beratenden Personen (einschl. 
der Entwicklung eines Curriculums), die Vorbereitung und Durchführung von 
Fachtagungen sowie Veröffentlichungen geleistet werden.

686 11 
-236 

Erstattungen des Bundes an die Bundesarbeitsgemeinschaft Rehabilitati­
on 

1 148  
  

1 100  
138  

1 093  
  

Haushaltsvermerk:
Die Ausgaben sind übertragbar. 
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Vorbemerkung

Wesentliche finanzwirksame Schwerpunkte des Kapitels 

In Kapitel 1106 sind die Ausgaben für Maßnahmen des Bun­
des unter Beteiligung Europäischer Fonds sowie für sonstige 
internationale Angelegenheiten veranschlagt. Das sind im We­
sentlichen Ausgaben zur Finanzierung:
1. der Bundesmittel zur Kofinanzierung der unter Beteiligung 

des Europäischen Sozialfonds PLUS (ESF Plus)  fi­
nanzierten ESF(Plus)-Bundesprogramme des BMAS (Titel 
686 13 - SDGs 1, 4, 5, 8, 10),

2. des jährlichen Pflichtbeitrages Deutschlands an die In­
ternationale Arbeitsorganisation (IAO) (Titel 687 31 - 
SDGs 8, 10, 17),

3. des Anteils des Bundes an der Finanzierung der Bera­
tungsstellen gemäß § 31 AEntG "Faire Mobilität" (Titel 
684 31 - SDG 8),

4. von Maßnahmen zur Bekämpfung von Zwangsarbeit, Ar­
beitsausbeutung und Menschenhandel (Titel 684 32 - SDG 
8).

Für die Verwendung von Zuschüssen des Europäischen 
Fonds für die Anpassung an die Globalisierung zuguns­
ten entlassener Arbeitnehmer (EGF - Tgr. 02) sind keine 
Mittel veranschlagt. Die finanziellen Hilfen für förderberech­
tigte Beschäftigte werden von der Europäischen Kommissi­
on nach Prüfung anlass- und einzelfallbezogen auf Antrag 
des BMAS zur Verfügung gestellt. Ohne nationale Veranschla­
gung ist auch der zu 100 % aus europäischen Mitteln finan­
zierte REACT-EU-Fonds zur Bekämpfung der Folgen der CO­
VID-19-Pandemie, der über Titel 687 32 als besondere Maß­
nahme der EU umgesetzt wird.

Wesentliche Ziele, die mit den veranschlagten Mitteln erreicht werden sollen 

Der Europäische Sozialfonds Plus (ESF Plus) dient der 
Finanzierung aktiver arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen und 
ist das wichtigste Instrument der EU zur Förderung der Hu­
manressourcen. Die Hauptzielgruppe im ESF Plus-Bundes­
programm umfasst benachteiligte Personen wie z. B. junge 
Menschen ohne Schul- und Berufsabschluss, Erwerbstätige 
mit geringer Qualifikation oder geringen Einkommen sowie 
Personen mit Migrationshintergrund (z.B. Geflüchtete). Für 
Frauen sowie Migrantinnen und Migranten werden spezielle 
Fördermaßnahmen angeboten.
Inhaltlich soll der ESF Plus insbesondere 

- die Verbesserung des Zugangs zu Beschäftigung, allge­
meine und berufliche Bildung,

- aktive Inklusion,

- die sozioökonomische Integration von Drittstaatsangehöri­
gen,

- den gleichberechtigten Zugang zu hochwertigen Sozial­
schutzsystemen,

- sowie die soziale Integration von Benachteiligten und die 
am stärksten benachteiligten Personen

fördern.
Das ESF Plus-Bundesprogramm wird federführend durch das 
BMAS unter Beteiligung des BMFTR, BMWE, BMBFSFJ und 
BMWSB erstellt (SDGs 1, 4, 5, 8, 10).
Im Verwaltungsrat der Internationalen Arbeitsorganisation, 
die sich hauptsächlich durch die Beiträge der Mitgliedstaaten 
finanziert, nimmt die Bundesrepublik Deutschland, vertreten 
durch das BMAS, seit 1954 einen der 10 ständigen Sitze ein 
(SDGs 8, 10, 17).
Deutschland unterstützt damit die wesentlichen Ziele der IAO.

Die vom BMAS finanzierten Maßnahmen der internationalen 
Zusammenarbeit dienen der Förderung internationaler Aktivi­
täten auf dem Gebiet der Arbeits- und Sozialpolitik und 
dem Informations- und Erfahrungsaustausch mit ausgewähl­
ten Ländern. Der europäische Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 
soll weiterentwickelt und soziale Standards sollen etabliert 
werden (SDGs 8, 17).
Die Beratungsstellen gemäß § 31 AEntG leisten einen wesent­
lichen Beitrag zur Förderung fairer Mobilität von Arbeitneh­
merinnen und Arbeitnehmern in der EU (SDG 8).
Durch die Ratifikation des ILO Protokolls von 2014 zum "Über­
einkommen über Zwangsarbeit" entsteht für Deutschland die 
Verpflichtung, das Übereinkommen in nationale Praxis umzu­
setzen, d. h. insbesondere einen nationalen Aktionsplan zur 
wirksamen und dauerhaften Beseitigung von Zwangs- oder 
Pflichtarbeit zu entwickeln. Daher hat die Bundesregierung am 
12. Februar 2025 einen Nationalen Aktionsplan gegen Arbeits­
ausbeutung und Zwangsarbeit beschlossen. Für die verlässli­
che Umsetzung des Aktionsplans wird u. a. die "Servicestelle 
gegen Arbeitsausbeutung, Zwangsarbeit und Menschenhan­
del" weiterhin gefördert (SDG 8).
Aus Mitteln des Europäischen Fonds für die Anpassung 
an die Globalisierung  werden Beschäftigte, die aufgrund 
größerer Umstrukturierungsmaßnahmen, die durch die Globa­
lisierung sowie durch technologische und ökologische Verän­
derungen entstehen, ihren Arbeitsplatz verlieren oder ihre 
selbstständige Tätigkeit aufgeben müssen, bei der beruflichen 
Reintegration unterstützt (SDGs 4, 8).
Ebenso wie der EHAP der Förderperiode 2014 bis 2020 ist 
auch der REACT-EU-Fonds im Jahr 2023 ausgelaufen. Über 
die Titel werden in den kommenden Jahren lediglich Zah­
lungsströme aus Rechnungslegungen und Finanzkorrekturen 
abgebildet.
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Überblick zum Kapitel 1106
Soll

2026
1 000 €

Soll
2025

1 000 €

Veränderung
gegenüber

2025
1 000 €

Ausgabereste
2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

 
Einnahmen

Verwaltungseinnahmen........................................... - -  -  109  
Übrige Einnahmen.................................................. - -  -  270 853  

Gesamteinnahmen.................................................. - -  -  270 962  
 
Ausgaben

Personalausgaben.................................................. 3 080 3 289  -209  2 520  
Sächliche Verwaltungsausgaben............................ 3 431 2 379  +1 052  2 703  
Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Investitionen). 177 166 187 599  -10 433 312 341 310 363  
Besondere Finanzierungsausgaben....................... - -  -  -  

Gesamtausgaben.................................................... 183 677 193 267  -9 590 312 341 315 586  
davon nicht flexibilisiert........................................... 183 677 193 267  -9 590 312 341 315 586  

 
Verpflichtungsermächtigung im Haushalt 2026 
Verpflichtungsermächtigung.................................... 243 450      
davon fällig:      
im Haushaltsjahr 2027 bis zu.................................. 93 380      
im Haushaltsjahr 2028 bis zu.................................. 87 470      
im Haushaltsjahr 2029 bis zu.................................. 51 800      
im Haushaltsjahr 2030 bis zu.................................. 1 400      
im Haushaltsjahr 2031 bis zu.................................. 1 400      
im Haushaltsjahr 2032 bis zu.................................. 1 400      
im Haushaltsjahr 2033 bis zu.................................. 1 400      
im Haushaltsjahr 2034 bis zu.................................. 1 400      
im Haushaltsjahr 2035 bis zu.................................. 1 400      
im Haushaltsjahr 2036 bis zu.................................. 1 400      
im Haushaltsjahr 2037 bis zu.................................. 1 000      
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

Einnahmen 

Verwaltungseinnahmen 

119 99 
-860 

Vermischte Einnahmen -  
  

-  
  

109  
  

Übrige Einnahmen 

272 01 
-253 

Einnahmen aus Zuschüssen des Europäischen Globalisierungsfonds -  
  

-  
  

2 985  
  

Haushaltsvermerk:
Mehreinnahmen (verbleibende) sind wegen bindender Vorgaben der EU 
zweckgebunden. Sie dienen nur zur Leistung der Mehrausgaben bei 
folgenden Titeln: Kap. 1106 Tit. 686 21, Kap. 1112 Tit. 422 01, 428 01 
und 527 01. 

272 02 
-253 

Einnahmen aus Zuschüssen des Europäischen Sozialfonds -  
  

-  
  

241 105  
  

Haushaltsvermerk:
Mehreinnahmen (verbleibende) sind wegen bindender Vorgaben der EU 
zweckgebunden. Sie dienen nur zur Leistung der Mehrausgaben bei 
folgenden Titeln: Kap. 0603 Tit. 684 16, Kap. 0901 Tit. 683 05, Kap. 0902 
Tit. 686 05, 686 07, 686 08, 686 10, 686 12, Kap. 0903 Tit. 686 41, 
Kap. 0912 Tit. 427 09, Kap. 1106 Tit. 686 11, 686 12, Kap. 1112 Tit. 
422 01, 428 01, Kap. 1601 Tit. 686 05, Kap. 1702 Tit. 684 01, 684 02, 
Kap. 1703 Tit. 684 12, 684 21, 684 22, 684 25, 684 26, Kap. 1704 Tit. 
685 20, 685 41, 685 42, 685 45, Kap. 1710 Tit. 684 07, Kap. 1712 Tit. 
422 01, 427 99, 428 01, Kap. 2502 Tit. 686 05, Kap. 3002 Tit. 681 01, 
Kap. 3003 Tit. 685 07, Kap. 3004 Tit. 683 03 und Kap. 3012 Tit. 427 09. 

Erläuterungen:
Der Europäische Sozialfonds (Art. 162 ff. Vertrag über die Arbeitsweise der EU) 
dient der Finanzierung aktiver arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen und ist das 
wichtigste Instrument der EU zur Förderung der Humanressourcen. Hier werden 
die ESF-Mittel, deren Zahlung nur auf Antrag und gegen Nachweis entsprechen­
der Ausgaben erfolgt, vereinnahmt und an die programmumsetzenden Stellen 
weitergeleitet (BMFTR, BMBFSFJ, BMWE, BMWSB, BMUKN, BMI, BA, BVA, 
BAMF, DRV KBS).

272 03 
-253 

Einnahmen aus Zuschüssen der Europäischen Union zu besonderen 
Maßnahmen 

-  
  

-  
  

21 176  
  

Haushaltsvermerk:
Mehreinnahmen sind wegen bindender Vorgaben der EU zweckgebun­
den. Sie dienen nur zur Leistung der Mehrausgaben bei folgendem Titel: 
687 32. 

381 03 
-890 

Verrechnungseinnahmen gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 381 .1 und 
381 .7 

-  
  

-  
  

(-)  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

Ausgaben 

Besondere Finanzierungsausgaben 

981 03 
-890 

Verrechnungsausgaben gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 981 .1 und 
981 .7 

-  
  

-  
  

(3 089)  
  

Titelgruppe 01 

Tgr. 01 Maßnahmen des Bundes unter Beteiligung des Europäischen Sozial­
fonds (ESF, ESF Plus) und Kofinanzierung der Kosten für technische 
Hilfe 

(153 129) 
 

(160 288) 
(271 744) 

 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind gegenseitig deckungsfähig. 

2. Einnahmen aus Zuschuss-Rückflüssen und Zinsen fließen den Aus­
gaben zu. 

Erläuterungen:
1. Der Europäische Sozialfonds (Art. 162 ff. Vertrag über die Arbeitsweise der 

EU) und der Europäische Sozialfonds Plus (ESF Plus) sind die wichtigsten In­
strumente der EU zur Förderung der Humanressourcen. Sie fördern innerhalb 
der Europäischen Union Maßnahmen, die die nationale Arbeitsmarktpolitik 
ergänzen.

Im Jahr 2026 werden Mittel der Förderperiode 2014 - 2020 und Mittel der 
Förderperiode 2021 - 2027 zur Auszahlung kommen.

2. Die nationalen Kofinanzierungsmittel für die technische Hilfe sind in dieser 
Titelgruppe zusammengefasst.

3. ESF- und ESF Plus-Mittel der technischen Hilfe werden als zweckgebundene 
Einnahme bei Tit. 272 02 verbucht und über die Titel 686 11 bis 686 12 
ausgezahlt.

427 19 
-253 

Entgelte für Arbeitskräfte mit befristeten Verträgen, sonstige Beschäfti­
gungsentgelte (auch für Auszubildende) sowie Aufwendungen für neben­
beruflich und nebenamtlich Tätige 

380  
  

709  
  

524  
  

Haushaltsvermerk:
Die Ausgaben sind übertragbar. 

459 19 
-253 

Vermischte Personalausgaben 2 700  
  

2 580  
  

1 836  
  

Haushaltsvermerk:
Die Ausgaben sind übertragbar. 

542 11 
-013 

Öffentlichkeitsarbeit 611  
  

566  
  

521  
  

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Veröffentlichun­
gen und sonstiges Informationsmaterial gegen ermäßigtes Entgelt 
oder unentgeltlich an Dritte abgegeben werden. 

3. Aus den Ausgaben sind auch die Kosten für Porto, Verpackung und 
Versand von Veröffentlichungen zu leisten. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titelgruppe 01

544 11 
-253 

Forschung, Untersuchungen und Ähnliches 248  
  

336  
  

614  
  

Verpflichtungsermächtigung............................................................ 300 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu.................................................... 180 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu.................................................... 120 T€ 

Haushaltsvermerk:
Die Ausgaben sind übertragbar. 

547 11 
-253 

Nicht aufteilbare sächliche Verwaltungsausgaben 2 410  
  

1 311  
  

1 499  
  

Verpflichtungsermächtigung....................................................... 28 200 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu................................................. 8 500 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu................................................. 7 100 T€ 
im Haushaltsjahr 2029 bis zu................................................. 1 800 T€ 
im Haushaltsjahr 2030 bis zu................................................. 1 400 T€ 
im Haushaltsjahr 2031 bis zu................................................. 1 400 T€ 
im Haushaltsjahr 2032 bis zu................................................. 1 400 T€ 
im Haushaltsjahr 2033 bis zu................................................. 1 400 T€ 
im Haushaltsjahr 2034 bis zu................................................. 1 400 T€ 
im Haushaltsjahr 2035 bis zu................................................. 1 400 T€ 
im Haushaltsjahr 2036 bis zu................................................. 1 400 T€ 
im Haushaltsjahr 2037 bis zu................................................. 1 000 T€ 

Haushaltsvermerk:

1. Die Verpflichtungsermächtigung ist gesperrt. 
Die Aufhebung der Sperre bedarf der Einwilligung des Haus­
haltsausschusses des Deutschen Bundestages. 
Voraussetzung für die Aufhebung der Sperre ist die Vorlage ei­
nes Vertragsentwurfs für die Entwicklung, den laufenden Betrieb 
und die Abwicklung eines IT-Nachfolgesystems für die Bewirt­
schaftung und Administration von ESF-Mitteln in der kommen­
den Förderperiode 2028-2034. 

2. Die Ausgaben sind übertragbar. 

686 11 
-253 

Verwendung von Zuschüssen des Europäischen Sozialfonds zu laufen­
den Maßnahmen 

-  
  

-  
  

94 332  
  

Haushaltsvermerk:
Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der zweckgebundenen Mehreinnah­
men bei folgendem Titel geleistet werden: 272 02.
Dies gilt auch für zu erwartende Einnahmen aus bestehenden Ansprü­
chen. Falls Ausgaben aufgrund zu erwartender Einnahmen geleistet wur­
den und diese Einnahmen im laufenden Haushaltsjahr nicht eingehen, 
dürfen diese Einnahmen, soweit sie in den folgenden Haushaltsjahren 
eingehen, nicht mehr zur Leistung von Ausgaben verwendet werden. 

Erläuterungen:
Mitveranschlagt sind alle zur technischen Hilfe gehörenden Ausgaben, auch so­
weit es sich nicht um Zuschüsse für laufende Zwecke im Inland handelt, und nicht 
zweckgebundene Mehreinnahmen zur Leistung von Mehrausgaben bei anderen 
Titeln, insbesondere bei den Titeln 427 19, 459 19, 542 11, 544 11 und 547 11.

686 12 
-253 

Verwendung von nicht abgeforderten Mitteln und Rückflüssen aus Zu­
schüssen des Europäischen Sozialfonds 

-  
  

-  
211 744  

99 004  
  

Haushaltsvermerk:

1. Einsparungen dienen zur Deckung von Mehrausgaben bei folgenden 
Titeln: Kap. 0603 Tit. 684 16, Kap. 0901 Tit. 683 05, Kap. 0902 Tit. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titel 686 12 (Titelgruppe 01):

686 05, 686 07, 686 08, 686 10, 686 12, Kap. 0903 Tit. 686 41, 
Kap. 0912 Tit. 427 09, Kap. 1112 Tit. 422 01, 428 01, Kap. 1601 Tit. 
686 05, Kap. 1702 Tit. 684 01, 684 02, Kap. 1703 Tit. 684 12, 684 21, 
684 22, 684 25, 684 26, Kap. 1704 Tit. 685 20, 685 41, 685 42, 
685 45, Kap. 1710 Tit. 684 07, Kap. 1712 Tit. 422 01, 427 99, 428 01, 
Kap. 2502 Tit. 686 05, Kap. 3002 Tit. 681 01, Kap. 3003 Tit. 685 07, 
Kap. 3004 Tit. 683 03 und Kap. 3012 Tit. 427 09. 

2. Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der zweckgebundenen Mehrein­
nahmen bei folgendem Titel geleistet werden: 272 02.
Dies gilt auch für zu erwartende Einnahmen aus bestehenden An­
sprüchen. Falls Ausgaben aufgrund zu erwartender Einnahmen ge­
leistet wurden und diese Einnahmen im laufenden Haushaltsjahr 
nicht eingehen, dürfen diese Einnahmen, soweit sie in den folgenden 
Haushaltsjahren eingehen, nicht mehr zur Leistung von Ausgaben 
verwendet werden. 

3. Vor Verwendung der Mittel ist der Haushaltsausschuss des Deut­
schen Bundestages über die damit zu finanzierenden Maßnahmen 
zu unterrichten. 

686 13 
-253 

Kofinanzierung der ESF-Bundesprogramme 146 780  
  

154 786  
60 000  

75 100  
  

Verpflichtungsermächtigung..................................................... 210 000 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu............................................... 80 000 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu............................................... 80 000 T€ 
im Haushaltsjahr 2029 bis zu............................................... 50 000 T€ 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Einsparungen dienen zur Deckung von Mehrausgaben bei folgenden 
Titeln: 542 21, 544 21 und 686 22. 

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Kofinanzierung der ESF-Plus Bundesprogramme
1.1 KOMPASS - Kompakte Hilfe für Soloselbstständige................... 14 653
1.2 EhAP Plus - Eingliederung hilft gegen Ausgrenzung der am 

stärksten benachteiligten Personen............................................ 2 304
1.3 Wandel der Arbeit sozialpartnerschaftlich gestalten - weiter bil­

den und Gleichstellung fördern.................................................... 23 443
1.4 Akti(F) Plus - Aktiv für Familien und ihre Kinder.......................... 23 979
1.5 WIR - Netzwerke integrieren Flüchtlinge in den regionalen Ar­

beitsmarkt.................................................................................... 17 965
1.6 rückenwind3 für die Beschäftigten - Sozialwirtschaft im Wandel. 9 970
1.7 INQA Coaching............................................................................ 12 132
1.8 Zukunftszentren........................................................................... 14 100
1.9 JUVENTUS Deutschland - Mobilität stärken - für ein soziales 

Europa......................................................................................... 12 333
1.10 Rat geben - Ja zur Ausbildung!................................................... 2 250
2. Kofinanzierung Technische Hilfe (Programmumsetzungskos­

ten).............................................................................................. 13 651

Zusammen............................................................................................ 146 780
Aus diesem Titel dürfen auch Ausgaben für Projektträgerleistungen geleistet wer­
den. Im Ansatz sind Bundesmittel für die sogenannte Technische Hilfe, d. h. Vor­
bereitung, Durchführung, Begleitung, Kontrolle, Evaluierung und Kommunikation 
der ESF-Bundesprogramme mitveranschlagt.
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

Titelgruppe 02 

Tgr. 02 Verwendung von Zuschüssen des Europäischen Globalisierungsfonds 
für die Anpassung an die Globalisierung (EGF) 

(100) 
 

(100) 
(2 458) 

 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind gegenseitig deckungsfähig. 

2. Die Verpflichtungsermächtigungen sind gegenseitig deckungsfähig. 

542 21 
-013 

Öffentlichkeitsarbeit -  
  

-  
  

-  
  

Haushaltsvermerk:
Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Einsparungen bei folgendem 
Titel geleistet werden: 686 13. 

544 21 
-253 

Forschung, Untersuchungen und Ähnliches -  
  

-  
  

-  
  

Haushaltsvermerk:
Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Einsparungen bei folgendem 
Titel geleistet werden: 686 13. 

686 21 
-253 

Verwendung von Zuschüssen des Europäischen Fonds für die Anpas­
sung an die Globalisierung 

-  
  

-  
2 458  

526  
  

Haushaltsvermerk:
Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der zweckgebundenen Mehreinnah­
men bei folgendem Titel geleistet werden: 272 01.
Dies gilt auch für zu erwartende Einnahmen aus bestehenden Ansprü­
chen. Falls Ausgaben aufgrund zu erwartender Einnahmen geleistet wur­
den und diese Einnahmen im laufenden Haushaltsjahr nicht eingehen, 
dürfen diese Einnahmen, soweit sie in den folgenden Haushaltsjahren 
eingehen, nicht mehr zur Leistung von Ausgaben verwendet werden.
Die wegen negativen Förderbescheides ausbleibenden Einnahmen sind 
noch im Jahr des Förderbescheides bei anderen Ausgaben im Epl. 11 in 
gleicher Höhe außerhalb gesetzlicher Leistungen haushaltsmäßig einzu­
sparen. 

686 22 
-253 

Kofinanzierung der Zuschüsse des Europäischen Fonds für die Anpas­
sung an die Globalisierung (Globalisierungsfonds, EGF) 

100  
  

100  
  

140  
  

Verpflichtungsermächtigung............................................................ 750 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu.................................................... 500 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu.................................................... 250 T€ 

Haushaltsvermerk:
Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Einsparungen bei folgendem 
Titel geleistet werden: 686 13. 

Titelgruppe 03 

Tgr. 03 Internationale Angelegenheiten auf dem Gebiet der Arbeits- und Sozial­
politik 

(30 448) 
 

(32 879) 
(38 139) 

 

532 34 
-029 

Kosten der internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Arbeits- 
und Sozialpolitik 

162  
  

166  
  

67  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titelgruppe 03

684 31 
-253 

Förderung der Arbeitnehmerfreizügigkeit der in Deutschland tätigen Ar­
beitskräfte aus der Europäischen Union 

4 200  
  

4 200  
  

3 996  
  

Verpflichtungsermächtigung

fällig im Haushaltsjahr 2027 bis zu......................................... 4 200 T€ 

684 32 
-313 

Maßnahmen zur Bekämpfung von Zwangsarbeit, Arbeitsausbeutung und 
Menschenhandel 

821  
  

596  
  

486  
  

Haushaltsvermerk:
Die Ausgaben sind übertragbar. 

687 31 
-022 

Beiträge an internationale Organisationen 25 265  
  

27 917  
  

26 715  
  

Haushaltsvermerk:
Erstattungen auf die Mitgliedsbeiträge zur Internationalen Arbeitsorgani­
sation fließen den Ausgaben zu. 

Erläuterungen:

Bezeichnung der Organisation
Rechtsgrundlage und

Zweck der Mitgliedschaft

Mitgliedsbeitrag
der Bundesrepublik Deutschland

(Pflichtleistungen)

Besondere
(freiwillige)
Leistungen
außerhalb

des Mitglieds-
beitrags

in 1 000 €
(gerundet)

 
 
 

Zusammen
Spalte 4 + 5
in 1 000 €

in Pro-
zent

 
in Tausend-

Fremdwährung
(gerundet)

 
 

in 1 000 €
(gerundet)

1 2 3 4 5 6
 

1. Internationale Arbeitsorganisation in Genf.................................. 5,69 21 723 CHF 23 199 1 950 25 149
Rechtsgrundlage: Vertrag
Zweck: Internationale Arbeitsnormen

2. Sonstige....................................................................................... 116 - 116

Zusammen........................................................................................ 23 315 1 950 25 265
Differenzen durch Rundung möglich

687 32 
-253 

Verwendung von Zuschüssen der Europäischen Union zu besonderen 
Maßnahmen 

-  
  

-  
38 139  

10 064  
  

Haushaltsvermerk:

1. Einsparungen dienen zur Deckung von Mehrausgaben bei folgenden 
Titeln: Kap. 0902 Tit. 686 10 und 686 12. 

2. Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der zweckgebundenen Mehrein­
nahmen bei folgendem Titel geleistet werden: 272 03.
Dies gilt auch für zu erwartende Einnahmen aus bestehenden An­
sprüchen. Falls Ausgaben aufgrund zu erwartender Einnahmen ge­
leistet wurden und diese Einnahmen im laufenden Haushaltsjahr 
nicht eingehen, dürfen diese Einnahmen, soweit sie in den folgenden 
Haushaltsjahren eingehen, nicht mehr zur Leistung von Ausgaben 
verwendet werden. 

Gegenüber dem Vorjahr entfallene Titel 

272 04 
-253 

Einnahmen aus Zuschüssen des Europäischen Hilfsfonds für die am 
stärksten benachteiligten Personen 

 
  

-  
  

5 587  
  

427 49 
-253 

Entgelte für Arbeitskräfte mit befristeten Verträgen, sonstige Beschäfti­
gungsentgelte (auch für Auszubildende) sowie Aufwendungen für neben­
beruflich und nebenamtlich Tätige 

 
  

-  
  

102  
  

459 49 
-253 

Vermischte Personalausgaben  
  

-  
  

58  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch gegenüber dem Vorjahr entfallene Titel

542 41 
-013 

Öffentlichkeitsarbeit  
  

-  
  

-  
  

544 41 
-253 

Forschung, Untersuchungen und Ähnliches  
  

-  
  

-  
  

547 41 
-253 

Nicht aufteilbare sächliche Verwaltungsausgaben  
  

-  
  

2  
  

686 41 
-253 

Verwendung von Zuschüssen des Europäischen Hilfsfonds für die am 
stärksten benachteiligten Personen zu laufenden Maßnahmen 

 
  

-  
  

-  
  

686 42 
-253 

Verwendung von nicht abgeforderten Mitteln und Rückflüssen aus Zu­
schüssen des Europäischen Hilfsfonds für die am stärksten benachteilig­
ten Personen 

 
  

-  
  

-  
  

686 43 
-253 

Kofinanzierung der EHAP-Programme 2014 - 2020  
  

-  
  

-  
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Vorbemerkung

Wesentliche finanzwirksame Schwerpunkte des Kapitels 

Im Kapitel 1107 sind die Ausgaben für Maßnahmen 
zur Arbeitswelt im Wandel und Fachkräftesicherung veran­
schlagt. Es umfasst im Wesentlichen Ausgaben für:
1. Maßnahmen zur Flankierung des Strukturwandels der 

Arbeitswelt,   zur Sicherung des Arbeitskräftebedarfs 
und Weiterbildung  (Titel 544 06, 545 01, 684 01, 684 02 
- SDGs 4, 8),

2. Maßnahmen der „Denkfabrik Digitale Arbeitsgesell­
schaft“ (Titel 684 11 - SDG 8),

3. Mittel als zweckgebundene Zuweisung an die Länder 
für Mitgliedseinrichtungen der Wissenschaftsgemeinschaft 
Gottfried Wilhelm Leibniz e. V. (Titel 632 01, 882 01 - 
SDGs 3, 8), Institut für Arbeitsforschung an der TU 
Dortmund (IfADo),

Wesentliche Ziele, die mit den veranschlagten Mitteln erreicht werden sollen 

Digitalisierung, Dekarbonisierung, als Reaktion auf die Auswir­
kungen des Klimawandels sowie die demografische Entwick­
lung sind wesentliche Treiber des andauernden und umfas­
senden strukturellen Wandels der Arbeitswelt. Die Zukunft des 
Wirtschaftsstandortes Deutschland hängt davon ab, wie gut 
es gelingen wird, die Fachkräftebasis zu sichern und zu erwei­
tern. Eine vorausschauende Fachkräftesicherung bleibt eine 
der wichtigsten nationalen Herausforderungen und ist mehr 
denn je eine zentrale Aufgabe der Arbeitsmarktpolitik.
Die   Fachkräftestrategie der Bundesregierung beschreibt 
Maßnahmen in fünf Handlungsfeldern (Aus- und Weiterbil­
dung, Erwerbsbeteiligung, Arbeitskultur, Einwanderung). Maß­
nahmen der Fachkräftestrategie ebenso wie der Nationalen 
Weiterbildungsstrategie (NWS) werden in mehreren Titeln 
umgesetzt (SDGs 4, 8).
In kleinen und mittelgroßen Unternehmen (KMU) ist die Wei­
terbildungsbeteiligung von Beschäftigten geringer als in Groß­
unternehmen. Die stärkere Vernetzung zwischen den regiona­
len Akteuren der Weiterbildungslandschaft und des Arbeits­
marktes kann hier gezielt und wirkungsvoll ansetzen, um 
die Weiterbildungsberatung vor Ort für Unternehmen und Rat­
suchende zu stärken und für passende Qualifizierungsange­
bote und Bildungsentscheidungen zu sorgen. Deshalb soll 
der flächendeckende Aufbau von Weiterbildungsagenturen 
(WBA) nachhaltig unterstützt werden (SDGs 4, 8).
Die sozialpartnerschaftlich getragene Initiative Neue Quali­
tät der Arbeit (INQA) unterstützt insbesondere die Beschäf­
tigten in KMU, im Wandel der Arbeitswelt mit niedrigschwelli­
gen Informations- und Beratungsangeboten. In den Projekten 
werden unter Beteiligung der Beschäftigten betriebliche Hand­
lungsstrategien z. B. für ein gesundes Arbeiten von älteren Be­
schäftigten, für Diversität und für eine partizipative Arbeitskul­
tur entwickelt (SDG 8). Regionale Netzwerke zur Fachkräftesi­
cherung werden durch das INQA-Netzwerkbüro unterstützt, 
um die Beschäftigungsfähigkeit der Arbeitskräfte im Struktur­
wandel durch das Zusammenwirken aller regionalen Arbeits­
marktakteure effizienter zu sichern (SDG 8).
Die Gestaltung der digitalen Transformation von Wirtschaft 
und Gesellschaft ist eine Priorität der Bundesregierung, auch 
vor dem Hintergrund des Fachkräftemangels und der Notwen­
digkeit, die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandortes 
zu erhöhen. Der sozialen Gestaltung der digitalen Arbeits­
welt kommt dabei besondere Bedeutung zu. Die Abteilung 
"Denkfabrik Digitale Arbeitsgesellschaft" analysiert - u. a. 
mit Instrumenten der Strategischen Vorschau die arbeits- 
und gesellschaftspolitischen Herausforderungen und Chan­

cen, die sich aus technologischen Entwicklungen wie bspw. 
Künstlicher Intelligenz (KI) sowie daraus resultierenden neu­
en datengetriebenen Geschäftsmodellen ergeben und entwi­
ckelt politische Gestaltungsansätze für die Arbeitsgesellschaft 
der Zukunft. Sie hat u. a. ein Observatorium für Künstliche 
Intelligenz eingerichtet, dessen Fokus die Anwendung von 
KI in Unternehmen und Verwaltung ist, und mit Civic Co­
ding eine Struktur aufgebaut, um die Gesellschaft in die Ge­
staltung von KI einzubeziehen. Darüber hinaus entwickelt 
die Denkfabrik gesetzliche Regelungen für neue Herausforde­
rungen wie die Arbeit in der Plattformökonomie, oder den Be­
schäftigtendatenschutz in einer zunehmend von neuen Tech­
nologien und automatisierten Systemen geprägten Arbeitswelt 
(SDG 8).
Maßnahmen zum Sozialstaatsdialog zielen darauf ab, die 
sozialen Sicherungssysteme zukunftsfest und krisenresilient 
weiterzuentwickeln. Dazu werden u. a. wissenschaftliche Ana­
lysen und Forschung beauftragt und Gestaltungsideen von 
Praktikerinnen und Praktikern, Bürgerinnen und Bürger so­
wie betroffenen Gruppen und deren Verbänden mittels betei­
ligungsorientierter Formate einbezogen (SDGs 1, 5, 8, 10, 16).
Das Institut für Arbeitsforschung Dortmund (IfADo) er­
forscht Potenziale und Risiken moderner Arbeit. Aus den Er­
gebnissen werden Prinzipien zur leistungs- und gesundheits­
förderlichen Gestaltung der Arbeitswelt abgeleitet (SDGs 3, 8).
Die Stärkung der gesellschaftlichen Verantwortung von Unter­
nehmen - Corporate Social Responsibility (CSR) trägt 
zu einer sozialen und ökologischen Gestaltung der Globali­
sierung bei. Im Kern geht es darum, Unternehmen dabei 
zu unterstützen, CSR im eigenen Geschäftsbereich und in 
der gesamten Wertschöpfungskette zu realisieren. Dabei 
stehen insbesondere die Umsetzung und Neuregelung des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes (LkSG) durch ein an­
wendungs- und vollzugsfreundliches Gesetz über die Inter­
nationale Unternehmensverantwortung sowie die Weiterent­
wicklung des Aktionsplans Wirtschaft und Menschenrechte 
(NAP) im Fokus SDGs 8, 12).
Mit der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie 
(GDA) soll das Arbeitsschutzsystem in Deutschland kontinu­
ierlich modernisiert und Anreize für Betriebe geschaffen wer­
den, um die Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten 
weiter zu stärken. Die Träger (Bund, Länder und Unfallversi­
cherungsträger) haben sich zu gemeinsamen Präventionshan­
deln verpflichtet. Im Jahr 2026 widmet sich die GDA dem 
Handlungsfeld „Verhütung von schweren und tödlichen Ar­
beitsunfällen". (SDGs 3, 8).
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Überblick zum Kapitel 1107
Soll

2026
1 000 €

Soll
2025

1 000 €

Veränderung
gegenüber

2025
1 000 €

Ausgabereste
2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

 
Einnahmen

Verwaltungseinnahmen........................................... - -  -  126  
Übrige Einnahmen.................................................. - -  -  -  

Gesamteinnahmen.................................................. - -  -  126  
 
Ausgaben

Personalausgaben.................................................. 100 260  -160  2 818  
Sächliche Verwaltungsausgaben............................ 4 032 4 116  -84 900 4 146  
Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Investitionen). 20 571 41 509  -20 938 43 894 87 264  
Ausgaben für Investitionen...................................... 644 1 005  -361  666  
Besondere Finanzierungsausgaben....................... - -  -  -  

Gesamtausgaben.................................................... 25 347 46 890  -21 543 44 794 94 894  
davon nicht flexibilisiert........................................... 25 347 46 890  -21 543 44 794 94 894  

 
Verpflichtungsermächtigung im Haushalt 2026 
Verpflichtungsermächtigung.................................... 12 176      
davon fällig:      
im Haushaltsjahr 2027 bis zu.................................. 4 901      
im Haushaltsjahr 2028 bis zu.................................. 3 700      
im Haushaltsjahr 2029 bis zu.................................. 2 575      
im Haushaltsjahr 2030 bis zu.................................. 1 000      
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

Einnahmen 

Verwaltungseinnahmen 

119 99 
-011 

Vermischte Einnahmen -  
  

-  
  

126  
  

Übrige Einnahmen 

381 03 
-890 

Verrechnungseinnahmen gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 381 .1 und 
381 .7 

-  
  

-  
  

(642)  
  

Ausgaben 

Personalausgaben 

427 09 
-313 

Entgelte für Arbeitskräfte mit befristeten Verträgen, sonstige Beschäfti­
gungsentgelte (auch für Auszubildende) sowie Aufwendungen für neben­
beruflich und nebenamtlich Tätige 

100  
  

260  
  

2 818  
  

Haushaltsvermerk:
Die Ausgaben sind mit folgenden Titeln gegenseitig deckungsfähig: 
545 01, 684 01, 684 02, 684 05 und 684 11. 

Sächliche Verwaltungsausgaben 

544 06 
-253 

Fachkräfte-Offensive 672  
  

686  
  

822  
  

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Die Ausgaben sind mit folgendem Titel gegenseitig deckungsfähig: 
684 03. 

3. Einnahmen fließen den Ausgaben zu. 

4. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Werbe- und 
Informationsmaterialien gegen ermäßigtes Entgelt oder unentgeltlich 
an Dritte abgegeben werden. 

Erläuterungen:
Aus diesem Titel dürfen auch Ausgaben für Aufträge, Dienstleistungen, Kampag­
nen, und Kommunikationsarbeit sowie Kosten für Porto, Verpackung und Versand 
von Veröffentlichungen geleistet werden.

545 01 
-313 

Konferenzen, Tagungen, Messen und Ausstellungen 3 360  
  

3 430  
900  

3 324  
  

Verpflichtungsermächtigung......................................................... 4 400 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu................................................. 1 600 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu................................................. 1 600 T€ 
im Haushaltsjahr 2029 bis zu................................................. 1 200 T€ 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titel 545 01

2. Die Ausgaben sind mit folgenden Titeln gegenseitig deckungsfähig: 
427 09, 684 01, 684 02 und 684 11. 

3. Die Verpflichtungsermächtigung ist mit den Verpflichtungsermäch­
tigungen bei folgenden Titeln gegenseitig deckungsfähig: 684 01, 
684 02 und 684 11. 

4. Einnahmen aus Zuschuss-Rückflüssen, Zinsen und aus dem Verkauf 
von Informationsmaterialien fließen den Ausgaben zu. 

5. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Veröffentlichun­
gen und sonstiges Informationsmaterial gegen ermäßigtes Entgelt 
oder unentgeltlich an Dritte abgegeben werden. 

Erläuterungen:
Aus diesem INQA-Titel dürfen auch wesentliche Ausgaben für Transfer- und Kom­
munikationsarbeit, Kampagnen, Honorare sowie Reisekosten geleistet werden.

Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Investitionen) 

632 01 
-164 

Zweckgebundene Zuweisungen an die Länder für Mitgliedseinrichtungen 
der Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz e. V. (WGL) 

7 441  
  

7 632  
  

7 545  
  

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind mit folgendem Titel gegenseitig deckungsfähig: 
882 01. 

2. Die Mittel dürfen zur Selbstbewirtschaftung zugewiesen werden.
Dies gilt, wenn und soweit das zuwendungsgebende Sitzland seinen 
Finanzierungsanteil ebenfalls überjährig zur Verfügung stellt. 

Erläuterungen:

Bis zum 31.12.2024 nicht verbrauchte Selbstbewirtschaftungsmittel: 1 194 T€.

684 01 
-313 

Initiative "Neue Qualität der Arbeit" 1 900  
  

1 780  
1 000  

3 313  
  

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Die Ausgaben sind mit folgenden Titeln gegenseitig deckungsfähig: 
427 09, 545 01, 684 02 und 684 11. 

3. Einnahmen aus Zuschuss-Rückflüssen und Zinsen fließen den Aus­
gaben zu. 

4. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Veröffentlichun­
gen und sonstiges Informationsmaterial gegen ermäßigtes Entgelt 
oder unentgeltlich an Dritte abgegeben werden. 

Erläuterungen:
Aus diesem Titel dürfen auch Ausgaben für Aufträge, Dienstleistungen, Projektträ­
gerleistungen und Projektmanagement geleistet werden.

684 02 
-253 

Förderung innovativer Maßnahmen zur Gestaltung der Arbeitswelt im 
Wandel, zur Arbeitskräftesicherung und Weiterbildung 

3 350  
  

20 450  
4 174  

38 071  
  

Verpflichtungsermächtigung......................................................... 4 000 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu................................................. 1 000 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu................................................. 1 000 T€ 
im Haushaltsjahr 2029 bis zu................................................. 1 000 T€ 
im Haushaltsjahr 2030 bis zu................................................. 1 000 T€ 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titel 684 02

2. Die Ausgaben sind mit folgenden Titeln gegenseitig deckungsfähig: 
427 09, 545 01, 684 01 und 684 11. 

3. Die Verpflichtungsermächtigung ist mit den Verpflichtungsermäch­
tigungen bei folgenden Titeln gegenseitig deckungsfähig: 545 01 und 
684 11. 

4. Einnahmen aus Zuschuss-Rückflüssen und Zinsen fließen den Aus­
gaben zu. 

5. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Veröffentlichun­
gen und sonstiges Informationsmaterial gegen ermäßigtes Entgelt 
oder unentgeltlich an Dritte abgegeben werden. 

Erläuterungen:
Aus diesem Titel dürfen auch Ausgaben für Aufträge, Dienstleistungen, Projektträ­
gerleistungen und Projektmanagement geleistet werden.

684 03 
-165 

Gestaltung des Wandels in Arbeitswelt und Sozialstaat 460  
  

300  
  

318  
  

Verpflichtungsermächtigung............................................................ 300 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu.................................................... 200 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu.................................................... 100 T€ 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Die Ausgaben sind mit folgendem Titel gegenseitig deckungsfähig: 
544 06. 

Erläuterungen:
Zu Lasten dieser Ausgaben dürfen auch Aufträge und Dienstleistungen erteilt 
werden.

684 05 
-680 

Maßnahmen zur Förderung der Produktsicherheit und von Sicherheit und 
Gesundheit bei der Arbeit 

461  
  

1 739  
9 430  

3 297  
  

Verpflichtungsermächtigung

fällig im Haushaltsjahr 2027 bis zu............................................ 461 T€ 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Die Ausgaben sind mit folgenden Titeln gegenseitig deckungsfähig: 
427 09, 684 06 und 684 07. 

3. Einnahmen aus Zuschuss-Rückflüssen, Zinsen und aus dem Verkauf 
von Informationsmaterialien fließen den Ausgaben zu. 

4. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Veröffentlichun­
gen und sonstiges Informationsmaterial gegen ermäßigtes Entgelt 
oder unentgeltlich an Dritte abgegeben werden. 

Erläuterungen:
Es werden Projekte des DIN zur Gewährleistung der Produktsicherheit und der Si­
cherheit sowie des Gesundheitsschutzes bei der Arbeit gefördert. Diese Vorhaben 
bewirken, dass die Anforderungen der Rechtssetzung in der Praxis sachgerecht 
wirksam werden.
Aus diesem Titel dürfen auch Ausgabe für Aufträge, Dienstleistungen, Transfer- 
und Medienarbeit, Kampagnen, Honorare, Reisekosten, Projektträgerleistungen 
und Projektmanagement geleistet werden.
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

684 06 
-313 

Zuschüsse zu den Kosten der Kommission Arbeitsschutz und Normung 
in der EU 

1 552  
  

1 552  
  

1 572  
  

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Die Ausgaben sind mit folgendem Titel gegenseitig deckungsfähig: 
684 05. 

Erläuterungen:
Aus den Ausgaben können neben Personalausgaben, sächlichen Verwaltungs­
ausgaben und Investitionskosten auch Ausgaben für Expertisen, Gutachterhono­
rare und Reisekosten geleistet werden.

684 07 
-313 

Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie - GDA 308  
  

308  
  

189  
  

Verpflichtungsermächtigung............................................................ 315 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu.................................................... 140 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu.................................................... 100 T€ 
im Haushaltsjahr 2029 bis zu...................................................... 75 T€ 

Haushaltsvermerk:

2. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Veröffentlichun­
gen und sonstiges Informationsmaterial gegen ermäßigtes Entgelt 
oder unentgeltlich an Dritte abgegeben werden. 

1. Die Ausgaben sind mit folgendem Titel gegenseitig deckungsfähig: 
684 05. 

3. Aus den Ausgaben sind auch Kosten für Porto, Verpackung und Ver­
sand von Veröffentlichungen zu leisten. 

Erläuterungen:
Aus dem Titel werden auch die Kosten nach der Betriebsdatenweiterleitungsver­
ordnung an die Bundesagentur für Arbeit erstattet.

684 08 
-313 

Förderung von Maßnahmen zur Stärkung der gesellschaftlichen Verant­
wortung von Unternehmen (CSR-Maßnahmen) 

2 099  
  

4 748  
1 594  

4 719  
  

Verpflichtungsermächtigung......................................................... 2 000 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu................................................. 1 000 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu.................................................... 800 T€ 
im Haushaltsjahr 2029 bis zu.................................................... 200 T€ 

Haushaltsvermerk:
Die Ausgaben sind übertragbar. 

Erläuterungen:
Aus diesem Titel dürfen auch Ausgaben für Aufträge, Dienstleistungen, Projektträ­
gerleistungen und Projektmanagement geleistet werden.

684 11 
-165 

Denkfabrik Digitale Arbeitsgesellschaft 3 000  
  

3 000  
27 696  

27 468  
  

Verpflichtungsermächtigung............................................................ 700 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu.................................................... 500 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu.................................................... 100 T€ 
im Haushaltsjahr 2029 bis zu.................................................... 100 T€ 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Die Ausgaben sind mit folgenden Titeln gegenseitig deckungsfähig: 
427 09, 545 01, 684 01 und 684 02. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titel 684 11

3. Die Verpflichtungsermächtigung ist mit den Verpflichtungsermäch­
tigungen bei folgenden Titeln gegenseitig deckungsfähig: 545 01 und 
684 02. 

4. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Veröffentlichun­
gen und sonstiges Informationsmaterial gegen ermäßigtes Entgelt 
oder unentgeltlich an Dritte abgegeben werden. 

Erläuterungen:
Zu Lasten der Ausgaben dürfen auch Aufträge, Dienstleistungen, Projektträger­
leistungen und Projektmanagement erteilt werden.

Ausgaben für Investitionen 

882 01 
-164 

Zweckgebundene Zuweisungen an die Länder für Mitgliedseinrichtungen 
der Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz e. V. (WGL) 

644  
  

1 005  
  

666  
  

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind mit folgendem Titel gegenseitig deckungsfähig: 
632 01. 

2. Die Mittel dürfen zur Selbstbewirtschaftung zugewiesen werden. Dies 
gilt, wenn und soweit das zuwendungsgebende Sitzland seinen Fi­
nanzierungsanteil ebenfalls überjährig zur Verfügung stellt. 

Erläuterungen:
WGL-Einrichtungen: Zusammenstellung siehe Erläuterungen zu Tit. 632 01. 

Besondere Finanzierungsausgaben 

981 03 
-890 

Verrechnungsausgaben gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 981 .1 und 
981 .7 

-  
  

-  
  

(235)  
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Überblick zum Kapitel 1110
Soll

2026
1 000 €

Soll
2025

1 000 €

Veränderung
gegenüber

2025
1 000 €

Ausgabereste
2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

 
Einnahmen

Verwaltungseinnahmen........................................... - -  -  15  
Übrige Einnahmen.................................................. - -  -  -  

Gesamteinnahmen.................................................. - -  -  15  
 
Ausgaben

Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Investitionen). 2 987 3 053  -66 27 8 891  
Besondere Finanzierungsausgaben....................... - -  -  -  

Gesamtausgaben.................................................... 2 987 3 053  -66 27 8 891  
davon nicht flexibilisiert........................................... 2 987 3 053  -66 27 8 891  

 
Verpflichtungsermächtigung im Haushalt 2026 
Verpflichtungsermächtigung....................................      

     
fällig im Haushaltsjahr 2027 bis zu.......................... 272      
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

Einnahmen 

Verwaltungseinnahmen 

119 99 
-011 

Vermischte Einnahmen -  
  

-  
  

15  
  

Haushaltsvermerk:
Mehreinnahmen zu Nr. 2 der Erläuterungen dienen zur Leistung der 
Mehrausgaben bei folgendem Titel: 681 01. 

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Vermischte Einnnahmen................................................................. -
2. Erstattung des Verbandes Deutscher Reeder e. V.......................... -

Zusammen............................................................................................ -

Übrige Einnahmen 

381 03 
-890 

Verrechnungseinnahmen gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 381 .1 und 
381 .7 

-  
  

-  
  

(-)  
  

Ausgaben 
Haushaltsvermerk:
Einsparungen dienen zur Deckung von Mehrausgaben bei folgendem 
Titel: 681 01. 

Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Investitionen) 

632 06 
-282 

Leistungen aufgrund rechtlicher Verpflichtungen des Bundes für Fürsor­
gezwecke 

100  
  

200  
  

28  
  

Erläuterungen:

Bezeichnung 2026
1 000 €

2025
1 000 €

Ist 2024
1 000 €

1 2 3 4
 

Ausgaben für die vom Bund aufgrund zwischenstaatlicher Verpflichtungen und im 
Rahmen gegebener Zusicherungen zu tragenden Aufwendungen für Hilfeempfän­
ger im Ausland und für Verwaltungskosten sowie für die Krankenversorgung für 
Empfänger von Unterhaltshilfe (§ 276 Abs. 3 und 4 LAG) mit gewöhnlichem Aufent­
halt im Ausland............................................................................................................ 100 200 28
(Ausgaben für die Heimführung von Deutschen aus dem Ausland, die aus Gründen 
der Hilfsbedürftigkeit das Gastland verlassen müssen, sind bei Kap. 0502 
Tit. 687 01 veranschlagt)............................................................................................. - - -

Zusammen................................................................................................................... 100 200 28

632 07 
-287 

Erstattung des Bundes nach § 18 Absatz 3 AsylbLG -  
  

-  
  

9 719  
  

Haushaltsvermerk:

1. Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Einsparungen bei folgendem 
Titel geleistet werden: Kap. 1101 Tit. 681 12. 

2. Rückzahlungen aus korrigierten Erstattungszahlungen fließen den 
Ausgaben zu. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

636 01 
-045 

Kosten der Durchführung des Arbeitssicherstellungsgesetzes 358  
  

344  
2  

298  
  

Haushaltsvermerk:
Die Ausgaben sind übertragbar. 

Erläuterungen:
Nach § 35 Abs. 2 Satz 2 und § 26 Satz 5 des Arbeitssicherstellungsgesetzes 
(ASG) erstattet der Bund der Bundesagentur für Arbeit die Kosten, die ihr aus der 
Durchführung des ASG entstehen (Verwaltungskosten, Aufwendungen nach § 26 
ASG).

636 02 
-235 

Kostenerstattung für das Sozialwerk MachMit! an die DRV Knappschaft-
Bahn-See 

290  
  

290  
20  

270  
  

Haushaltsvermerk:
Die Ausgaben sind übertragbar. 

681 01 
-313 

Kosten der Heimschaffung von Besatzungsmitgliedern deutscher See­
schiffe 

-  
  

-  
  

-  
  

Haushaltsvermerk:

1. Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Einsparungen bei folgenden 
Titeln geleistet werden: Kap. 1110. 

2. Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Mehreinnahmen bei folgen­
dem Titel geleistet werden: 119 99.
Dies gilt auch für zu erwartende Einnahmen aus bestehenden An­
sprüchen. Falls Ausgaben aufgrund zu erwartender Einnahmen ge­
leistet wurden und diese Einnahmen im laufenden Haushaltsjahr 
nicht eingehen, dürfen diese Einnahmen, soweit sie in den folgenden 
Haushaltsjahren eingehen, nicht mehr zur Leistung von Ausgaben 
verwendet werden. 

Erläuterungen:
Der Bund hat nach § 77 Seearbeitsgesetz (SeeArbG) i. V. m. § 30 Abs. 2 Satz 1 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch im Rahmen einer Ausfallhaftung die Kos­
tentragungspflicht für die Heimschaffung von Seeleuten. Das Haftungsrisiko ergibt 
sich, wenn der Reeder seiner Pflicht zur Heimschaffung eines Besatzungsmitg­
liedes und zur Übernahme der Kosten nach § 76 SeeArbG nicht nachkommt. 
In diesem Fall hat die Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-Logistik Te­
lekommunikation gemäß § 77 SeeArbG die Heimschaffung zu veranlassen und 
die Kosten zu verauslagen. Sie sind vom Reeder zu erstatten. Der Verband Deut­
scher Reeder e. V. hat sich gegenüber der Bundesrepublik Deutschland verpflich­
tet, die Kosten zu ersetzen, die der Bund beim zahlungspflichtigen Reeder nicht 
beitreiben kann.

684 01 
-165 

Pflegekommission nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz, flankieren­
de Forschung, Forschung nach dem Mindestlohngesetz, statistische 
Auswertungen im Arbeitsrecht 

150  
  

150  
  

391  
  

Verpflichtungsermächtigung

fällig im Haushaltsjahr 2027 bis zu.............................................. 75 T€ 

Haushaltsvermerk:
Die Ausgaben sind übertragbar. 

684 02 
-290 

Zuwendungen für zentrale Einrichtungen, überregionale Maßnahmen 
und Modellvorhaben für besondere gesellschaftliche Gruppen 

560  
  

540  
5  

222  
  

Verpflichtungsermächtigung

fällig im Haushaltsjahr 2027 bis zu............................................ 197 T€ 

Haushaltsvermerk:
Die Ausgaben sind übertragbar. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titel 684 02

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Bundesarbeitsgemeinschaft für Straffälligenhilfe e. V. (BAG - S).... 189
2. Überregionale Fachtagungen und Kongresse, die sich mit der 

Entwicklung von Hilfen für besondere gesellschaftliche Gruppen 
befassen sowie Dokumentationen zu diesen Veranstaltungen....... 28

3. Nationale Armutskonferenz............................................................. 30
4. Modellprojekt pro:connect............................................................... 313

Zusammen............................................................................................ 560
Es sollen barrierefreie digitale Bildungsangebote in Einrichtungen der beruflichen 
Rehabilitation insbesondere für junge Menschen mit Behinderungen gestärkt wer­
den.
Aus diesem Titel dürfen auch Dienstleistungen und Aufträge finanziert werden.

684 03 
-290 

Leistungsanspruch der Sozialeinrichtungen in inländischen Häfen nach 
§ 119 Abs. 4 SeeArbG 

1 500  
  

1 500  
  

1 500  
  

Erläuterungen:
Nach dem derzeit geltenden § 119 Absatz 4 des Seearbeitsgesetzes erhalten die 
Sozialeinrichtungen in inländischen Häfen einen jährlichen Gesamtbetrag in Höhe 
von 1 500 T€ aus Mitteln des Bundes.

684 09 
-313 

Mitgliedsbeiträge und sonstige Zuschüsse an Verbände, Vereine und 
ähnliche Institutionen geringeren Umfangs 

29  
  

29  
  

25  
  

Besondere Finanzierungsausgaben 

981 03 
-890 

Verrechnungsausgaben gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 981 .1 und 
981 .7 

-  
  

-  
  

(-)  
  

Gegenüber dem Vorjahr entfallene Titel 

636 03 
-229 

Energiepreispauschale - Aufwendungen des Bundes nach § 6 Abs. 1 
RentEPPG und § 1 Abs. 4 VEPPGewG 

 
  

-  
  

-3 562  
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Vorbemerkung

Im Kapitel 1111 sind bestimmte Verwaltungsausgaben zentral 
für den Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales veranschlagt.
Einen Schwerpunkt hierbei bildet der Bereich Versorgung: 
In der Titelgruppe 57 veranschlagt sind die Einnahmen und 
Ausgaben der Versorgungsberechtigten, deren Versorgungs­
anspruch auf dem Gesetz über die Rechtsverhältnisse der 
Mitglieder der Bundesregierung, dem Gesetz über die Rechts­
verhältnisse der Parlamentarischen Staatssekretärinnen und 
Parlamentarischen Staatssekretäre, dem Gesetz über die Ver­
sorgung der Beamtinnen und Beamten und Richterinnen und 
Richter des Bundes (BeamtVG) oder auf einem Vertrag mit 
dem Bund beruht. Die Zuführungen an die Versorgungsrückla­
ge und die Zuweisungen an den Versorgungsfonds sind in 
gesonderten Titeln ebenfalls in diesem Kapitel etatisiert.

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales als oberste 
Bundesbehörde ist bei Kapitel 1112 veranschlagt.
Der Geschäftsbereich des Bundesministeriums gliedert sich in 
folgende Bundesoberbehörden:
1. Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 

(Kap. 1113) und

2. Bundesamt für Soziale Sicherung (Kap. 1116) sowie die 
der allgemeinen Dienstaufsicht unterstehenden Gerichte
 
1. Bundesarbeitsgericht (Kap. 1114) und
 
2. Bundessozialgericht (Kap. 1115).

Überblick zum Kapitel 1111
Soll

2026
1 000 €

Soll
2025

1 000 €

Veränderung
gegenüber

2025
1 000 €

Ausgabereste
2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

 
Einnahmen

Verwaltungseinnahmen........................................... 40 40  -  -  
Übrige Einnahmen.................................................. 30 30  -  30  

Gesamteinnahmen.................................................. 70 70  -  30  
 
Ausgaben

Personalausgaben.................................................. 61 800 64 959  -3 159 82 72 611  
Sächliche Verwaltungsausgaben............................ 15 969 16 254  -285 7 588 13 897  
Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Investitionen). 35 209 35 297  -88  29 396  
Besondere Finanzierungsausgaben....................... -167 895 -1 012 985  +845 090  -  

Gesamtausgaben.................................................... -54 917 -896 475  +841 558 7 670 115 904  
davon flexibilisiert.................................................... 47 590 49 486  -1 896 3 593 40 082  
davon nicht flexibilisiert........................................... -102 507 -945 961  +843 454 4 077 75 822  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

Einnahmen 

Verwaltungseinnahmen 

119 99 
-011 

Vermischte Einnahmen -  
  

-  
  

-  
  

Übrige Einnahmen 

282 09 
-011 

Einnahmen aus Sponsoring, Spenden und ähnlichen freiwilligen Geld­
leistungen 

-  
  

-  
  

-  
  

Haushaltsvermerk:
Mehreinnahmen sind wegen rechtsverbindlicher Verwendungsauflage 
Dritter zweckgebunden. Sie dienen nur zur Leistung der Mehrausgaben 
bei folgendem Titel: 547 09. 

381 03 
-890 

Verrechnungseinnahmen gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 381 .1 und 
381 .7 

-  
  

-  
  

(-)  
  

381 07 
-890 

Leistungen von Bundesbehörden zur Durchführung von ressortübergrei­
fenden Aufgaben 

-  
  

-  
  

(301)  
  

Haushaltsvermerk:
Mehreinnahmen sind wegen verbindlicher Vereinbarung mit anderen 
Bundesbehörden (EfA) zweckgebunden. Sie dienen nur zur Leistung der 
Mehrausgaben bei folgenden Titeln: Epl. 11. 

Titelgruppe 57 

Tgr. 57 Versorgung der Beamtinnen und Beamten sowie der Richterinnen und 
Richter 

(70) 
 

(70) 
 

 

119 57 
-018 

Vermischte Einnahmen 40  
  

40  
  

-  
  

232 57 
-018 

Beteiligung an den Versorgungslasten des Bundes 30  
  

30  
  

30  
  

Haushaltsvermerk:
Mehreinnahmen dienen zur Leistung der Mehrausgaben bei folgenden 
Titeln: Tgr. 57. 

Ausgaben 
Haushaltsvermerk:
Es gelten die Flexibilisierungsregelungen gem. § 6 Abs. 2 bis 5 HG.
Ausgenommen ist Tgr. 57. 

Sächliche Verwaltungsausgaben 

529 01 
-011 

Außergewöhnlicher Aufwand aus dienstlicher Veranlassung in besonde­
ren Fällen 

69  
  

71  
  

38  
  

Haushaltsvermerk:
Die Erläuterungen sind verbindlich.
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titel 529 01

Umschichtungen zwischen den Teilansätzen der einzelnen Erläuterungs­
nummern bedürfen der Einwilligung des BMF. 

Erläuterungen:
Bezeichnung €

 

1. Zur Verfügung
1.1 des Bundesministers für Arbeit und Soziales.............................. 50 000
1.2 der oder des Beauftragten der Bundesregierung für die Belan­

ge von Menschen mit Behinderungen......................................... 5 000
1.3 der Präsidentin oder des Präsidenten des Bundessozialge­

richts............................................................................................ 2 000
1.4 der Präsidentin oder des Präsidenten des Bundesamtes für So­

ziale Sicherung............................................................................ 2 000
1.5 der Präsidentin oder des Präsidenten der Bundesanstalt für Ar­

beitsschutz und Arbeitsmedizin................................................... 2 000
1.6 der Präsidentin oder des Präsidenten des Bundesarbeitsge­

richts............................................................................................ 2 000
1.7 der Bundeswahlbeauftragten oder des Bundeswahlbeauftrag­

ten für die Durchführung der Wahlen zu den Organen der Sozi­
alversicherungsträger.................................................................. 2 000

2. Für sonstigen Aufwand im Ministerium........................................ 4 000

Zusammen............................................................................................ 69 000

Aus dem Mittelansatz dürfen auch Ausgaben für die Bewirtung mit Erfrischungen 
bei Besprechungen aus besonderem Anlass geleistet werden.
Die Ausgaben sind einzeln zu belegen. Aus den Belegen muss Anlass, Funktion 
und Anzahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer (Begünstigte) erkennbar sein.
Eine Auszahlung ohne Beleg ist nicht zulässig.

542 01 
-013 

Öffentlichkeitsarbeit 11 040  
  

11 270  
4 077  

10 870  
  

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Einnahmen aufgrund von Rückzahlungen im Rahmen von Voraus­
zahlungen fließen den Ausgaben zu. 

3. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Werbe- und 
Informationsmaterialien gegen ermäßigtes Entgelt oder unentgeltlich 
an Dritte abgegeben werden. 

4. Aus den Ausgaben sind auch Kosten für Porto, Verpackung und Ver­
sand von Veröffentlichungen zu leisten. 

5. Aus den Mitteln dürfen auch Zuwendungen gemäß § 23 BHO ge­
währt werden. 

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Ministerium.................................................................................... 9 443
2. Beauftragte oder Beauftragter der Bundesregierung für die Be­

lange von Menschen mit Behinderungen..................................... 1 300
3. Bundeswahlbeauftragte oder Bundeswahlbeauftragter für die 

Durchführung der Wahlen zu den Organen der Sozialversiche­
rung............................................................................................... 96

4. Geschäftsstelle der Mindestlohnkommission................................ 190
4.1 Hotline........................................................................................... 140
4.2 Öffentlichkeitsarbeit...................................................................... 50
5. Sonstiges...................................................................................... 11

Zusammen............................................................................................ 11 040
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titel 542 01

Die Mittel dienen auch zur Information der begleitenden Kommunikation bei der 
Umsetzung und Weiterentwicklung der Grundsicherung für Arbeitssuchende. Aus 
dem Ansatz können auch Ausgaben im Rahmen der Zusammenarbeit und Kom­
munikation mit den nach § 6a SGB II zugelassenen kommunalen Trägern geleistet 
werden.

Im Einzelplan 11 sind außerdem folgende Maßnahmen für Öffentlichkeitsarbeit 
und Fachinformationen veranschlagt: 

Bezeichnung 1 000 €
 

Öffentlichkeitsarbeit
1106 - 542 11........................................................................................ 611
aus 1113 Tgr. 04.................................................................................... 50
1117 - 542 01........................................................................................ 750
Fachinformation
1111 - 543 01......................................................................................... 1 892
1113 - 543 21........................................................................................ 416

547 09 
-011 

Ausgaben für Vorhaben, die aus Spenden, Sponsoring und ähnlichen 
freiwilligen Geldleistungen finanziert werden 

-  
  

-  
  

-  
  

Haushaltsvermerk:

1. Mehrausgaben zu Nr. 1 der Erläuterungen dürfen bis zur Höhe der 
zweckgebundenen Mehreinnahmen bei folgendem Titel geleistet wer­
den: 282 09. 

2. Mehrausgaben zu Nr. 2 der Erläuterungen dürfen bis zur Höhe der 
zweckgebundenen Mehreinnahmen bei folgendem Titel geleistet wer­
den: Kap. 1113 Tit. 282 01.
Die Mehreinnahmen sind im Rahmen der Vereinssatzung des DASA-
Fördervereins zu verwenden. 

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Sonstiges......................................................................................... -
2. BAuA............................................................................................... -

Zusammen............................................................................................ -

Besondere Finanzierungsausgaben 

972 01 
-880 

Globale Minderausgabe Grundrente und GMA -167 895  
  

-1 012 985  
  

-  
  

981 03 
-890 

Verrechnungsausgaben gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 981 .1 und 
981 .7 

-  
  

-  
  

(343)  
  

981 07 
-890 

Leistungen an Bundesbehörden zur Durchführung von ressortübergrei­
fenden Aufgaben 

-  
  

-  
  

(34 958)  
  

Haushaltsvermerk:
Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Einsparungen bei folgenden Ti­
teln geleistet werden: Epl. 11. 

Titelgruppe 57 

Tgr. 57 Versorgung der Beamtinnen und Beamten sowie der Richterinnen und 
Richter 

(54 279) 
 

(55 683) 
 

 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind gegenseitig deckungsfähig. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titelgruppe 57

2. Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Mehreinnahmen bei folgen­
dem Titel geleistet werden: 232 57. 

431 57 
-018 

Versorgungsbezüge der Bundesministerinnen und Bundesminister, Par­
lamentarischen Staatssekretärinnen und Staatssekretäre, sonstiger 
Amtsträger und deren Hinterbliebenen 

698  
  

698  
  

576  
  

Erläuterungen:
Aus dem Titel werden auch Übergangsgelder für ehemalige Mitglieder der Bun­
desregierung (§ 14 BMinG) und für ehemalige Parlamentarische Staatssekretärin­
nen und Parlamentarische Staatssekretäre (§ 6 ParlStG) gewährt. Aus dem Titel 
werden auch Leistungen nach dem Bundesversorgungsteilungsgesetz (BVersTG) 
gezahlt.

432 57 
-018 

Versorgungsbezüge 44 575  
  

45 989  
  

52 308  
  

Erläuterungen:
Aus dem Titel werden auch die Bezüge der in den einstweiligen Ruhestand ver­
setzten Beamtinnen und Beamten sowie Richterinnen und Richter gewährt. Aus 
dem Titel werden auch Altersgelder nach dem Altersgeldgesetz (AltGG) und Leis­
tungen nach dem Bundesversorgungsteilungsgesetz (BVersTG) gezahlt.

434 57 
-018 

Zuführung an die Versorgungsrücklage 2 023  
  

2 023  
  

2 386  
  

443 57 
-018 

Fürsorgeleistungen einschließlich Inanspruchnahme von besonderen 
Fachdiensten/-kräften 

6  
  

6  
  

6  
  

446 57 
-018 

Beihilfen aufgrund der Beihilfevorschriften 4 067  
  

4 067  
  

6 657  
  

453 57 
-018 

Trennungsgeld, Fahrtkostenzuschüsse sowie Umzugskostenvergütun­
gen 

-  
  

-  
  

-  
  

632 57 
-018 

Erstattungen des Bundes für Versorgungslasten 2 910  
  

2 900  
  

2 981  
  

Flexibilisierte Ausgaben 
Zusammenstellung der flexibilisierten Ausgaben nach § 6 HG    
Aus Hauptgruppe 4 und Titel 634 .3......................................................... 42 730  44 573  37 093  

82 
Aus Hauptgruppe 5.................................................................................. 4 860  4 913  2 989  

3 511 
Zusammen............................................................................................... 47 590  49 486  40 082  

3 593 

424 01 
-011 

 

F Zuführung an die Versorgungsrücklage 3 200  
  

3 920  
  

3 086  
  

441 01 
-840 

 

F Beihilfen aufgrund der Beihilfevorschriften 6 175  
  

7 200  
  

6 664  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu flexibilisierte Ausgaben

443 01 
-840 

 

F Fürsorgeleistungen einschließlich Inanspruchnahme von besonderen 
Fachdiensten/-kräften 

866  
  

866  
  

748  
  

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Bundesministerium für Arbeit und Soziales..................................... 550
2. Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin...................... 140
3. Bundesarbeitsgericht....................................................................... 24
4. Bundessozialgericht........................................................................ 40
5. Bundesamt für Soziale Sicherung................................................... 112

Zusammen............................................................................................ 866

452 02 
-223 

 

F Unfallversicherung Bund und Bahn 190  
  

190  
  

180  
  

526 01 
-011 

 

F Gerichts- und ähnliche Kosten 451  
  

461  
  

438  
  

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Bundesministerium für Arbeit und Soziales..................................... 255
2. Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin...................... 4
3. Bundesarbeitsgericht....................................................................... 96
4. Bundessozialgericht........................................................................ 96

Zusammen............................................................................................ 451

Für erwartete Verfassungsgerichtsverfahren.

526 02 
-011 

 

F Sachverständige, Ausgaben für Mitglieder von Fachbeiräten und ähnli­
chen Ausschüssen 

1 559  
  

1 592  
  

724  
  

Haushaltsvermerk:

1. Mehrausgaben zu Nr. 2.1 der Erläuterungen dürfen bis zur Höhe der 
Mehreinnahmen bei folgendem Titel geleistet werden: Kap. 1113 Tit. 
119 99. 

2. Mehrausgaben zu Nr. 3.1.2 der Erläuterungen dürfen bis zur Höhe 
der Mehreinnahmen bei folgendem Titel geleistet werden: Kap. 1116 
Tit. 236 03. 

Erläuterungen:

Für Ausgaben der nachfolgenden Behörden: 
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Bundesministerium für Arbeit und Soziales............................. 795
1.1 Sachverständige...................................................................... 375
1.2 Beiräte..................................................................................... 250
1.3 Rentenkommission.................................................................. 170
2. Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin............... 550
2.1 Sachverständige...................................................................... 430
2.2 Beiräte..................................................................................... 120
3. Bundesamt für Soziale Sicherung........................................... 214
3.1 Sachverständige...................................................................... 200
3.1.1 Sachverständige beim BAS..................................................... 190
3.1.2 Sachverständige im Zusammenhang mit den Aufwendungen 

für die Prüfung der Kranken-Pflegekassen beim BAS............. 10
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titel 526 02

Bezeichnung 1 000 €
 

3.2 Beiräte..................................................................................... 14

Zusammen............................................................................................ 1 559

527 03 
-011 

 

F Reisen in Angelegenheiten der Personalvertretungen und der Gleichstel­
lungsbeauftragten sowie in Vertretung der Interessen schwerbehinderter 
Menschen 

264  
  

270  
  

291  
  

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Bundesministerium für Arbeit und Soziales..................................... 163
2. Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin...................... 61
3. Bundesarbeitsgericht....................................................................... 10
4. Bundessozialgericht........................................................................ 15
5. Bundesamt für Soziale Sicherung................................................... 15

Zusammen............................................................................................ 264

543 01 
-011 

 

F Veröffentlichungen und Fachinformationen 1 892  
  

1 923  
  

1 164  
  

Haushaltsvermerk:

1. Einnahmen nach Haushaltsvermerk Nr. 2 fließen den Ausgaben zu. 

2. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Veröffentlichun­
gen und sonstiges Informationsmaterial gegen ermäßigtes Entgelt 
oder unentgeltlich an Dritte abgegeben werden. 

3. Aus den Ausgaben sind auch die Kosten für Porto, Verpackung und 
Versand von Veröffentlichungen zu leisten. 

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Bundesministerium für Arbeit und Soziales..................................... 662
2. Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin...................... 910
3. Bundesarbeitsgericht....................................................................... 10
4. Bundessozialgericht........................................................................ 10
5. Bundesamt für Soziale Sicherung................................................... 250
6. Geschäftsstelle Mindestlohnkommission........................................ 50

Zusammen............................................................................................ 1 892

545 01 
-011 

 

F Konferenzen, Tagungen, Messen und Ausstellungen 694  
  

667  
  

372  
  

Haushaltsvermerk:

1. Mehrausgaben zu Nr. 2.1 der Erläuterungen dürfen bis zur Höhe der 
Mehreinnahmen bei folgendem Titel geleistet werden: Kap. 1113 Tit. 
119 99. 

2. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Werbe- und 
Informationsmaterialien gegen ermäßigtes Entgelt oder unentgeltlich 
an Dritte abgegeben werden. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titel 545 01

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Bundesministerium für Arbeit und Soziales.................................. 224
2. Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin.................... 450
2.1 Entwicklung und Durchführung von Seminaren, Veranstaltun­

gen, Erfahrungsaustausch und Tagungen für die Zielgruppen 
der BAuA...................................................................................... 310

2.2 Teilnahme an Messen und Ausstellungen.................................... 140
2.3 Sonstiges...................................................................................... -
3. Bundesarbeitsgericht.................................................................... 20

Zusammen............................................................................................ 694

Ausgaben der lfd. Nr. 2 dürfen in engen Grenzen für die Betreuung von Standbe­
sucherinnen und Standbesuchern geleistet werden.

634 03 
-011 

 

F Zuweisungen an den Versorgungsfonds 32 299  
  

32 397  
  

26 415  
  

Haushaltsvermerk:

1. Mehrausgaben zu Nr. 5.3 der Erläuterungen dürfen bis zur Höhe der 
Mehreinnahmen bei folgenden Titeln geleistet werden: Kap. 1116 Tit. 
236 05, 236 06 und 236 07. 

2. Mehrausgaben zu Nr. 5.2 der Erläuterungen dürfen bis zur Höhe der 
Mehreinnahmen bei folgendem Titel geleistet werden: Kap. 1116 Tit. 
236 03. 

Erläuterungen:

Für Ausgaben der nachfolgenden Behörden: 
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Bundesministerium für Arbeit und Soziales.................................. 17 299
2. Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin.................... 3 000
3. Bundesarbeitsgericht.................................................................... 3 000
4. Bundessozialgericht...................................................................... 3 000
5. Bundesamt für Soziale Sicherung................................................ 6 000
5.1 Versorgungslasten beim BAS....................................................... 4 200
5.2 Versorgungslasten im Zusammenhang mit den Aufwendungen 

für die Prüfung der Kranken- und Pflegekassen beim BAS.......... 800
5.3 Versorgungslasten im Zusammenhang mit den Aufwendungen 

für die Verwaltung von Fonds in der gesetzlichen Krankenversi­
cherung, der sozialen Pflegeversicherung sowie für die Zulas­
sung von Disease-Management-Programmen beim BAS............ 1 000

Zusammen............................................................................................ 32 299
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Vorbemerkung

Das BMAS besteht - zurückgehend auf den Erlass der Bun­
deskanzlerin - in seiner derzeitigen Form seit dem 22. No­
vember 2005. Das BMAS ist dafür zuständig, die sozialen 
Systeme funktionsfähig zu halten, für soziale Integration zu 
sorgen und die Rahmenbedingungen für mehr Beschäftigung 
zu schaffen. Zu den wesentlichen Aufgabenbereichen gehö­
ren die Arbeitsmarktpolitik, das Arbeitsrecht und der Arbeits­
schutz, der digitale Wandel der Arbeitswelt sowie die Bereiche 

Rente, soziale Sicherung und die Teilhabe von Menschen mit 
Behinderung. Neben der nationalen Arbeits- und Sozialpolitik 
gehört auch die europäische und internationale Arbeits- und 
Sozialpolitik zu den Aufgaben des Ministeriums. Für diese 
Aufgaben sind im BMAS rund 1 300 Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter - im Wesentlichen aufgeteilt auf acht Fachabteilungen 
sowie die Zentralabteilung - tätig. Das BMAS hat seinen ers­
ten Dienstsitz in Berlin und einen zweiten Dienstsitz in Bonn.

Überblick zum Kapitel 1112
Soll

2026
1 000 €

Soll
2025

1 000 €

Veränderung
gegenüber

2025
1 000 €

Ausgabereste
2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

 
Einnahmen

Verwaltungseinnahmen........................................... 30 30  -  449  
Übrige Einnahmen.................................................. - -  -  -  

Gesamteinnahmen.................................................. 30 30  -  449  
 
Ausgaben

Personalausgaben.................................................. 134 082 132 155  +1 927 541 110 795  
Sächliche Verwaltungsausgaben............................ 69 300 66 310  +2 990 22 095 57 521  
Ausgaben für Investitionen...................................... 10 945 9 926  +1 019 13 623 9 200  
Besondere Finanzierungsausgaben....................... - -  -  -  

Gesamtausgaben.................................................... 214 327 208 391  +5 936 36 259 177 516  
davon flexibilisiert.................................................... 189 174 179 057  +10 117 36 259 156 569  
davon nicht flexibilisiert........................................... 25 153 29 334  -4 181  20 947  
davon Ausgaben der Bereichsausnahmen............. 2 851 6 748  -3 897  -  

 
Verpflichtungsermächtigung im Haushalt 2026 
Verpflichtungsermächtigung.................................... 13 000      
davon fällig:      
im Haushaltsjahr 2027 bis zu.................................. 5 400      
im Haushaltsjahr 2028 bis zu.................................. 3 600      
im Haushaltsjahr 2029 bis zu.................................. 1 600      
im Haushaltsjahr 2030 bis zu.................................. 1 200      
im Haushaltsjahr 2031 bis zu.................................. 1 200      
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

Einnahmen 

Verwaltungseinnahmen 

119 99 
-011 

Vermischte Einnahmen 30  
  

30  
  

5  
  

132 01 
-011 

Erlöse aus der Veräußerung von beweglichen Sachen -  
  

-  
  

444  
  

Übrige Einnahmen 

381 03 
-890 

Verrechnungseinnahmen gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 381 .1 und 
381 .7 

-  
  

-  
  

(945)  
  

Ausgaben 
Haushaltsvermerk:
Es gelten die Flexibilisierungsregelungen gem. § 6 Abs. 2 bis 5 HG.
In die Flexibilisierung einbezogen ist auch Tit. 547 11.
Ausgenommen ist Tgr. 55. 

Sächliche Verwaltungsausgaben 

518 02 
-011 

Mieten und Pachten im Zusammenhang mit dem Einheitlichen Liegen­
schaftsmanagement 

22 302  
  

22 586  
  

20 947  
  

Haushaltsvermerk:
Minderausgaben dürfen nicht zur Deckung von Mehrausgaben bei ande­
ren Titeln oder zur Erbringung von Globalen Minderausgaben in den 
Ressorteinzelplänen herangezogen werden. 

Besondere Finanzierungsausgaben 

981 01 
-890 

Leistungen an Bundesbehörden zur Durchführung von Aufträgen -  
  

-  
  

(-)  
  

Haushaltsvermerk:
Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Einsparungen bei folgendem 
Titel geleistet werden: 544 01. 

981 03 
-890 

Verrechnungsausgaben gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 981 .1 und 
981 .7 

-  
  

-  
  

(1 834)  
  

Titelgruppe 55 

Tgr. 55 Ausgaben für den Schutz der informationstechnischen Systeme des 
Bundes 

(2 851) 
 

(6 748) 
 

 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Die Ausgaben sind gegenseitig deckungsfähig. 

3. Aus den Titeln dieser Titelgruppe dürfen nur Ausgaben geleistet wer­
den, die dem Schutz der informationstechnischen Systeme im Sinne 
des Art. 115 Absatz 2 Satz 4 des Grundgesetzes dienen. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titelgruppe 55

4. Minderausgaben dürfen nicht zur Erbringung von Globalen Minder­
ausgaben herangezogen werden. 

422 51 
-011 

 

B Bezüge und Nebenleistungen der planmäßigen Beamtinnen und Beam­
ten 

444  
  

444  
  

-  
  

428 51 
-011 

 

B Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 162  
  

162  
  

-  
  

532 51 
-011 

 

B Aufträge und Dienstleistungen im Bereich Informationstechnik 1 616  
  

1 774  
  

-  
  

812 52 
-011 

 

B Erwerb von Anlagen, Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen­
ständen sowie Software im Bereich Informationstechnik 

629  
  

4 368  
  

-  
  

Flexibilisierte Ausgaben 
Zusammenstellung der flexibilisierten Ausgaben nach § 6 HG    
Aus Hauptgruppe 4.................................................................................. 133 476  131 549  110 795  

541 
Aus Hauptgruppe 5.................................................................................. 45 382  41 950  36 574  

22 095 
Aus Hauptgruppe 7.................................................................................. 450  450  46  

1 121 
Aus Hauptgruppe 8.................................................................................. 9 866  5 108  9 154  

12 502 
Zusammen............................................................................................... 189 174  179 057  156 569  

36 259 

412 01 
-011 

 

F Kosten der Tätigkeit der Bundeswahlbeauftragten oder des Bundeswahl­
beauftragten für die Durchführung der Wahlen zu den Organen der Sozi­
alversicherungsträger 

55  
  

55  
  

-32  
  

Haushaltsvermerk:
Aus den Ausgaben dürfen auch sächliche Verwaltungskosten geleistet 
werden. 

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Entschädigung für die Bundeswahlbeauftragte oder den Bundes­
wahlbeauftragten............................................................................. 17

2. Aufwandsentschädigung für die Stellvertreterin oder den Stellver­
treter................................................................................................ 15

3. Reisekosten und andere sächliche Verwaltungsausgaben............. 23

Zusammen............................................................................................ 55

Die durch die Tätigkeit der oder des Bundeswahlbeauftragten entstehenden Kos­
ten trägt nach § 82 Abs. 1 der Wahlordnung für die Sozialversicherung (SVWO) 
i. V. m. § 56 SGB IV der Bund. Nach § 6 Abs. 1 Satz 1 SVWO i. V. m. § 56 
SGB IV erhalten die oder der Bundeswahlbeauftragte sowie seine Stellvertreterin 
oder sein Stellvertreter, wenn sie ehrenamtlich tätig sind und nicht im öffentlichen 
Dienst stehen, Reisekostenvergütung nach den Vorschriften des Bundesreise­
kostengesetzes. Über die Aufwandsentschädigung entscheidet das Bundesminis­
terium für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der 
Finanzen.
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu flexibilisierte Ausgaben

421 01 
-011 

 

F Bezüge der Bundesministerin und der Parlamentarischen Staatssekretä­
rinnen 

692  
  

515  
  

556  
  

422 01 
-011 

 

F Bezüge und Nebenleistungen der planmäßigen Beamtinnen und Beam­
ten 

87 993  
  

92 559  
  

72 205  
  

Haushaltsvermerk:

1. Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Einsparungen bei folgendem 
Titel geleistet werden: Kap. 1106 Tit. 686 12. 

2. Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der zweckgebundenen Mehrein­
nahmen bei folgenden Titeln geleistet werden: Kap. 1106 Tit. 272 01 
und 272 02. 

Erläuterungen:

Vorjahr (mitveranschlagt bei) Soll 2025
1 000 €

Ist 2024
1 000 €

 
Kap. 1112 Tit. 422 02 ............................................ 2 392 535 

427 09 
-011 

 

F Entgelte für Arbeitskräfte mit befristeten Verträgen, sonstige Beschäfti­
gungsentgelte (auch für Auszubildende) sowie Aufwendungen für neben­
beruflich und nebenamtlich Tätige 

11 905  
  

8 786  
  

7 641  
  

428 01 
-011 

 

F Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 32 462  
  

26 873  
  

28 990  
  

Haushaltsvermerk:

1. Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Einsparungen bei folgendem 
Titel geleistet werden: Kap. 1106 Tit. 686 12. 

2. Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der zweckgebundenen Mehrein­
nahmen bei folgenden Titeln geleistet werden: Kap. 1106 Tit. 272 01 
und 272 02. 

453 01 
-011 

 

F Trennungsgeld, Fahrtkostenzuschüsse sowie Umzugskostenvergütungen 300  
  

300  
  

766  
  

511 01 
-011 

 

F Geschäftsbedarf und Kommunikation sowie Geräte, Ausstattungs- und 
Ausrüstungsgegenstände, sonstige Gebrauchsgegenstände, Software, 
Wartung 

3 609  
  

3 964  
  

3 350  
  

514 01 
-011 

 

F Verbrauchsmittel, Haltung von Fahrzeugen und dgl. 192  
  

196  
  

105  
  

517 01 
-011 

 

F Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 17 103  
  

13 911  
  

10 457  
  

518 01 
-011 

 

F Mieten und Pachten 610  
  

622  
  

448  
  

519 01 
-011 

 

F Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 86  
  

88  
  

106  
  

525 01 
-011 

 

F Aus- und Fortbildung 2 069  
  

2 178  
  

1 460  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu flexibilisierte Ausgaben

527 01 
-011 

 

F Dienstreisen 1 923  
  

1 962  
  

2 055  
  

Haushaltsvermerk:
Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der zweckgebundenen Mehreinnah­
men bei folgendem Titel geleistet werden: Kap. 1106 Tit. 272 01. 

532 01 
-011 

 

F Aufträge und Dienstleistungen im Bereich Informationstechnik 5 601  
  

4 827  
  

6 707  
  

539 99 
-011 

 

F Vermischte Verwaltungsausgaben 912  
  

647  
  

1 014  
  

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Planungskosten............................................................................... 400
2. Sachkostenpauschale Entsendevereinbarung................................ 212
3. Umzugs- und Verlegungskosten..................................................... 150
4. Bekanntmachungen in Tageszeitungen und sonstigen Bekannt­

machungsblättern............................................................................ 75
5. Sonstiges......................................................................................... 75

Zusammen............................................................................................ 912

544 01 
-165 

 

F Forschung, Untersuchungen und Ähnliches 12 906  
  

13 175  
  

10 712  
  

Verpflichtungsermächtigung....................................................... 13 000 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu................................................. 5 400 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu................................................. 3 600 T€ 
im Haushaltsjahr 2029 bis zu................................................. 1 600 T€ 
im Haushaltsjahr 2030 bis zu................................................. 1 200 T€ 
im Haushaltsjahr 2031 bis zu................................................. 1 200 T€ 

Haushaltsvermerk:

1. Einsparungen dienen zur Deckung von Mehrausgaben bei folgendem 
Titel: 981 01. 

2. Einnahmen insbesondere aus Rückflüssen, Rückforderungen oder 
Schadensersatzansprüchen aus Forschungsvorhaben oder aus ent­
geltlich abgegebenen Forschungs- oder Kongressberichten fließen 
den Ausgaben zu. 

3. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Forschungs- 
und Kongressberichte beschafft und unentgeltlich oder gegen ermä­
ßigtes Entgelt an Dritte abgegeben werden. 

Erläuterungen:
Aus dem Titel wird der allgemeine Ressortforschungsbedarf im Bereich der Zu­
ständigkeit des BMAS sowie die Förderung der Sozialpolitikforschung in Deutsch­
land finanziert.
Die Einzelmaßnahmen werden mit den jeweils beteiligten Ressorts abgestimmt.
Aus dem Ansatz dürfen auch Ausgaben für Projektträgerschaften, für den wis­
senschaftlichen Erfahrungsaustausch sowie für die wissenschaftliche Begleitung 
bei praktischer Erprobung und für Veröffentlichung von Forschungsergebnissen 
geleistet werden.
Aus den Ausgaben können auch Zuwendungen insbesondere für Projektträger­
schaften im Bereich der Sozialpolitikforschung gewährt werden.
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu flexibilisierte Ausgaben

711 01 
-011 

 

F Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 450  
  

450  
  

46  
  

712 01 
-011 

 

F Baumaßnahmen von mehr als 6 000 000 € im Einzelfall -  
  

-  
  

-  
  

811 01 
-011 

 

F Erwerb von Fahrzeugen -  
  

-  
  

400  
  

812 01 
-011 

 

F Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenständen für 
Verwaltungszwecke (ohne IT) 

1 265  
  

1 385  
  

937  
  

Erläuterungen:
Einjährige Maßnahmen 1 000 €

 

1. Erstbeschaffung
1.1. Konzept Barrierefreiheit........................................................... 350
1.2. Ausstattung neuer Konferenz- und Diensträume..................... 300
1.3. Wissensorte schaffen.............................................................. 225
1.4. Sonstiges................................................................................. 75
2. Ersatzbeschaffung
2.1. Konferenz- und Standardmobiliar............................................ 280
2.2. Sonstiges................................................................................. 35

Zusammen............................................................................................ 1 265

812 02 
-011 

 

F Erwerb von Anlagen, Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen­
ständen sowie Software im Bereich Informationstechnik 

8 601  
  

3 723  
  

7 817  
  

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Erstbeschaffung.............................................................................. 3 800
2. Ersatzbeschaffung........................................................................... 4 801

Zusammen............................................................................................ 8 601

Titelgruppe 01 

Tgr. 01 Beauftragte oder Beauftragter der Bundesregierung für die Belange be­
hinderter Menschen und Schlichtungsstelle nach dem Behindertengleich­
stellungsgesetz (BGG) 

(440) 
 

(449) 
(914) 

 

Erläuterungen:
Die Personalkosten der Schlichtungsstelle nach dem BGG i. H. v. 260 T€ sind bei 
Titel 422 01 und 427 09 etatisiert.

412 11 
-011 

 

F Aufwandsentschädigung für die Beauftragte oder den Beauftragten der 
Bundesregierung für die Belange behinderter Menschen 

-  
  

-  
  

-  
  

427 19 
-011 

 

F Entgelte für Arbeitskräfte mit befristeten Verträgen, sonstige Beschäfti­
gungsentgelte (auch für Auszubildende) sowie Aufwendungen für neben­
beruflich und nebenamtlich Tätige 

69  
  

69  
  

134  
  

511 11 
-011 

 

F Geschäftsbedarf und Kommunikation sowie Geräte, Ausstattungs- und 
Ausrüstungsgegenstände, sonstige Gebrauchsgegenstände, Software, 
Wartung 

12  
  

13  
  

1  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu flexibilisierte Ausgaben

514 11 
-011 

 

F Verbrauchsmittel, Haltung von Fahrzeugen und dgl. 18  
  

19  
  

12  
  

Erläuterungen:
Bezeichnung Soll 2026 Soll 2025

 

personengebundene Pkw......................................... 1 1

518 11 
-011 

 

F Mieten und Pachten 5  
  

5  
  

18  
  

527 11 
-011 

 

F Dienstreisen 79  
  

80  
  

72  
  

547 11 
-011 

 

F Nicht aufteilbare sächliche Verwaltungsausgaben 257  
  

263  
  

57  
  

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Schlichtungsstelle nach dem BGG.................................................. 243
2. Beauftragte oder Beauftragter der Bundesregierung für die Belan­

ge behinderter Menschen................................................................ 14

Zusammen............................................................................................ 257

811 11 
-011 

 

F Erwerb von Fahrzeugen -  
  

-  
  

-  
  

Gegenüber dem Vorjahr entfallene Titel 

422 02 
-011 

 

F Bezüge und Nebenleistungen der beamteten Hilfskräfte  
  

2 392  
  

535  
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Vorbemerkung

Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 
(BAuA) ist als Ressortforschungseinrichtung des Bundes 
im Geschäftsbereich des BMAS der Sicherheit und Gesund­
heit und der menschengerechten Gestaltung der Arbeit ver­
pflichtet. Mit ihrer Forschung und Entwicklung verfolgt sie 
langfristig angelegte Fragestellungen, um Veränderungstrends 
in der Arbeitswelt identifizieren zu können, und schließt ak­
tuelle Wissenslücken in ihren Handlungsfeldern. Sie zielt da­
rauf, Chancen und Risiken für die Beschäftigten frühzeitig 
zu erkennen, Ansätze für ein zielgerichtetes und angemesse­
nes Arbeitsschutzhandeln zu entwickeln und bei technologi­
schen und organisatorischen Innovationen von vornherein Si­
cherheit und Gesundheit zu gewährleisten. Im Ergebnis trägt 
die Forschung der BAuA nicht nur zur Weiterentwicklung des 
Wissens der arbeitsbezogenen Fachdisziplinen bei, sondern 
generiert wissenschaftliche Grundlagen für politisches und ho­
heitliches Handeln sowie die betriebliche Praxis.
Die BAuA beteiligt sich mit ihrer Expertise an der fachpoli­
tischen, politischen und gesellschaftlichen Diskussion zu re­
levanten Fragen in ihrem Themengebiet. Ihre wissenschaftli­
che Politikberatungsleistung erbringt sie sowohl in Form von 
Analysen und Gutachten, nationaler und internationaler Gre­
mientätigkeit, Kooperationen als auch durch die direkte Bera­
tung der Ministerien und anderer interessierter Kreise. Sie 

unterstützt das BMAS bei der Steuerung und fachlichen Ko­
ordination zentraler Initiativen und Gremien, wie z. B. der 
Initiative Neuer Qualität der Arbeit, und der staatlichen Ar­
beitsschutzausschüsse. In der BAuA eingerichtet sind die 
Geschäftsstelle der Nationalen Arbeitsschutzkonferenz, die 
Bundesfachstelle „Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit“ 
(BSuGA), die wissenschaftliche Geschäftsstelle des Ärztlichen 
Sachverständigenbeirats Berufskrankheiten (ÄSVB) sowie die 
Geschäfts- und Informationsstelle für den Mindestlohn.
Die Bundesanstalt ist als Bundesstelle für Chemikalien 
die federführende nationale Behörde zur Durchführung der 
gesetzlichen Verfahren des Chemikaliengesetzes. In dieser 
Funktion ist sie auch verantwortlich für die Beratung der deut­
schen Industrie und die Vertretung nationaler Fachpositionen 
in der Europäischen Chemikalienagentur in Helsinki. Des Wei­
teren fungiert sie als Bewertungsstelle für den Arbeitsschutz 
und führt hier die Risikobewertung der Chemikalien in Bezug 
auf die Beschäftigten durch.
Mit ihrer DASA Arbeitswelt Ausstellung bietet die Bundes­
anstalt einem breiten Publikum Basis- und Orientierungswis­
sen über die Arbeitswelt und ihre menschengerechte Gestal­
tung und sensibilisiert für die Risiken und Chancen einer sich 
wandelnden Arbeitswelt.

Überblick zum Kapitel 1113
Soll

2026
1 000 €

Soll
2025

1 000 €

Veränderung
gegenüber

2025
1 000 €

Ausgabereste
2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

 
Einnahmen

Verwaltungseinnahmen........................................... 2 430 2 430  -  6 324  
Übrige Einnahmen.................................................. - -  -  -  

Gesamteinnahmen.................................................. 2 430 2 430  -  6 324  
 
Ausgaben

Personalausgaben.................................................. 55 592 53 826  +1 766 116 52 227  
Sächliche Verwaltungsausgaben............................ 35 846 36 087  -241 12 951 31 649  
Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Investitionen). 138 138  -  135  
Ausgaben für Investitionen...................................... 4 885 4 885  - 1 370 5 509  
Besondere Finanzierungsausgaben....................... - -  -  -  

Gesamtausgaben.................................................... 96 461 94 936  +1 525 14 437 89 520  
davon flexibilisiert.................................................... 81 366 80 191  +1 175 14 437 77 795  
davon nicht flexibilisiert........................................... 15 095 14 745  +350  11 725  
davon Ausgaben der Bereichsausnahmen............. 2 048 1 698  +350  -  

 
Verpflichtungsermächtigung im Haushalt 2026 
Verpflichtungsermächtigung.................................... 8 135      
davon fällig:      
im Haushaltsjahr 2027 bis zu.................................. 3 475      
im Haushaltsjahr 2028 bis zu.................................. 1 895      
im Haushaltsjahr 2029 bis zu.................................. 1 765      
im Haushaltsjahr 2030 bis zu.................................. 500      
im Haushaltsjahr 2031 bis zu.................................. 500      
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

Einnahmen 

Verwaltungseinnahmen 

111 01 
-313 

Gebühren, sonstige Entgelte 1 000  
  

1 000  
  

4 073  
  

Haushaltsvermerk:

1. Mehreinnahmen zu Nr. 1 der Erläuterungen dienen zur Leistung der 
Mehrausgaben bei folgendem Titel: 428 01. 

2. Mehreinnahmen zu Nr. 2 der Erläuterungen dienen bis zur Höhe von 
44 Prozent zur Leistung der Mehrausgaben bei folgenden Titeln: Hgr. 
4, Hgr. 5 und 711 01 mit Ausnahme der Titel Tgr. 01, Tgr. 02 und Tgr. 
03. 

Erläuterungen:
Rechtsgrundlage für die Gebührenerhebung ist die Gebührenverordnung BMU-
BMUGebV-vom 30. März 2021 (Inkrafttreten am 1. Oktober 2021).

Bezeichnung 1 000 €
 

1. Chemikalien, Stoffbewertung, Allgemeines..................................... 100
2. Biozide............................................................................................. 900

Zusammen............................................................................................ 1 000

119 99 
-313 

Vermischte Einnahmen 1 350  
  

1 350  
  

2 159  
  

Haushaltsvermerk:

1. Mehreinnahmen zu Nr. 2 der Erläuterungen dienen zur Leistung 
der Mehrausgaben bei folgenden Titeln: Kap. 1111 Tit. 526 02 und 
545 01. 

2. Mehreinnahmen zu Nr. 4 der Erläuterungen dienen zur Leistung der 
Mehrausgaben bei folgenden Titeln: Tgr. 02. 

3. Mehreinnahmen zu Nr. 1 der Erläuterungen sind wegen rechtsver­
bindlicher Verwendungsauflage bei Aufträgen Dritter zweckgebun­
den. Sie dienen nur zur Leistung der Mehrausgaben bei folgenden 
Titeln: Tgr. 03. 

4. Die Erläuterungen sind verbindlich. 

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Einnahmen aus der Durchführung von Aufträgen Dritter................ 450
2. Einnahmen aus der Durchführung von Seminaren und ähnlichen 

Veranstaltungen im Rahmen der Umsetzung von Forschungser­
gebnissen........................................................................................ 200

3. Einnahmen aus der Inanspruchnahme von Bibliothek/Dokumen­
tation................................................................................................ -

4. Einnahmen der Deutschen Arbeitsschutzausstellung..................... 400
5. Sonstige Einnahmen....................................................................... 300

Zusammen............................................................................................ 1 350

124 01 
-313 

Einnahmen aus Vermietung, Verpachtung und Nutzung 73  
  

73  
  

49  
  

Haushaltsvermerk:

1. Mehreinnahmen zu Nr. 2 der Erläuterungen dienen zur Leistung der 
Mehrausgaben bei folgenden Titeln: 532 22 und 543 21. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titel 124 01

2. Mehreinnahmen zu Nr. 1 der Erläuterungen dienen zur Leistung der 
Mehrausgaben bei folgendem Titel: 517 01. 

3. Mehreinnahmen zu Nr. 3 der Erläuterungen dienen zur Leistung der 
Mehrausgaben bei folgenden Titeln: 511 11 und 812 11. 

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Einnahmen aus Vermietung, Nutzung von Grundstücken, Gebäu­
den und Wohnungen....................................................................... 38

2. Einnahmen aus Vermietung, Nutzung von Grundstücken und Ge­
bäuden der DASA........................................................................... 25

3. Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung von Spezialgeräten 
und Laboreinrichtungen................................................................... -

4. Sonstige Einnahmen....................................................................... 10

Zusammen............................................................................................ 73

132 01 
-313 

Erlöse aus der Veräußerung von beweglichen Sachen 7  
  

7  
  

43  
  

Erläuterungen:
Erlöse aus dem Verkauf von ausgesonderten Gegenständen der Verwaltung, der 
Druckerei, der Laboratorien, der Ausstellungen sowie von Altmaterial.

Übrige Einnahmen 

282 01 
-313 

Förderungs- und Kostenbeiträge Dritter -  
  

-  
  

-  
  

Haushaltsvermerk:

1. Mehreinnahmen zu Nr. 1 der Erläuterungen sind gemäß Vereinssat­
zung zweckgebunden. Sie dienen nur zur Leistung der Mehrausga­
ben bei folgendem Titel: Kap. 1111 Tit. 547 09.
Die Bestimmungen der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift der Bun­
desregierung zur Förderung von Tätigkeiten des Bundes durch Leis­
tungen Privater (Sponsoring, Spenden, sonstige Schenkungen) und 
dazu erlassener Durchführungsbestimmungen bleiben davon unbe­
rührt. 

2. Mehreinnahmen zu Nr. 2 der Erläuterungen sind gemäß Vereinssat­
zung zweckgebunden. Sie dienen nur zur Leistung der Mehrausga­
ben bei folgenden Titeln: Tgr. 02. 

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Spendengelder des "Vereins der Freunde und Förderer der 
DASA"............................................................................................. -

2. Sonstiges......................................................................................... -

Zusammen............................................................................................ -

381 01 
-890 

Leistungen von Bundesbehörden zur Durchführung von Aufträgen -  
  

-  
  

(380)  
  

Haushaltsvermerk:
Mehreinnahmen sind wegen verbindlicher Vereinbarung mit anderen 
Bundesbehörden zweckgebunden. Sie dienen nur zur Leistung der 
Mehrausgaben bei folgenden Titeln: Tgr. 03. 

381 03 
-890 

Verrechnungseinnahmen gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 381 .1 und 
381 .7 

-  
  

-  
  

(-)  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

Ausgaben 
Haushaltsvermerk:

1. Es gelten die Flexibilisierungsregelungen gem. § 6 Abs. 2 bis 5 HG.
In die Flexibilisierung einbezogen ist auch Tit. 547 31.
Ausgenommen ist Tgr. 55.
Bei den Titeln der Tgr. 02 gelten die Flexibilisierungsregelungen gem. 
§ 6 Abs. 3 und 4 HG nur innerhalb der Tgr. 02. 

2. Mehrausgaben bei folgenden Titeln: Hgr. 4 und Hgr. 5 mit Ausnahme 
der Titel Tgr. 01, Tgr. 02 und Tgr. 03 dürfen bis zur Höhe der Mehr­
einnahmen bei folgendem Titel geleistet werden: 111 01. 

Sächliche Verwaltungsausgaben 

518 02 
-313 

Mieten und Pachten im Zusammenhang mit dem Einheitlichen Liegen­
schaftsmanagement 

12 909  
  

12 909  
  

11 590  
  

Haushaltsvermerk:
Minderausgaben dürfen nicht zur Deckung von Mehrausgaben bei ande­
ren Titeln oder zur Erbringung von Globalen Minderausgaben in den 
Ressorteinzelplänen herangezogen werden. 

Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Investitionen) 

684 02 
-313 

Verbesserung des Gefahrenschutzes im Haushalt 110  
  

110  
  

109  
  

Haushaltsvermerk:
Die Erläuterungen sind hinsichtlich der Ausgabenansätze der einzelnen 
Zuwendungsempfänger / Einrichtungen gemäß § 26 Abs. 3 BHO ver­
bindlich.
Abweichungen bedürfen der Einwilligung des Bundesministeriums der 
Finanzen. 

Erläuterungen:

686 01 
-313 

Beiträge an Verbände, Vereine, Gesellschaften, Organisationen und Ein­
richtungen 

28  
  

28  
  

26  
  

Besondere Finanzierungsausgaben 

981 01 
-890 

Leistungen an Bundesbehörden zur Durchführung von Aufträgen -  
  

-  
  

(73)  
  

Haushaltsvermerk:
Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Einsparungen bei folgendem 
Titel geleistet werden: 544 01. 

981 03 
-890 

Verrechnungsausgaben gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 981 .1 und 
981 .7 

-  
  

-  
  

(28)  
  

Titelgruppe 55 

Tgr. 55 Ausgaben für den Schutz der informationstechnischen Systeme des 
Bundes 

(2 048) 
 

(1 698) 
 

 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titelgruppe 55

2. Die Ausgaben sind gegenseitig deckungsfähig. 

3. Aus den Titeln dieser Titelgruppe dürfen nur Ausgaben geleistet wer­
den, die dem Schutz der informationstechnischen Systeme im Sinne 
des Art. 115 Absatz 2 Satz 4 des Grundgesetzes dienen. 

4. Minderausgaben dürfen nicht zur Erbringung von Globalen Minder­
ausgaben herangezogen werden. 

422 51 
-313 

 

B Bezüge und Nebenleistungen der planmäßigen Beamtinnen und Beam­
ten 

260  
  

260  
  

-  
  

428 51 
-313 

 

B Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer -  
  

-  
  

-  
  

511 51 
-313 

 

B Geschäftsbedarf und Kommunikation sowie Geräte, Ausstattungs- und 
Ausrüstungsgegenstände, sonstige Gebrauchsgegenstände, Software, 
Wartung 

1 300  
  

1 000  
  

-  
  

525 51 
-313 

 

B Aus- und Fortbildung 8  
  

8  
  

-  
  

532 51 
-313 

 

B Aufträge und Dienstleistungen im Bereich Informationstechnik 100  
  

80  
  

-  
  

812 52 
-313 

 

B Erwerb von Anlagen, Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen­
ständen sowie Software im Bereich Informationstechnik 

380  
  

350  
  

-  
  

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Erstbeschaffung............................................................................... 87
2. Ersatzbeschaffung........................................................................... 293

Zusammen............................................................................................ 380

Flexibilisierte Ausgaben 
Zusammenstellung der flexibilisierten Ausgaben nach § 6 HG    
Aus Hauptgruppe 4.................................................................................. 55 332  53 566  52 227  

116 
Aus Hauptgruppe 5.................................................................................. 21 529  22 090  20 059  

12 951 
Aus Hauptgruppe 7.................................................................................. 1 100  1 100  1 030  

23 
Aus Hauptgruppe 8.................................................................................. 3 405  3 435  4 479  

1 347 
Zusammen............................................................................................... 81 366  80 191  77 795  

14 437 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu flexibilisierte Ausgaben

422 01 
-313 

 

F Bezüge und Nebenleistungen der planmäßigen Beamtinnen und Beam­
ten 

13 496  
  

13 412  
  

11 854  
  

Erläuterungen:

Vorjahr (mitveranschlagt bei) Soll 2025
1 000 €

Ist 2024
1 000 €

 
Kap. 1113 Tit. 422 02 ............................................ 81 13 

423 01 
-313 

 

F Sold, Zulagen und Zuwendungen für Zivildienstleistende -  
  

-  
  

-  
  

427 09 
-313 

 

F Entgelte für Arbeitskräfte mit befristeten Verträgen, sonstige Beschäfti­
gungsentgelte (auch für Auszubildende) sowie Aufwendungen für neben­
beruflich und nebenamtlich Tätige 

2 410  
  

2 380  
  

2 328  
  

Erläuterungen:
Die Mittel dienen u. a. zur Beschäftigung von bis zu vier Volontärinnen und Volon­
tären in der Deutschen Arbeitsschutzausstellung und in der Öffentlichkeitsarbeit, 
die ein monatliches Entgelt in Höhe der Hälfte des für die Entgeltgruppe E 13 
TVöD geltenden Tarifs erhalten.

428 01 
-313 

 

F Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 35 970  
  

34 620  
  

33 856  
  

Haushaltsvermerk:
Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Mehreinnahmen bei folgendem 
Titel geleistet werden: 111 01. 

453 01 
-313 

 

F Trennungsgeld, Fahrtkostenzuschüsse sowie Umzugskostenvergütungen 42  
  

42  
  

32  
  

511 01 
-313 

 

F Geschäftsbedarf und Kommunikation sowie Geräte, Ausstattungs- und 
Ausrüstungsgegenstände, sonstige Gebrauchsgegenstände, Software, 
Wartung 

682  
  

1 970  
  

1 920  
  

517 01 
-313 

 

F Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 6 055  
  

5 150  
  

4 057  
  

Haushaltsvermerk:
Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Mehreinnahmen bei folgendem 
Titel geleistet werden: 124 01. 

519 01 
-313 

 

F Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 173  
  

176  
  

212  
  

525 01 
-313 

 

F Aus- und Fortbildung 952  
  

980  
  

825  
  

527 01 
-313 

 

F Dienstreisen 384  
  

392  
  

590  
  

532 01 
-313 

 

F Aufträge und Dienstleistungen im Bereich Informationstechnik 2 230  
  

2 375  
  

1 743  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu flexibilisierte Ausgaben

539 99 
-313 

 

F Vermischte Verwaltungsausgaben 219  
  

223  
  

678  
  

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Vermischte Verwaltungsausgaben.................................................. 160
2. Verbrauchsmittel, Haltung von Fahrzeugen u. dgl.......................... 52
3. Mieten und Pachten........................................................................ 7

Zusammen............................................................................................ 219

544 01 
-313 

 

F Forschung, Untersuchungen und Ähnliches 5 932  
  

5 820  
  

4 765  
  

Verpflichtungsermächtigung......................................................... 5 450 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu................................................. 1 650 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu................................................. 1 450 T€ 
im Haushaltsjahr 2029 bis zu................................................. 1 350 T€ 
im Haushaltsjahr 2030 bis zu.................................................... 500 T€ 
im Haushaltsjahr 2031 bis zu.................................................... 500 T€ 

Haushaltsvermerk:

1. Einsparungen dienen zur Deckung von Mehrausgaben bei folgendem 
Titel: 981 01. 

2. Einnahmen aus Lizenzgebühren, aus Verwertungsentgelten u. Ä. so­
wie aus Auftragsmodifizierungen fließen den Ausgaben zu. 

3. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Veröffentlichun­
gen und sonstiges Informationsmaterial gegen ermäßigtes Entgelt 
oder unentgeltlich an Dritte abgegeben werden. 

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Extramurale Forschung................................................................... 3 205
2. Forschung und Lehre zur Gesundheit in der Arbeitswelt................ 2 602
3. Sonstiges......................................................................................... 125

Zusammen............................................................................................ 5 932

Die Mittel werden auf der Grundlage eines mehrjährigen BAuA-Forschungs- und 
Entwicklungsprogramms und der darauf beruhenden unterjährigen Konkretisie­
rung von Projekten durch Fachbereiche nach Maßgabe eines internen Freigabe­
prozesses in Durchsetzung der BAuA-Strategie verausgabt.

Vorgesehen sind: 
1. Vergabe öffentlicher Aufträge,
2. Zuwendungen,
3. Aufträge an Bundesbehörden.
Ausgaben dürfen auch für den wissenschaftlichen Erfahrungsaustausch sowie für 
die wissenschaftliche Begleitung bei praktischer Erprobung und für die Veröffentli­
chung von Forschungsergebnissen geleistet werden.
Aus den Ausgaben können auch Sachverständigengutachten bezahlt und Zuwen­
dungen gewährt werden.
Zu Lasten der Ausgaben dürfen im Zusammenhang mit dem Projekt „Förderung 
der Forschung und Lehre zur Gesundheit in der Arbeitswelt“ auch Aufträge, 
Dienstleistungen, Projektträgerleistungen und Projektmanagement erteilt werden.
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu flexibilisierte Ausgaben

711 01 
-313 

 

F Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 1 100  
  

1 100  
  

1 030  
  

Haushaltsvermerk:
Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Mehreinnahmen bei folgendem 
Titel geleistet werden: 111 01. 

712 01 
-313 

 

F Baumaßnahmen von mehr als 6 000 000 € im Einzelfall -  
  

-  
  

-  
  

811 01 
-313 

 

F Erwerb von Fahrzeugen 20  
  

20  
  

-  
  

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

Ersatzbeschaffung
1 Pkw.................................................................................................... 20

812 01 
-313 

 

F Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenständen für 
Verwaltungszwecke (ohne IT) 

400  
  

400  
  

142  
  

Verpflichtungsermächtigung............................................................ 400 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu.................................................... 200 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu.................................................... 100 T€ 
im Haushaltsjahr 2029 bis zu.................................................... 100 T€ 

812 02 
-313 

 

F Erwerb von Anlagen, Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen­
ständen sowie Software im Bereich Informationstechnik 

946  
  

976  
  

1 526  
  

Verpflichtungsermächtigung............................................................ 550 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu.................................................... 300 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu.................................................... 125 T€ 
im Haushaltsjahr 2029 bis zu.................................................... 125 T€ 

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Erstbeschaffung.............................................................................. 218
2. Ersatzbeschaffung........................................................................... 728

Zusammen............................................................................................ 946

Titelgruppe 01 

Tgr. 01 Durchführung fachlicher Aufgaben (4 572) 
 

(4 201) 
(243) 

 

427 19 
-313 

 

F Entgelte für Arbeitskräfte mit befristeten Verträgen, sonstige Beschäfti­
gungsentgelte (auch für Auszubildende) sowie Aufwendungen für neben­
beruflich und nebenamtlich Tätige 

3 154  
  

2 771  
  

2 965  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu flexibilisierte Ausgaben

511 11 
-313 

 

F Geschäftsbedarf und Kommunikation sowie Geräte, Ausstattungs- und 
Ausrüstungsgegenstände, sonstige Gebrauchsgegenstände, Software, 
Wartung 

503  
  

514  
  

492  
  

Haushaltsvermerk:
Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Mehreinnahmen bei folgendem 
Titel geleistet werden: 124 01. 

539 19 
-313 

 

F Vermischte Verwaltungsausgaben 76  
  

77  
  

27  
  

Erläuterungen:
Ausgaben für Eigenforschung, Personentests für Forschungszwecke.

Bezeichnung 1 000 €
 

1. Vermischte Verwaltungsausgaben.................................................. 25
2. Personentests für Forschungszwecke............................................ 39
3. Sonstiges......................................................................................... 12

Zusammen............................................................................................ 76

812 11 
-313 

 

F Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenständen für 
Verwaltungszwecke (ohne IT) 

839  
  

839  
  

1 869  
  

Verpflichtungsermächtigung............................................................ 500 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu.................................................... 300 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu.................................................... 100 T€ 
im Haushaltsjahr 2029 bis zu.................................................... 100 T€ 

Haushaltsvermerk:
Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Mehreinnahmen bei folgendem 
Titel geleistet werden: 124 01. 

Titelgruppe 02 

Tgr. 02 Deutsche Arbeitsschutzausstellung (DASA) (4 784) 
 

(4 858) 
(1 107) 

 

Haushaltsvermerk:

1. Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Mehreinnahmen bei folgen­
dem Titel geleistet werden: 119 99. 

2. Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der zweckgebundenen Mehrein­
nahmen bei folgendem Titel geleistet werden: 282 01. 

Erläuterungen:
Die DASA vermittelt Orientierungswissen zur Arbeitswelt, zum Arbeitsschutz und 
zur Gesunderhaltung im Arbeitsleben an breite Besucherschichten. Sie fokussiert 
auf den Menschen und seine Bedürfnisse als Maßstab zur Gestaltung der Arbeits­
welt und betont die Gestaltbarkeit der Arbeitsbedingungen. Die DASA ist eine bil­
dungsaktive Einrichtung und bedient sich bei der Darstellung pädagogischer Mit­
tel. Wichtiges Leitziel ist die Entstehung eines Sicherheitsbewusstseins, das dem 
Besucher durch Wissen und Selbsterfahrung vermittelt wird, insbesondere auch 
durch die interaktive Nutzung von Geräten und Medien. Die DASA hat 71 Be­
schäftigte.

511 21 
-313 

 

F Geschäftsbedarf und Kommunikation sowie Geräte, Ausstattungs- und 
Ausrüstungsgegenstände, sonstige Gebrauchsgegenstände, Software, 
Wartung 

48  
  

49  
  

54  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu flexibilisierte Ausgaben

514 21 
-313 

 

F Verbrauchsmittel, Haltung von Fahrzeugen und dgl. 77  
  

78  
  

57  
  

532 22 
-313 

 

F Behördenspezifische fachbezogene Verwaltungsausgaben (ohne IT) 3 043  
  

3 107  
  

3 030  
  

Verpflichtungsermächtigung

fällig im Haushaltsjahr 2027 bis zu............................................ 350 T€ 

Haushaltsvermerk:

1. Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Mehreinnahmen bei folgen­
dem Titel geleistet werden: 124 01. 

2. Nach § 63 Abs. 4 BHO in Verbindung mit § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO 
wird zugelassen, dass Ausstellungsgegenstände Dritten unentgeltlich 
zur Nutzung überlassen werden. 

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Erwerb und Herstellung von Ausstellungsgegenständen sowie 
Dokumentation des Ursprungszustandes und des Umfeldes......... 50

2. Wartung, Reparatur, Transporte, Einlagerungs- und Inbetriebnah­
mekosten......................................................................................... 90

3. Restaurierung.................................................................................. 13
4. Aufsichtspersonal............................................................................ 2 140
5. Kosten für Planung und Gestaltung Dauerausstellung................... 300
6. Kosten für Planung und Gestaltung Wechselausstellungen........... 450

Zusammen............................................................................................ 3 043

543 21 
-313 

 

F Veröffentlichungen und Fachinformationen 416  
  

424  
  

483  
  

Verpflichtungsermächtigung

fällig im Haushaltsjahr 2027 bis zu.............................................. 75 T€ 

Haushaltsvermerk:

1. Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Mehreinnahmen bei folgen­
dem Titel geleistet werden: 124 01. 

2. Einnahmen aus dem Verkauf von Informationsmaterialien fließen den 
Ausgaben zu. 

3. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Veröffentlichun­
gen und sonstiges Informationsmaterial gegen ermäßigtes Entgelt 
oder unentgeltlich an Dritte abgegeben werden. 

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Öffentlichkeitsarbeit, Marketing, Internet, Versandkosten............... 120
2. Sonderveranstaltungen .................................................................. 220
3. Besucherforschung......................................................................... 33
4. Ausstellungs-/Informationsmaterialien............................................ 43

Zusammen............................................................................................ 416

Ausgaben dürfen in engen Grenzen für Informationsgespräche und sonstige Ver­
anstaltungen mit Journalistinnen und Journalisten sowie Besuchergruppen geleis­
tet werden.
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu flexibilisierte Ausgaben

812 23 
-313 

 

F Erwerb von Exponaten, Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen­
ständen sowie Maschinen 

1 200  
  

1 200  
  

925  
  

Verpflichtungsermächtigung

fällig im Haushaltsjahr 2027 bis zu............................................ 450 T€ 

Titelgruppe 03 

Tgr. 03 Durchführung von Aufträgen anderer Bundesbehörden und Dritter (441) 
 

(446) 
(1 392) 

 

Haushaltsvermerk:
Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der zweckgebundenen Mehreinnah­
men bei folgenden Titeln geleistet werden: 119 99 und 381 01.
Dies gilt auch für zu erwartende Einnahmen aus bestehenden Ansprü­
chen. Falls Ausgaben aufgrund zu erwartender Einnahmen geleistet wur­
den und diese Einnahmen im laufenden Haushaltsjahr nicht eingehen, 
dürfen diese Einnahmen, soweit sie in den folgenden Haushaltsjahren 
eingehen, nicht mehr zur Leistung von Ausgaben verwendet werden. 

427 39 
-313 

 

F Entgelte für Arbeitskräfte mit befristeten Verträgen, sonstige Beschäfti­
gungsentgelte (auch für Auszubildende) sowie Aufwendungen für neben­
beruflich und nebenamtlich Tätige 

240  
  

240  
  

1 175  
  

527 31 
-313 

 

F Dienstreisen 14  
  

15  
  

42  
  

547 31 
-313 

 

F Nicht aufteilbare sächliche Verwaltungsausgaben 187  
  

191  
  

676  
  

812 31 
-313 

 

F Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenständen für 
Verwaltungszwecke (ohne IT) 

-  
  

-  
  

17  
  

Titelgruppe 04 

Tgr. 04 Ausgaben für die Geschäftsstelle der Mindestlohnkommission (558) 
 

(569) 
(650) 

 

Erläuterungen:
1. Die Personalkosten der Geschäftsstelle für die Mindestlohnkommission 

i. H. v. 800 T€ sind bei Tit. 428 01 etatisiert.

2. Die Mittel für allgemeine Öffentlichkeitsarbeit i. H. v. 50 T€, für Mindest­
lohnhotline i. H. v. 150 T€, für Veröffentlichungen und Fachinformationen 
i. H. v. 50 T€ sowie für Sachverständige i. H. v. 250 T€ sind zentral bei 
Kap. 1111 (Titel 526 02, 542 01, 543 01) veranschlagt.

412 41 
-165 

 

F Aufwandsentschädigungen für den Vorsitzenden und die Mitglieder der 
Mindestlohnkommission 

20  
  

20  
  

4  
  

518 41 
-165 

 

F Mieten und Pachten -  
  

-  
  

-  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu flexibilisierte Ausgaben

539 49 
-165 

 

F Vermischte Verwaltungsausgaben 58  
  

59  
  

31  
  

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Dienstreisen.................................................................................... 10
2. Geschäftsbedarf IT.......................................................................... 20
3. Allgemeiner Geschäftsbedarf.......................................................... 5
4. Aus- und Fortbildung....................................................................... 10
5. Sonstiges......................................................................................... 13

Zusammen............................................................................................ 58

544 41 
-165 

 

F Forschung, Untersuchungen und Ähnliches 480  
  

490  
  

377  
  

Verpflichtungsermächtigung............................................................ 360 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu.................................................... 150 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu.................................................... 120 T€ 
im Haushaltsjahr 2029 bis zu...................................................... 90 T€ 

Gegenüber dem Vorjahr entfallene Titel 

422 02 
-313 

 

F Bezüge und Nebenleistungen der beamteten Hilfskräfte  
  

81  
  

13  
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Vorbemerkung

Das Bundesarbeitsgericht ist im Jahre 1953 nach § 1 des Ar­
beitsgerichtsgesetzes (ArbGG) in Kassel errichtet worden und 
hat seit dem 22. November 1999 seinen Sitz in Erfurt (§ 40 
Absatz 1 ArbGG). Es ist oberster Gerichtshof für das Ge­
biet der Arbeitsgerichtsbarkeit (Artikel 95 des Grundgesetzes). 
Das Bundesarbeitsgericht entscheidet über das Rechtsmittel 

der Revision und der Rechtsbeschwerde. Es sind zehn Se­
nate errichtet worden. Die Senate entscheiden in der Beset­
zung von einer Vorsitzenden oder einem Vorsitzenden, zwei 
berufsrichterlichen Beisitzerinnen oder Beisitzern und zwei eh­
renamtlichen Richterinnen oder Richtern.  

Überblick zum Kapitel 1114
Soll

2026
1 000 €

Soll
2025

1 000 €

Veränderung
gegenüber

2025
1 000 €

Ausgabereste
2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

 
Einnahmen

Verwaltungseinnahmen........................................... 1 025 1 025  -  878  
Übrige Einnahmen.................................................. - -  -  -  

Gesamteinnahmen.................................................. 1 025 1 025  -  878  
 
Ausgaben

Personalausgaben.................................................. 15 573 14 886  +687 138 13 228  
Sächliche Verwaltungsausgaben............................ 5 803 6 071  -268 1 829 4 921  
Ausgaben für Investitionen...................................... 508 294  +214 607 304  
Besondere Finanzierungsausgaben....................... - -  -  -  

Gesamtausgaben.................................................... 21 884 21 251  +633 2 574 18 453  
davon flexibilisiert.................................................... 18 152 18 295  -143 2 574 16 123  
davon nicht flexibilisiert........................................... 3 732 2 956  +776  2 330  
davon Ausgaben der Bereichsausnahmen............. 1 401 625  +776  -  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

Einnahmen 

Verwaltungseinnahmen 

111 01 
-051 

Gebühren, sonstige Entgelte 1 000  
  

1 000  
  

860  
  

Erläuterungen:
Gerichtskosten nach dem Gerichtskostengesetz und Dokumentenpauschalen für 
Entscheidungsabschriften nach dem Justizverwaltungskostengesetz.

119 99 
-051 

Vermischte Einnahmen 25  
  

25  
  

18  
  

Haushaltsvermerk:
Mehreinnahmen zu Nr. 2 der Erläuterungen dienen bis zur Höhe von 50 
Prozent zur Leistung der Mehrausgaben bei folgendem Titel: 511 01. 

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Vermischte Einnahmen................................................................... 25
2. Einnahmen aus der Veräußerung ausgesonderter Fachliteratur.... -

Zusammen............................................................................................ 25

132 01 
-051 

Erlöse aus der Veräußerung von beweglichen Sachen -  
  

-  
  

-  
  

Übrige Einnahmen 

381 03 
-890 

Verrechnungseinnahmen gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 381 .1 und 
381 .7 

-  
  

-  
  

(-)  
  

Ausgaben 
Haushaltsvermerk:
Es gelten die Flexibilisierungsregelungen gem. § 6 Abs. 2 bis 5 HG.
Ausgenommen ist Tgr. 55. 

Sächliche Verwaltungsausgaben 

518 02 
-051 

Mieten und Pachten im Zusammenhang mit dem Einheitlichen Liegen­
schaftsmanagement 

2 331  
  

2 331  
  

2 330  
  

Haushaltsvermerk:
Minderausgaben dürfen nicht zur Deckung von Mehrausgaben bei ande­
ren Titeln oder zur Erbringung von Globalen Minderausgaben in den 
Ressorteinzelplänen herangezogen werden. 

Besondere Finanzierungsausgaben 

981 03 
-890 

Verrechnungsausgaben gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 981 .1 und 
981 .7 

-  
  

-  
  

(2)  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

Titelgruppe 55 

Tgr. 55 Ausgaben für den Schutz der informationstechnischen Systeme des 
Bundes 

(1 401) 
 

(625) 
 

 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Die Ausgaben sind gegenseitig deckungsfähig. 

3. Aus den Titeln dieser Titelgruppe dürfen nur Ausgaben geleistet wer­
den, die dem Schutz der informationstechnischen Systeme im Sinne 
des Art. 115 Absatz 2 Satz 4 des Grundgesetzes dienen. 

4. Minderausgaben dürfen nicht zur Erbringung von Globalen Minder­
ausgaben herangezogen werden. 

422 51 
-051 

 

B Bezüge und Nebenleistungen der planmäßigen Beamtinnen und Beam­
ten 

555  
  

185  
  

-  
  

428 51 
-051 

 

B Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 163  
  

163  
  

-  
  

511 51 
-051 

 

B Geschäftsbedarf und Kommunikation sowie Geräte, Ausstattungs- und 
Ausrüstungsgegenstände, sonstige Gebrauchsgegenstände, Software, 
Wartung 

35  
  

35  
  

-  
  

532 51 
-051 

 

B Aufträge und Dienstleistungen im Bereich Informationstechnik 410  
  

158  
  

-  
  

812 52 
-051 

 

B Erwerb von Anlagen, Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen­
ständen sowie Software im Bereich Informationstechnik 

238  
  

84  
  

-  
  

Flexibilisierte Ausgaben 
Zusammenstellung der flexibilisierten Ausgaben nach § 6 HG    
Aus Hauptgruppe 4.................................................................................. 14 855  14 538  13 228  

138 
Aus Hauptgruppe 5.................................................................................. 3 027  3 547  2 591  

1 829 
Aus Hauptgruppe 7.................................................................................. 35  35  -  

297 
Aus Hauptgruppe 8.................................................................................. 235  175  304  

310 
Zusammen............................................................................................... 18 152  18 295  16 123  

2 574 

412 01 
-051 

 

F Entschädigungen der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter 100  
  

100  
  

66  
  

Erläuterungen:
Entschädigung ehrenamtlicher Richterinnen und Richter nach dem JVEG.
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu flexibilisierte Ausgaben

422 01 
-051 

 

F Bezüge und Nebenleistungen der planmäßigen Beamtinnen und Beam­
ten 

9 631  
  

7 608  
  

7 952  
  

Erläuterungen:

Vorjahr (mitveranschlagt bei) Soll 2025
1 000 €

Ist 2024
1 000 €

 
Kap. 1114 Tit. 422 02 ............................................ 1 048 938 

427 09 
-051 

 

F Entgelte für Arbeitskräfte mit befristeten Verträgen, sonstige Beschäfti­
gungsentgelte (auch für Auszubildende) sowie Aufwendungen für neben­
beruflich und nebenamtlich Tätige 

263  
  

263  
  

5  
  

428 01 
-051 

 

F Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 4 672  
  

5 330  
  

4 194  
  

Erläuterungen:
Weniger durch Umsetzung nach Kap.1114 Tit. 428 51. 

453 01 
-051 

 

F Trennungsgeld, Fahrtkostenzuschüsse sowie Umzugskostenvergütungen 189  
  

189  
  

78  
  

511 01 
-051 

 

F Geschäftsbedarf und Kommunikation sowie Geräte, Ausstattungs- und 
Ausrüstungsgegenstände, sonstige Gebrauchsgegenstände, Software, 
Wartung 

580  
  

1 680  
  

504  
  

Haushaltsvermerk:
Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Mehreinnahmen bei folgendem 
Titel geleistet werden: 119 99. 

517 01 
-051 

 

F Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 1 601  
  

1 215  
  

1 234  
  

519 01 
-051 

 

F Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 240  
  

245  
  

87  
  

532 01 
-051 

 

F Aufträge und Dienstleistungen im Bereich Informationstechnik 98  
  

118  
  

415  
  

539 99 
-051 

 

F Vermischte Verwaltungsausgaben 508  
  

289  
  

351  
  

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Verbrauchsmittel, Haltung von Fahrzeugen und dgl....................... 20
2. Mieten und Pachten........................................................................ 65
3. Aus- und Fortbildung....................................................................... 95
4. Dienstreisen.................................................................................... 50
5. Sonstiges......................................................................................... 278

Zusammen............................................................................................ 508

711 01 
-051 

 

F Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 35  
  

35  
  

-  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu flexibilisierte Ausgaben

712 01 
-051 

 

F Baumaßnahmen von mehr als 6 000 000 € im Einzelfall -  
  

-  
  

-  
  

811 01 
-051 

 

F Erwerb von Fahrzeugen -  
  

-  
  

56  
  

812 01 
-051 

 

F Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenständen für 
Verwaltungszwecke (ohne IT) 

30  
  

30  
  

-  
  

812 02 
-051 

 

F Erwerb von Anlagen, Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen­
ständen sowie Software im Bereich Informationstechnik 

205  
  

145  
  

248  
  

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

Ersatzbeschaffung................................................................................ 205

Gegenüber dem Vorjahr entfallene Titel 

422 02 
-051 

 

F Bezüge und Nebenleistungen der beamteten Hilfskräfte  
  

1 048  
  

933  
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Vorbemerkung

Das Bundessozialgericht (BSG) in Kassel ist im Jahr 1954 
nach § 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) errichtet worden; 
es ist Oberster Gerichtshof für das Gebiet der Sozialgerichts­
barkeit (Artikel 95 des Grundgesetzes).
Das BSG entscheidet unter anderem über das Rechtsmittel 
der Revision aus den Bereichen der gesetzlichen Kranken-, 
Renten- und Unfallversicherung, der sozialen Pflegeversiche­
rung, der Künstlersozialversicherung, des Vertragsarzt- und 
Vertragszahnarztrechts, der Aufgaben der Bundesagentur für 
Arbeit, des sozialen Entschädigungsrechts, des Erziehungs­
geld- und Kindergeldrechts sowie in Angelegenheiten der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende, der Sozialhilfe, der Ein­
gliederungshilfe und des Asylbewerberleistungsgesetzes, au­

ßerdem im ersten und letzten Rechtszug über Streitigkeiten 
nicht verfassungsrechtlicher Art zwischen dem Bund und den 
Ländern bzw. zwischen verschiedenen Ländern sowie teilwei­
se über Streitigkeiten aus dem sozialen Entschädigungsrecht 
und Schwerbehindertenrecht.
Es sind 12 Senate gebildet worden (§§ 31, 40 SGG). Die Se­
nate entscheiden in der Besetzung von einer Vorsitzenden 
oder einem Vorsitzenden (Präsidentin oder Präsident, Vizeprä­
sidentin oder Vizepräsident, Vorsitzende Richterin oder Vorsit­
zender Richter), zwei berufsrichterlichen Beisitzern und zwei 
ehrenamtlichen Richterinnen oder Richtern. Zwei Vorsitzende 
Richterinnen oder Richter führen in jeweils zwei Senaten den 
Vorsitz.

Überblick zum Kapitel 1115
Soll

2026
1 000 €

Soll
2025

1 000 €

Veränderung
gegenüber

2025
1 000 €

Ausgabereste
2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

 
Einnahmen

Verwaltungseinnahmen........................................... 785 785  -  604  
Übrige Einnahmen.................................................. - -  -  -  

Gesamteinnahmen.................................................. 785 785  -  604  
 
Ausgaben

Personalausgaben.................................................. 18 968 18 610  +358 1 904 16 384  
Sächliche Verwaltungsausgaben............................ 7 810 6 019  +1 791 1 833 5 386  
Ausgaben für Investitionen...................................... 527 711  -184 315 859  
Besondere Finanzierungsausgaben....................... - -  -  -  

Gesamtausgaben.................................................... 27 305 25 340  +1 965 4 052 22 629  
davon flexibilisiert.................................................... 23 617 21 758  +1 859 4 052 19 624  
davon nicht flexibilisiert........................................... 3 688 3 582  +106  3 005  
davon Ausgaben der Bereichsausnahmen............. 682 576  +106  -  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

Einnahmen 

Verwaltungseinnahmen 

111 01 
-051 

Gebühren, sonstige Entgelte 775  
  

775  
  

591  
  

119 99 
-051 

Vermischte Einnahmen 10  
  

10  
  

13  
  

132 01 
-051 

Erlöse aus der Veräußerung von beweglichen Sachen -  
  

-  
  

-  
  

Übrige Einnahmen 

381 03 
-890 

Verrechnungseinnahmen gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 381 .1 und 
381 .7 

-  
  

-  
  

(-)  
  

Ausgaben 
Haushaltsvermerk:
Es gelten die Flexibilisierungsregelungen gem. § 6 Abs. 2 bis 5 HG.
Ausgenommen ist Tgr. 55. 

Sächliche Verwaltungsausgaben 

518 02 
-051 

Mieten und Pachten im Zusammenhang mit dem Einheitlichen Liegen­
schaftsmanagement 

3 006  
  

3 006  
  

3 005  
  

Haushaltsvermerk:
Minderausgaben dürfen nicht zur Deckung von Mehrausgaben bei ande­
ren Titeln oder zur Erbringung von Globalen Minderausgaben herange­
zogen werden. 

Besondere Finanzierungsausgaben 

981 03 
-890 

Verrechnungsausgaben gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 981 .1 und 
981 .7 

-  
  

-  
  

(12)  
  

Titelgruppe 55 

Tgr. 55 Ausgaben für den Schutz der informationstechnischen Systeme des 
Bundes 

(682) 
 

(576) 
 

 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Die Ausgaben sind gegenseitig deckungsfähig. 

3. Aus den Titeln dieser Titelgruppe dürfen nur Ausgaben geleistet wer­
den, die dem Schutz der informationstechnischen Systeme im Sinne 
des Art. 115 Absatz 2 Satz 4 des Grundgesetzes dienen. 

4. Minderausgaben dürfen nicht zur Erbringung von Globalen Minder­
ausgaben herangezogen werden. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titelgruppe 55

422 51 
-051 

 

B Bezüge und Nebenleistungen der planmäßigen Beamtinnen und Beam­
ten 

509  
  

324  
  

-  
  

428 51 
-051 

 

B Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer -  
  

-  
  

-  
  

511 51 
-051 

 

B Geschäftsbedarf und Kommunikation sowie Geräte, Ausstattungs- und 
Ausrüstungsgegenstände, sonstige Gebrauchsgegenstände, Software, 
Wartung 

52  
  

60  
  

-  
  

525 51 
-051 

 

B Aus- und Fortbildung 2  
  

2  
  

-  
  

532 51 
-051 

 

B Aufträge und Dienstleistungen im Bereich Informationstechnik 25  
  

35  
  

-  
  

812 52 
-051 

 

B Erwerb von Anlagen, Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen­
ständen sowie Software im Bereich Informationstechnik 

94  
  

155  
  

-  
  

Flexibilisierte Ausgaben 
Zusammenstellung der flexibilisierten Ausgaben nach § 6 HG    
Aus Hauptgruppe 4.................................................................................. 18 459  18 286  16 384  

1 904 
Aus Hauptgruppe 5.................................................................................. 4 725  2 916  2 381  

1 833 
Aus Hauptgruppe 7.................................................................................. 250  334  482  
Aus Hauptgruppe 8.................................................................................. 183  222  377  

315 
Zusammen............................................................................................... 23 617  21 758  19 624  

4 052 

412 01 
-051 

 

F Entschädigungen der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter 50  
  

50  
  

50  
  

Erläuterungen:
Entschädigung ehrenamtlicher Richterinnen und Richter nach dem JVEG.

422 01 
-051 

 

F Bezüge und Nebenleistungen der planmäßigen Beamtinnen und Beam­
ten 

12 326  
  

10 089  
  

10 212  
  

Erläuterungen:

Vorjahr (mitveranschlagt bei) Soll 2025
1 000 €

Ist 2024
1 000 €

 
Kap. 1115 Tit. 422 02 ............................................ 1 239 1 340 

427 09 
-051 

 

F Entgelte für Arbeitskräfte mit befristeten Verträgen, sonstige Beschäfti­
gungsentgelte (auch für Auszubildende) sowie Aufwendungen für neben­
beruflich und nebenamtlich Tätige 

530  
  

411  
  

475  
  

428 01 
-051 

 

F Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 5 453  
  

6 397  
  

4 141  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu flexibilisierte Ausgaben

453 01 
-051 

 

F Trennungsgeld, Fahrtkostenzuschüsse sowie Umzugskostenvergütungen 100  
  

100  
  

166  
  

511 01 
-051 

 

F Geschäftsbedarf und Kommunikation sowie Geräte, Ausstattungs- und 
Ausrüstungsgegenstände, sonstige Gebrauchsgegenstände, Software, 
Wartung 

1 277  
  

1 321  
  

946  
  

514 01 
-051 

 

F Verbrauchsmittel, Haltung von Fahrzeugen und dgl. 10  
  

10  
  

7  
  

517 01 
-051 

 

F Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 2 877  
  

1 016  
  

999  
  

518 01 
-051 

 

F Mieten und Pachten 5  
  

5  
  

-  
  

525 01 
-051 

 

F Aus- und Fortbildung 193  
  

197  
  

133  
  

527 01 
-051 

 

F Dienstreisen 19  
  

20  
  

33  
  

532 01 
-051 

 

F Aufträge und Dienstleistungen im Bereich Informationstechnik 267  
  

269  
  

131  
  

532 03 
-051 

 

F Sonstige Dienstleistungsaufträge an Dritte 29  
  

29  
  

70  
  

539 99 
-051 

 

F Vermischte Verwaltungsausgaben 48  
  

49  
  

62  
  

711 01 
-051 

 

F Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 250  
  

334  
  

482  
  

712 01 
-051 

 

F Baumaßnahmen von mehr als 6 000 000 € im Einzelfall -  
  

-  
  

-  
  

811 01 
-051 

 

F Erwerb von Fahrzeugen -  
  

-  
  

10  
  

812 01 
-051 

 

F Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenständen für 
Verwaltungszwecke (ohne IT) 

26  
  

26  
  

22  
  

812 02 
-051 

 

F Erwerb von Anlagen, Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen­
ständen sowie Software im Bereich Informationstechnik 

157  
  

196  
  

345  
  

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Erstbeschaffung.............................................................................. 157
2. Ersatzbeschaffung........................................................................... -

Zusammen............................................................................................ 157
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

Gegenüber dem Vorjahr entfallene Titel 

422 02 
-051 

 

F Bezüge und Nebenleistungen der beamteten Hilfskräfte  
  

1 239  
  

1 340  
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Vorbemerkung

Das Bundesamt für Soziale Sicherung (BAS) in Bonn ist 
als selbstständige Bundesoberbehörde nach dem Bundesver­
sicherungsamtsgesetz vom 9. Mai 1956 errichtet worden.
Das BAS führt die Aufsicht über bundesunmittelbare Träger 
und Einrichtungen der gesetzlichen Kranken-, Renten- und 
Unfallversicherung sowie der sozialen Pflegeversicherung. Es 
übt als Aufsichtsbehörde u. a. die ihm durch das Sozialgesetz­
buch zugewiesenen Beratungs- und Genehmigungsbefugnis­
se gegenüber den Sozialversicherungsträgern aus und prüft 
die Geschäfts-, Rechnungs- und Betriebsführung bei den 
bundesunmittelbaren Krankenversicherungsträgern und deren 
Pflegekassen.
Dem BAS obliegen nach dem Sozialgesetzbuch wichtige Ver­
waltungsaufgaben. So ist es zuständig für
1. die Verwaltung des Gesundheitsfonds sowie die Durchfüh­

rung und Weiterentwicklung des Risikostrukturausgleichs 
in der gesetzlichen Krankenversicherung und der Vertrags­
transparenzstelle,

2. die Zulassung von strukturierten Behandlungsprogrammen 
für chronisch Kranke (Disease-Management-Programme),

3. die Verwaltung des Innovations-, des Struktur-, des Kran­
kenhauszukunfts- und des Krankenhaustransformations­

fonds in der gesetzlichen Krankenversicherung sowie die 
Durchführung der Förderung nach §§ 12 bis 14 Kranken­
hausfinanzierungsgesetz,

4. die Verwaltung des Ausgleichsfonds und die Durchführung 
des Finanzausgleichs in der sozialen Pflegeversicherung,

5. die Durchführung der Lastenverteilung in der gewerblichen 
Unfallversicherung,

6. die Bewirtschaftung von Bundeszahlungen an die Sozi­
alversicherung, insbesondere der Bundeszuschüsse und 
sonstige Zuweisungen an die Rentenversicherung und

7. die Zahlung von Mutterschaftsgeld an Arbeitnehmerinnen, 
die nicht selbst Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse 
sind.

Das BAS ist zudem zuständige Stelle im Sinne des Berufs­
bildungsgesetzes für die Aus- und Fortbildung u. a. bei den 
seiner Aufsicht unterstehenden Trägern.
Mit dem Gesetz zur Regelung des Sozialen Entschädigungs­
recht (SGB XIV) wurde zum 1. Januar 2024 die Bundesstelle 
für Soziale Entschädigung beim BAS eingerichtet.

Überblick zum Kapitel 1116
Soll

2026
1 000 €

Soll
2025

1 000 €

Veränderung
gegenüber

2025
1 000 €

Ausgabereste
2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

 
Einnahmen

Verwaltungseinnahmen........................................... 2 110 2 110  -  2 169  
Übrige Einnahmen.................................................. 43 076 42 603  +473  39 146  

Gesamteinnahmen.................................................. 45 186 44 713  +473  41 315  
 
Ausgaben

Personalausgaben.................................................. 60 308 60 638  -330  51 460  
Sächliche Verwaltungsausgaben............................ 24 464 24 183  +281 2 094 17 759  
Ausgaben für Investitionen...................................... 2 539 3 167  -628 2 269 -394  
Besondere Finanzierungsausgaben....................... - -  -  -  

Gesamtausgaben.................................................... 87 311 87 988  -677 4 363 68 825  
davon flexibilisiert.................................................... 44 225 44 200  +25 4 363 34 359  
davon nicht flexibilisiert........................................... 43 086 43 788  -702  34 466  
davon Ausgaben der Bereichsausnahmen............. 3 121 3 735  -614  -  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

Einnahmen 

Verwaltungseinnahmen 

111 01 
-314 

Gebühren, sonstige Entgelte 2 100  
  

2 100  
  

2 164  
  

Erläuterungen:
Gebühreneinnahmen für die Zertifizierung von Disease-Management-Program­
men im Rahmen des Risikostrukturausgleiches.

119 99 
-219 

Vermischte Einnahmen 10  
  

10  
  

5  
  

132 01 
-219 

Erlöse aus der Veräußerung von beweglichen Sachen -  
  

-  
  

-  
  

Übrige Einnahmen 

236 02 
-219 

Erstattung von Ausgaben für Laufbahnprüfungen -  
  

-  
  

-  
  

236 03 
-219 

Erstattung der Aufwendungen für die Prüfung der Kranken- und Pflege­
kassen 

26 521  
  

26 790  
  

22 403  
  

Haushaltsvermerk:
Mehreinnahmen dienen zur Leistung der Mehrausgaben bei folgenden 
Titeln: Kap. 1111 Tit. 526 02, 634 03 und Kap. 1116 Tgr. 01. 

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

Der Ansatz wurde wie folgt berechnet:
1. Ausgaben der Tgr. 01...................................................................... 18 423
2. Versorgungszuschlag...................................................................... 2 883
3. Anteilige Gemeinkosten.................................................................. 5 215

Zusammen............................................................................................ 26 521
Die bundesunmittelbaren Kranken- und Pflegekassen erstatten dem BAS nach 
§ 274 Abs. 2 SGB V die Kosten für die Durchführung der Prüfung der Geschäfts-, 
Rechnungs- und Betriebsführung. Das Nähere über die Erstattung der Kosten 
einschließlich der zu zahlenden Vorschüsse ist in der zwischen dem Bundesminis­
terium für Gesundheit und dem BAS abgestimmten Kostenregelung vom 1. Juli 
2024 festgelegt.
Gemäß § 46 Abs. 6 SGB XI gilt für die Erstattung der Kosten für die Durchführung 
der Prüfung der Geschäfts-, Rechnungs- und Betriebsführung der Pflegekassen 
§ 274 Abs. 2 SGB V entsprechend.

236 04 
-219 

Erstattung der Aufwendungen für die Begleitung der Weiterentwicklung 
der Informationstechnik der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Fors­
ten und Gartenbau 

164  
  

164  
  

183  
  

236 05 
-219 

Erstattung der Aufwendungen für die Verwaltung des Gesundheitsfonds 
sowie der Aufwendungen für die Durchführung des morbiditätsorientier­
ten Risikostrukturausgleichs und der Vertragstransparenzstelle 

12 037  
  

12 037  
  

12 913  
  

Haushaltsvermerk:

1. Mehreinnahmen zu Nr. 1 der Erläuterungen dienen zur Leistung 
der Mehrausgaben bei folgenden Titeln: Kap. 1111 Tit. 634 03 und 
Kap. 1116 Tgr. 03. 

2. Mehreinnahmen zu Nr. 2 der Erläuterungen dienen zur Leistung der 
Mehrausgaben bei folgenden Titeln: 511 01, 532 01 und 812 02. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titel 236 05

Erläuterungen:
Das BAS nimmt gemäß § 271 SGB V die Verwaltung des Gesundheitsfonds wahr.
Auch wurde im Zusammenhang mit der Einführung des morbiditätsorientier­
ten Risikostrukturausgleichs nach dem Gesetz zur Stärkung des Wettbewerbs 
in der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz - 
GKV-WSG) im BAS ein Wissenschaftlicher Beirat und eine unterstützende Ge­
schäftsstelle eingerichtet.
Seit dem 1. Januar 2009 werden die in diesem Zusammenhang entstehenden 
Kosten aus Einnahmen des Gesundheitsfonds erstattet.
Das BAS hat gemäß § 293a SGB V eine bundesweite Vertragstransparenzstelle 
für Verträge nach §§ 73b und 140a SGB V inklusive Verträge nach § 140a Absatz 
3 SGB V zum 1. April 2020 eingerichtet.
Seit dem 1. April 2020 werden die in diesem Zusammenhang entstehenden 
Kosten aus Einnahmen des Gesundheitsfonds erstattet.

Bezeichnung 1 000 €
 

1. Einnahmen aus Erstattungen für die Aufwendungen aus dem Ge­
sundheitsfonds und dem morbiditätsorientierten Risikostruktur­
ausgleichs und der Vertragstransparenzstelle................................ 12 037

2. Einnahmen aus Erstattungen für IT-Aufwendungen im Rahmen 
der Verwaltung des Gesundheitsfonds ........................................... -

Zusammen............................................................................................ 12 037

236 06 
-219 

Erstattung der Aufwendungen für die Verwaltung des Innovationsfonds, 
des Strukturfonds und des Krankenhauszukunftsfonds 

2 484  
  

1 742  
  

2 036  
  

Haushaltsvermerk:
Mehreinnahmen dienen zur Leistung der Mehrausgaben bei folgenden 
Titeln: Kap. 1111 Tit. 634 03 und Kap. 1116 Tgr. 03. 

Erläuterungen:
Innovationsfonds
Das BAS erhebt und verwaltet gemäß § 92a SGB V die Mittel des Innovations­
fonds und zahlt die Fördermittel auf der Grundlage der Entscheidungen des Inno­
vationsausschusses nach § 92b SGB V aus. Die dem BAS im Zusammenhang 
mit dem Innovationsfonds entstehenden Ausgaben werden gemäß § 92a Abs. 3 
SGB V seit dem Jahr 2015 aus den Einnahmen des Innovationsfonds gedeckt.
Strukturfonds
Beim BAS wurde gemäß § 12 Krankenhausfinanzierungsgesetz (KHG) zur För­
derung von Vorhaben der Länder zur Verbesserung der Strukturen in der Kran­
kenhausversorgung aus Mitteln der Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds ein 
Fonds in Höhe von insgesamt 500 Mio. Euro (Strukturfonds) errichtet. Das BAS 
verwaltet die Mittel, prüft die Förderanträge und weist die entsprechenden Mittel 
zu. Die für die Verwaltung der Mittel und die Durchführung der Förderung notwen­
digen Aufwendungen des BAS werden seit dem 5. November 2015 (Inkrafttreten 
des Krankenhausstrukturgesetzes) aus dem Strukturfonds gedeckt.
Krankenhauszukunftsfonds
Beim BAS wurde gemäß § 14a KHG zur Förderung notwendiger Investitionen in 
Krankenhäusern aus Mitteln der Liquiditätsreserven des Gesundheitsfonds ein 
Krankenhauszukunftsfonds in Höhe von 3 Mrd. Euro errichtet. Das BAS verwaltet 
die Mittel, prüft die Förderanträge und weist entsprechende Mittel zu. Die für die 
Verwaltung der Mittel und Durchführung notwendigen Aufwendungen des BAS 
werden seit dem 29. Oktober 2020 aus Mitteln des Krankenhauszukunftsfonds 
gedeckt.
Krankenhaustransformationsfonds (TF)
Nach § 12 b KHG wird zur Förderung von Vorhaben der Länder zur Anpassung 
der Strukturen in der Krankenhausversorgung an die durch das Krankenhausver­
sorgungsverbesserungsgesetz vom 5. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 400) be­
wirkten Rechtsänderungen in den Jahren 2026 bis 2035 beim BAS ein Transfor­
mationsfonds (TF) errichtet. Das BAS teilt nach § 12 b Absatz 3 KHG für jedes der 
Kalenderjahre 2026 bis 2035 jedem Land auf Antrag Fördermittel zu den in Absatz 
1 genannten Zwecken zu.
Die für die Verwaltung des TF und die Durchführung der Förderung notwendigen 
Aufwendungen des BAS werden aus dem TF gedeckt.
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

236 07 
-219 

Erstattung der Aufwendungen für die Verwaltung des Ausgleichsfonds in 
der Sozialen Pflegeversicherung sowie für die Vertretung des Pflegevor­
sorgefonds in gerichtlichen Verfahren 

1 870  
  

1 870  
  

1 611  
  

Haushaltsvermerk:
Mehreinnahmen dienen zur Leistung der Mehrausgaben bei folgenden 
Titeln: Kap. 1111 Tit. 634 03 und Kap. 1116 Tgr. 03. 

Erläuterungen:
Das BAS verwaltet gemäß § 65 SGB XI den zur Sicherung und Durchführung des 
Finanzausgleichs der sozialen Pflegeversicherung erforderlichen Ausgleichsfonds. 
Dieser erfüllt die Funktion einer kassenübergreifenden Schwankungsreserve. Ge­
mäß § 65 Abs. 4 SGB XI in der Fassung des Zweiten Pflegestärkungsgesetzes 
(PSG II) vom 21. Dezember 2015 werden ab 2017 die dem BAS bei der Verwal­
tung des Ausgleichsfonds entstehenden Kosten durch die Mittel des Ausgleichs­
fonds gedeckt. Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt, im Einver­
nehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesra­
tes Vorschriften zu erlassen, die Näheres zu der Erstattung der Verwaltungskos­
ten regeln.

381 03 
-890 

Verrechnungseinnahmen gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 381 .1 und 
381 .7 

-  
  

-  
  

(169)  
  

Ausgaben 
Haushaltsvermerk:
Es gelten die Flexibilisierungsregelungen gem. § 6 Abs. 2 bis 5 HG.
Ausgenommen sind Tgr. 01, Tgr. 03 und Tgr. 55. 

Sächliche Verwaltungsausgaben 

518 02 
-219 

Mieten und Pachten im Zusammenhang mit dem Einheitlichen Liegen­
schaftsmanagement 

5 307  
  

5 307  
  

5 335  
  

Haushaltsvermerk:
Minderausgaben dürfen nicht zur Deckung von Mehrausgaben bei ande­
ren Titeln oder zur Erbringung von Globalen Minderausgaben in den 
Ressorteinzelplänen herangezogen werden. 

Erläuterungen:
Aus dem Titel wird auch eine von der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben als 
Eigenbaumaßnahme zu realisierende Unterbringung finanziert. Hierfür sind eben­
falls Mittel in den Titeln 518 12 und 547 31 veranschlagt.

532 04 
-219 

Prüfungskosten 384  
  

392  
  

372  
  

Besondere Finanzierungsausgaben 

981 03 
-890 

Verrechnungsausgaben gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 981 .1 und 
981 .7 

-  
  

-  
  

(183)  
  

Titelgruppe 01 

Tgr. 01 Aufwendungen für die Prüfung der Kranken- und Pflegekassen (18 423) 
 

(18 599) 
 

 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind gegenseitig deckungsfähig. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titelgruppe 01

2. Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Mehreinnahmen bei folgen­
dem Titel geleistet werden: 236 03. 

Erläuterungen:
Das BAS hat nach § 274 SGB V und § 46 Abs. 6 SGB XI mindestens alle 
fünf Jahre die Geschäfts-, Rechnungs- und Betriebsführung der seiner Aufsicht 
unterstehenden Kranken- und Pflegekassen zu prüfen. Die hierbei entstehenden 
Kosten tragen die Kranken- und Pflegekassen nach der Zahl ihrer Mitglieder. 
Das Nähere über die Erstattung der Kosten einschließlich der zu zahlenden Vor­
schüsse ist in der Verwaltungsvorschrift des Bundesministeriums für Gesundheit 
geregelt.

422 11 
-219 

Bezüge und Nebenleistungen der planmäßigen Beamtinnen und Beam­
ten 

9 654  
  

9 653  
  

8 529  
  

Erläuterungen:

Vorjahr (mitveranschlagt bei) Soll 2025
1 000 €

Ist 2024
1 000 €

 
Kap. 1116 Tit. 422 12 ............................................ 1 - 

422 13 
-219 

Bezüge der Anwärterinnen und Anwärter sowie Nebenleistungen der Be­
amtinnen und Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst 

64  
  

64  
  

42  
  

427 19 
-219 

Entgelte für Arbeitskräfte mit befristeten Verträgen, sonstige Beschäfti­
gungsentgelte (auch für Auszubildende) sowie Aufwendungen für neben­
beruflich und nebenamtlich Tätige 

61  
  

61  
  

46  
  

428 11 
-219 

Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 2 846  
  

2 846  
  

3 118  
  

453 11 
-219 

Trennungsgeld, Fahrtkostenzuschüsse sowie Umzugskostenvergütun­
gen 

33  
  

33  
  

18  
  

459 19 
-219 

Vermischte Personalausgaben 475  
  

475  
  

158  
  

511 11 
-219 

Geschäftsbedarf und Kommunikation sowie Geräte, Ausstattungs- und 
Ausrüstungsgegenstände, sonstige Gebrauchsgegenstände, Software, 
Wartung 

1 547  
  

1 616  
  

673  
  

517 11 
-219 

Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 355  
  

347  
  

342  
  

518 11 
-219 

Mieten und Pachten 25  
  

25  
  

17  
  

518 12 
-219 

Mieten und Pachten im Zusammenhang mit dem Einheitlichen Liegen­
schaftsmanagement 

1 107  
  

1 012  
  

1 150  
  

Haushaltsvermerk:
Minderausgaben dürfen nicht zur Deckung von Mehrausgaben bei ande­
ren Titeln oder zur Erbringung von Globalen Minderausgaben herange­
zogen werden. 

Erläuterungen:
Siehe Erläuterungen zu Kap. 1116 Tit. 518 02.

519 11 
-219 

Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 20  
  

20  
  

8  
  

525 11 
-219 

Aus- und Fortbildung 350  
  

350  
  

173  
  

Haushaltsvermerk:
Einnahmen, insbesondere aus Rückerstattungen, fließen den Ausgaben 
zu. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titelgruppe 01

527 11 
-219 

Dienstreisen 780  
  

780  
  

225  
  

532 11 
-219 

Aufträge und Dienstleistungen im Bereich Informationstechnik 442  
  

444  
  

321  
  

539 19 
-219 

Vermischte Verwaltungsausgaben 98  
  

98  
  

45  
  

711 11 
-219 

Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 5  
  

5  
  

1  
  

812 11 
-219 

Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenständen für 
Verwaltungszwecke (ohne IT) 

50  
  

50  
  

12  
  

812 12 
-219 

Erwerb von Anlagen, Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen­
ständen sowie Software im Bereich Informationstechnik 

511  
  

719  
  

65  
  

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

Ersatzbeschaffung................................................................................ 511

Titelgruppe 03 

Tgr. 03 Aufwendungen für die Verwaltung von Fonds in der gesetzlichen Kran­
kenversicherung, der sozialen Pflegeversicherung sowie für die Zulas­
sung von Disease-Management-Programmen 

(15 851) 
 

(15 755) 
 

 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind gegenseitig deckungsfähig. 

2. Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Mehreinnahmen bei folgen­
den Titeln geleistet werden: 236 05, 236 06 und 236 07. 

Erläuterungen:
Das BAS nimmt die Verwaltung des "Gesundheitsfonds/morbiditätsorientierten Ri­
sikostrukturausgleiches", des "Innovations-/Struktur-/Krankenhauszukunfts-/Kran­
kenhaustransformationsfonds" und des "Ausgleichsfonds in der sozialen Pflege­
versicherung" wahr. Darüber hinaus ist es für die Zertifizierung von Disease-Ma­
nagement-Programmen im Rahmen des Risikostrukturausgleiches und der Ver­
tragstransparenzstelle zuständig. Alle Aufwendungen der Titelgruppe werden refi­
nanziert. Die Erstattung erfolgt über Kap. 1116 Tit. 111 01, 236 05, 236 06 und 
236 07. Die dafür im Stellenplan ausgebrachten Stellen stehen unter "Refinanzie­
rungsvorbehalt", d. h. mit Vermerk kw mit Wegfall der Refinanzierung.

422 31 
-219 

Bezüge und Nebenleistungen der planmäßigen Beamtinnen und Beam­
ten 

6 581  
  

6 581  
  

5 554  
  

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Gesundheitsfonds, Risikostrukturausgleich, Vertragstransparenz­
stelle................................................................................................ 3 893

2. Innovationsfonds............................................................................. 83
3. Strukturfonds................................................................................... 259
4. Ausgleichsfonds Pflegeversicherung.............................................. 600
5. Disease-Management-Programme................................................. 780
6. Krankenhauszukunftsfonds............................................................. 324
7. Prüfung und Beratung der Sozialversicherung für Landwirtschaft, 

Forsten und Gartenbau................................................................... 83
8. Krankenhaustransformationsfonds.................................................. 559

Zusammen............................................................................................ 6 581
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu Titelgruppe 03

427 39 
-219 

Entgelte für Arbeitskräfte mit befristeten Verträgen, sonstige Beschäfti­
gungsentgelte (auch für Auszubildende) sowie Aufwendungen für neben­
beruflich und nebenamtlich Tätige 

61  
  

61  
  

46  
  

428 31 
-219 

Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 3 521  
  

3 425  
  

3 165  
  

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Gesundheitsfonds, Risikostrukturausgleich, Vertragstransparenz­
stelle................................................................................................ 2 286

2. Innovationsfonds............................................................................. 65
3. Strukturfonds................................................................................... 213
4. Ausgleichsfonds Pflegeversicherung.............................................. 255
5. Disease-Management-Programme................................................. 340
6. Krankenhauszukunftsfonds............................................................. 170
7. Krankenhaustransformationsfonds.................................................. 192

Zusammen............................................................................................ 3 521

547 31 
-219 

Nicht aufteilbare sächliche Verwaltungsausgaben 5 688  
  

5 688  
  

5 051  
  

Erläuterungen:
Siehe Erläuterungen zu Kap. 1116 Tit. 518 02.

Titelgruppe 55 

Tgr. 55 Ausgaben für den Schutz der informationstechnischen Systeme des 
Bundes 

(3 121) 
 

(3 735) 
 

 

Haushaltsvermerk:

1. Die Ausgaben sind übertragbar. 

2. Die Ausgaben sind gegenseitig deckungsfähig. 

3. Aus den Titeln dieser Titelgruppe dürfen nur Ausgaben geleistet wer­
den, die dem Schutz der informationstechnischen Systeme im Sinne 
des Art. 115 Absatz 2 Satz 4 des Grundgesetzes dienen. 

4. Minderausgaben dürfen nicht zur Erbringung von Globalen Minder­
ausgaben herangezogen werden. 

422 51 
-219 

 

B Bezüge und Nebenleistungen der planmäßigen Beamtinnen und Beam­
ten 

2 067  
  

2 067  
  

-  
  

428 51 
-219 

 

B Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer -  
  

-  
  

-  
  

511 51 
-219 

 

B Geschäftsbedarf und Kommunikation sowie Geräte, Ausstattungs- und 
Ausrüstungsgegenstände, sonstige Gebrauchsgegenstände, Software, 
Wartung 

824  
  

1 196  
  

-  
  

532 51 
-219 

 

B Aufträge und Dienstleistungen im Bereich Informationstechnik 230  
  

280  
  

-  
  

812 52 
-219 

 

B Erwerb von Anlagen, Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen­
ständen sowie Software im Bereich Informationstechnik 

-  
  

192  
  

-  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

Flexibilisierte Ausgaben 
Zusammenstellung der flexibilisierten Ausgaben nach § 6 HG    
Aus Hauptgruppe 4.................................................................................. 34 945  35 371  30 784  
Aus Hauptgruppe 5.................................................................................. 7 307  6 628  4 047  

2 094 
Aus Hauptgruppe 7.................................................................................. 55  55  -6  
Aus Hauptgruppe 8.................................................................................. 1 918  2 146  -466  

2 269 
Zusammen............................................................................................... 44 225  44 200  34 359  

4 363 

422 01 
-219 

 

F Bezüge und Nebenleistungen der planmäßigen Beamtinnen und Beam­
ten 

19 891  
  

18 838  
  

18 193  
  

Erläuterungen:

Vorjahr (mitveranschlagt bei) Soll 2025
1 000 €

Ist 2024
1 000 €

 
Kap. 1116 Tit. 422 02 ............................................ 9 3 

422 03 
-219 

 

F Bezüge der Anwärterinnen und Anwärter sowie Nebenleistungen der Be­
amtinnen und Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst 

244  
  

244  
  

108  
  

427 09 
-219 

 

F Entgelte für Arbeitskräfte mit befristeten Verträgen, sonstige Beschäfti­
gungsentgelte (auch für Auszubildende) sowie Aufwendungen für neben­
beruflich und nebenamtlich Tätige 

598  
  

98  
  

331  
  

428 01 
-219 

 

F Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 14 162  
  

16 132  
  

12 129  
  

453 01 
-219 

 

F Trennungsgeld, Fahrtkostenzuschüsse sowie Umzugskostenvergütungen 50  
  

50  
  

20  
  

511 01 
-219 

 

F Geschäftsbedarf und Kommunikation sowie Geräte, Ausstattungs- und 
Ausrüstungsgegenstände, sonstige Gebrauchsgegenstände, Software, 
Wartung 

2 775  
  

4 009  
  

1 652  
  

Haushaltsvermerk:
Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Mehreinnahmen bei folgendem 
Titel geleistet werden: 236 05. 

514 01 
-219 

 

F Verbrauchsmittel, Haltung von Fahrzeugen und dgl. 21  
  

22  
  

12  
  

517 01 
-219 

 

F Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 2 698  
  

794  
  

1 155  
  

518 01 
-219 

 

F Mieten und Pachten 51  
  

52  
  

4  
  

519 01 
-219 

 

F Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 10  
  

10  
  

28  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu flexibilisierte Ausgaben

525 01 
-219 

 

F Aus- und Fortbildung 282  
  

288  
  

233  
  

527 01 
-219 

 

F Dienstreisen 192  
  

196  
  

101  
  

532 01 
-219 

 

F Aufträge und Dienstleistungen im Bereich Informationstechnik 1 072  
  

1 046  
  

772  
  

Haushaltsvermerk:
Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Mehreinnahmen bei folgendem 
Titel geleistet werden: 236 05. 

539 99 
-219 

 

F Vermischte Verwaltungsausgaben 206  
  

211  
  

90  
  

711 01 
-219 

 

F Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 55  
  

55  
  

-6  
  

811 01 
-219 

 

F Erwerb von Fahrzeugen 70  
  

50  
  

74  
  

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

Ersatzbeschaffung
1 Pkw.................................................................................................... 47
1 E-Fahrzeug........................................................................................ 49
abzgl. Mehreinnahmen bei Tit. 132 01 aus der Veräußerung von 
Dienst-Kfz gem. § 7 Abs. 6 HG............................................................. -26

Zusammen............................................................................................ 70

812 01 
-219 

 

F Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenständen für 
Verwaltungszwecke (ohne IT) 

59  
  

499  
  

62  
  

812 02 
-219 

 

F Erwerb von Anlagen, Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen­
ständen sowie Software im Bereich Informationstechnik 

1 789  
  

1 597  
  

-602  
  

Haushaltsvermerk:
Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Mehreinnahmen bei folgendem 
Titel geleistet werden: 236 05. 

Erläuterungen:
Bezeichnung 1 000 €

 

1. Erstbeschaffung.............................................................................. -
2. Ersatzbeschaffung........................................................................... 1 789

Zusammen............................................................................................ 1 789

Gegenüber dem Vorjahr entfallene Titel 

422 02 
-219 

 

F Bezüge und Nebenleistungen der beamteten Hilfskräfte  
  

9  
  

3  
  

422 12 
-219 

Bezüge und Nebenleistungen der beamteten Hilfskräfte  
  

1  
  

-  
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Vorbemerkung

Die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlin­
ge und Integration hat u. a. die Aufgabe, die Integration der 
dauerhaft im Bundesgebiet ansässigen Migrantinnen und Mi­
granten zu fördern. Sie unterstützt dabei insbesondere die 
Bundesregierung bei der Weiterentwicklung ihrer Integrations­
politik (Titel 684 01, SDG 10) auch im Hinblick auf den Arbeits­
markt, Integration vor Ort in den Kommunen, im Sport, sozial­
politische Aspekte, politische Partizipation oder den Dialog der 
Religionsgemeinschaften. Sie gibt daneben Anregungen für 
die Weiterentwicklung der Integrationspolitik auch im europä­
ischen und internationalen Rahmen.
Aufgrund der Umsetzung einer EU-Richtlinie über Maßnah­
men zur Erleichterung der Ausübung der Rechte, die Arbeit­
nehmern im Rahmen der Freizügigkeit zustehen, wurde im 
Mai 2016 mit der Gleichbehandlungsstelle EU-Arbeitnehmer 
(EU-GS) eine unabhängige Ombudsstelle im Arbeitsstab der 

Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration eingerichtet. Zu den Kernaufgaben der EU-GS 
gehört es, EU-Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und ihre 
Familienangehörigen zu informieren, zu unterstützen und zu 
beraten.
Die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlin­
ge und Integration wurde am 23. Februar 2022 durch das Bun­
deskabinett zur ersten Beauftragten der Bundesregierung für 
Antirassismus berufen. Die Beauftragte nimmt beide Aufgaben 
in Personalunion wahr. Die Bekämpfung von Rassismus sowie 
die Unterstützung von Rassismus Betroffenen ist politischer 
Schwerpunkt der Beauftragten. Dabei verfolgt sie u. a. das 
Ziel, die Zivilgesellschaft im Kampf gegen Rassismus durch 
neue Vorhaben und Modellprojekte zu stärken (Titel 684 03, 
SDG 10).

Überblick zum Kapitel 1117
Soll

2026
1 000 €

Soll
2025

1 000 €

Veränderung
gegenüber

2025
1 000 €

Ausgabereste
2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

 
Einnahmen

Verwaltungseinnahmen........................................... 800 800  -  -  
Übrige Einnahmen.................................................. - -  -  -  

Gesamteinnahmen.................................................. 800 800  -  -  
 
Ausgaben

Personalausgaben.................................................. 5 593 5 493  +100  -  
Sächliche Verwaltungsausgaben............................ 5 368 1 584  +3 784  -  
Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Investitionen). 19 996 21 274  -1 278  -  
Ausgaben für Investitionen...................................... 353 -  +353  -  
Besondere Finanzierungsausgaben....................... - -  -  -  

Gesamtausgaben.................................................... 31 310 28 351  +2 959  -  
davon flexibilisiert.................................................... 7 933 6 948  +985  -  
davon nicht flexibilisiert........................................... 23 377 21 403  +1 974  -  

 
Verpflichtungsermächtigung im Haushalt 2026 
Verpflichtungsermächtigung.................................... 10 340      
davon fällig:      
im Haushaltsjahr 2027 bis zu.................................. 3 460      
im Haushaltsjahr 2028 bis zu.................................. 3 440      
im Haushaltsjahr 2029 bis zu.................................. 3 440      
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

Einnahmen 

Verwaltungseinnahmen 

119 99 
-011 

Vermischte Einnahmen 800  
  

800  
  

-  
  

Haushaltsvermerk:
Mehreinnahmen dienen zur Leistung der Mehrausgaben bei folgenden 
Titeln: 684 02 und 684 03. 

Übrige Einnahmen 

282 09 
-011 

Einnahmen aus Sponsoring, Spenden und ähnlichen freiwilligen Geld­
leistungen 

-  
  

-  
  

-  
  

Haushaltsvermerk:
Mehreinnahmen wegen rechtsverbindlicher Verwendungsauflage
Dritter sind zweckgebunden. Sie dienen nur zur Leistung der Mehrausga­
ben bei folgendem Titel: 547 09. 

381 03 
-890 

Verrechnungseinnahmen gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 381 .1 und 
381 .7 

-  
  

-  
  

-  
  

Ausgaben 
Haushaltsvermerk:
Es gelten die Flexibilisierungsregelungen gem. § 6 Abs. 2 bis 5 HG. 

Sächliche Verwaltungsausgaben 

518 02 
-011 

Mieten und Pachten im Zusammenhang mit dem Einheitlichen Liegen­
schaftsmanagement 

3 000  
  

 
  

 
  

Haushaltsvermerk:
Minderausgaben dürfen nicht zur Deckung von Mehrausgaben bei 
anderen Titeln oder zur Erbringung von Globalen Minderausgaben 
in den Ressorteinzelplänen herangezogen werden. 

531 02 
-011 

Betreuung von Delegationen und Besuchergruppen 5  
  

3  
  

-  
  

542 01 
-013 

Öffentlichkeitsarbeit 750  
  

500  
  

-  
  

Haushaltsvermerk:

1. Einnahmen aus Veröffentlichungen fließen den Ausgaben zu. 

2. Nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BHO wird zugelassen, dass Werbe- und 
Informationsmaterialien gegen ermäßigtes Entgelt oder unentgeltlich 
an Dritte abgegeben werden. 

3. Aus den Ausgaben sind auch die Kosten für Porto, Verpackung und 
Versand von Veröffentlichungen zu leisten. 
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €

547 09 
-011 

Ausgaben für Vorhaben, die aus Spenden, Sponsoring und ähnlichen 
freiwilligen Geldleistungen finanziert werden 

-  
  

-  
  

-  
  

Haushaltsvermerk:
Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der zweckgebundenen Mehreinnah­
men bei folgendem Titel geleistet werden: 282 09. 

Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Investitionen) 

684 01 
-235 

Integrationspolitische Maßnahmen 9 422  
  

10 000  
  

-  
  

Verpflichtungsermächtigung......................................................... 4 520 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu................................................. 1 520 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu................................................. 1 500 T€ 
im Haushaltsjahr 2029 bis zu................................................. 1 500 T€ 

Haushaltsvermerk:
Aus den Ausgaben dürfen auch sächliche Verwaltungsausgaben geleis­
tet werden. 

684 02 
-235 

Dialoge für den gesellschaftlichen Zusammenhalt und zur Extremismus­
prävention 

2 200  
  

2 500  
  

-  
  

Verpflichtungsermächtigung......................................................... 1 020 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu.................................................... 340 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu.................................................... 340 T€ 
im Haushaltsjahr 2029 bis zu.................................................... 340 T€ 

Haushaltsvermerk:
Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Mehreinnahmen bei folgendem 
Titel geleistet werden: 119 99. 

684 03 
-235 

Maßnahmen zur Bekämpfung von Rassismus 8 000  
  

8 400  
  

-  
  

Verpflichtungsermächtigung......................................................... 4 800 T€ 
davon fällig: 
im Haushaltsjahr 2027 bis zu................................................. 1 600 T€ 
im Haushaltsjahr 2028 bis zu................................................. 1 600 T€ 
im Haushaltsjahr 2029 bis zu................................................. 1 600 T€ 

Haushaltsvermerk:
Mehrausgaben dürfen bis zur Höhe der Mehreinnahmen bei folgendem 
Titel geleistet werden: 119 99. 

Besondere Finanzierungsausgaben 

981 03 
-890 

Verrechnungsausgaben gemäß § 61 BHO außerhalb der Tit. 981 .1 und 
981 .7 

-  
  

-  
  

-  
  

Flexibilisierte Ausgaben 
Zusammenstellung der flexibilisierten Ausgaben nach § 6 HG    
Aus Hauptgruppe 4 und Titel 634 .3......................................................... 5 967  5 867  -  
Aus Hauptgruppe 5.................................................................................. 1 613  1 081  -  
Aus Hauptgruppe 8.................................................................................. 353  -  -  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu flexibilisierte Ausgaben

Zusammen............................................................................................... 7 933  6 948  -  

422 01 
-011 

 

F Bezüge und Nebenleistungen der planmäßigen Beamtinnen und Beam­
ten 

3 784  
  

3 651  
  

-  
  

Erläuterungen:

Vorjahr (mitveranschlagt bei) Soll 2025
1 000 €

Ist 2024
1 000 €

 
Kap. 1117 Tit. 422 02 ............................................ 33 - 

427 09 
-011 

 

F Entgelte für Arbeitskräfte mit befristeten Verträgen, sonstige Beschäfti­
gungsentgelte (auch für Auszubildende) sowie Aufwendungen für neben­
beruflich und nebenamtlich Tätige 

72  
  

72  
  

-  
  

428 01 
-011 

 

F Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 1 684  
  

1 684  
  

-  
  

453 01 
-011 

 

F Trennungsgeld, Fahrtkostenzuschüsse sowie Umzugskostenvergütungen 53  
  

53  
  

-  
  

511 01 
-011 

 

F Geschäftsbedarf und Kommunikation sowie Geräte, Ausstattungs- und 
Ausrüstungsgegenstände, sonstige Gebrauchsgegenstände, Software, 
Wartung 

75  
  

75  
  

-  
  

514 01 
-011 

 

F Verbrauchsmittel, Haltung von Fahrzeugen und dgl. 13  
  

 
  

 
  

518 01 
-011 

 

F Mieten und Pachten 13  
  

 
  

 
  

519 01 
-011 

 

F Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 9  
  

 
  

 
  

525 01 
-011 

 

F Aus- und Fortbildung 89  
  

 
  

 
  

526 02 
-165 

 

F Sachverständige, Ausgaben für Mitglieder von Fachbeiräten und ähnli­
chen Ausschüssen 

200  
  

150  
  

-  
  

Erläuterungen:
Kosten für Studien und Gutachten zu speziellen Fragen der Zuwanderung und 
Integration in Deutschland.

527 01 
-011 

 

F Dienstreisen 88  
  

88  
  

-  
  

532 01 
-011 

 

F Aufträge und Dienstleistungen im Bereich Informationstechnik 126  
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Titel
Funktion Z w e c k b e s t i m m u n g

Soll
2026

1 000 €

Soll 2025
Reste 2025

1 000 €

Ist
2024

1 000 €
Noch zu flexibilisierte Ausgaben

539 99 
-011 

 

F Vermischte Verwaltungsausgaben 500  
  

500  
  

-  
  

545 01 
-011 

 

F Konferenzen, Tagungen, Messen und Ausstellungen 500  
  

250  
  

-  
  

634 03 
-011 

 

F Zuweisungen an den Versorgungsfonds 374  
  

374  
  

-  
  

812 01 
-011 

 

F Erwerb von Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenständen für 
Verwaltungszwecke (ohne IT) 

-  
  

-  
  

-  
  

812 02 
-011 

 

F Erwerb von Anlagen, Geräten, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen­
ständen sowie Software im Bereich Informationstechnik 

353  
  

 
  

 
  

Titelgruppe 01 

Tgr. 01 Ausgaben für Expertenrat "Integration und Vielfalt" (-) 
 

(18) 
 

 

Haushaltsvermerk:
Die Mitglieder erhalten eine pauschale Aufwandsentschädigung in ange­
messener Höhe, die die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration zugleich Beauftragte der Bundesregierung für 
Antirassismus festlegt, sowie Ersatz der Reisekosten nach dem Bundes­
reisekostengesetz. 

511 11 
-011 

 

F Geschäftsbedarf und Kommunikation sowie Geräte, Ausstattungs- und 
Ausrüstungsgegenstände, sonstige Gebrauchsgegenstände, Software, 
Wartung 

-  
  

-  
  

-  
  

526 12 
-011 

 

F Sachverständige, Ausgaben für Mitglieder von Fachbeiräten und ähnli­
chen Ausschüssen 

-  
  

15  
  

-  
  

527 11 
-011 

 

F Dienstreisen -  
  

-  
  

-  
  

545 11 
-011 

 

F Konferenzen, Tagungen, Messen und Ausstellungen -  
  

3  
  

-  
  

Gegenüber dem Vorjahr entfallene Titel 

422 02 
-011 

 

F Bezüge und Nebenleistungen der beamteten Hilfskräfte  
  

33  
  

-  
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Haushaltsvermerk:

In den Personaltiteln dieses Einzelplans sind folgende Aufwandsentschädigungen und Besondere Personalausgaben 
veranschlagt:

1. Aufwandsentschädigungen 

1.1 Dienstaufwandsentschädigung für die Bundesministerin oder den Bundesminister in Höhe von jährlich 3 681,30 € 
(monatlich 306,78 €) bei folgendem Titel:
Kap. 1112 Tit. 421 01. 

1.2 Dienstaufwandsentschädigung für die Parlamentarischen Staatssekretäre und/oder die Parlamentarischen Staats­
sekretärinnen in Höhe von jährlich je 2 760,98 € (monatlich je 230,08 €) bei folgendem Titel:
Kap. 1112 Tit. 421 01. 

1.3 Aufwandsentschädigung für vom Dienst freigestellte Personalratsmitglieder bei folgenden Titeln:
Kap. 1112 Tit. 422 01, 428 01,
Kap. 1113 Tit. 428 01,
Kap. 1114 Tit. 422 01,
Kap. 1115 Tit. 428 01,
Kap. 1116 Tit. 422 01 und 422 11. 

1.4 Aufwandsentschädigung für die Bundeswahlbeauftragte oder den Bundeswahlbeauftragten und für die Stellvertre­
terin oder den Stellvertreter in Höhe von jährlich 17 T€ bzw. 15 T€ (monatlich 1 416,66 € bzw. 1 250,00 €) bei 
folgendem Titel:
Kap. 1112 Tit. 412 01. 

1.5 Aufwandsentschädigungen für die Vorsitzende oder den Vorsitzenden und die Mitglieder der Mindestlohnkommis­
sion bei folgendem Titel:
Kap. 1113 Tit. 412 41. 

2. Besondere Personalausgaben 

2.1 Betreuung aller Beschäftigten, die am Heiligen Abend nach 18 Uhr Dienst verrichten, (zentral für den gesamten 
Geschäftsbereich) bei folgendem Titel:
Kap. 1112 Tit. 428 01. 

2.2 Verfügungsfonds für vom Dienst freigestellte Gleichstellungsbeauftragte gem. § 29 Abs. 4 BGleiG in Höhe von bis 
zu jährlich je 312 € (monatlich 26 €) bei folgenden Titeln:
Kap. 1112 Tit. 422 01,
Kap. 1113 Tit. 428 01,
Kap. 1114 Tit. 422 01,
Kap. 1115 Tit. 422 01 und
Kap. 1116 Tit. 422 01. 

2.3 Außer- und übertarifliche Leistungen an Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die mit Einwilligung des BMF 
gewährt werden, bei folgenden Titeln:
Kap. 1112 Tit. 427 09, 427 19, 428 01,
Kap. 1113 Tit. 428 01 und
Kap. 1115 Tit. 428 01. 
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Kapitel, Titel (Titelgr.)
sowie

Zweckbestimmung

Ausgaben-
soll

2026

a) Bis einschl.
31.12.2024
eingegan-
gene Ver-
pflichtungen
fällig ab 2026

davon fällig

2026 2027 2028 2029 Folge-
jahre

in
künftigen

Haushalts-
jahrenb) VE 2025

c) VE 2026
1 000 € 1 000 € 1 000 € 1 000 € 1 000 € 1 000 € 1 000 € 1 000 €

1 2 3 4 5 6 7 8 9
 

Kapitel 1101 
684 01 - Berufliche Integration 
und Beratung von Zuwanderern 

60 200 a) - - - - - - -
b) 202 600 60 200 60 200 60 200 5 500 16 500 -
c) 29 000 9 500 9 500 2 500 7 500 -

684 04 - Berufsbezogene 
Deutschsprachförderung durch 
das BAMF 

450 000 a) 1 000 1 000 - - - - -
b) 13 000 5 000 5 000 3 000 - - -
c) 9 000 3 000 3 000 3 000 - -

684 05 - Servicestelle Jugend­
berufsagenturen 

1 850 a) - - - - - - -
b) - - - - - - -
c) 4 934 1 734 1 600 1 600 - -

Tgr. 01 
685 11 - Leistungen zur Einglie­
derung in Arbeit 

4 700 000 a) 206 410 115 143 46 555 18 083 8 559 18 070 -
b) 5 515 000 2 000 000 1 600 000 900 000 600 000 415 000 -
c) 6 515 000 2 500 000 1 700 000 1 000 000 1 315 000 -

Summe des Kapitels 1101 a) 207 410 116 143 46 555 18 083 8 559 18 070 -
b) 5 730 600 2 065 200 1 665 200 963 200 605 500 431 500 -
c) 6 557 934 2 514 234 1 714 100 1 007 100 1 322 500 -

Kapitel 1103 
544 01 - Forschung, Untersu­
chungen und Ähnliches 

1 214 a) 820 438 382 - - - -
b) - - - - - - -
c) - - - - - -

Summe des Kapitels 1103 a) 820 438 382 - - - -
b) - - - - - - -
c) - - - - - -

Kapitel 1105 
684 02 - Inklusiver Digitalpakt 
für berufliche Bildung 

1 000 a) - - - - - - -
b) 5 000 5 000 - - - - -
c) 4 000 4 000 - - - -

684 04 - Nationaler Aktionsplan 
zur Umsetzung der UN-Behin­
dertenrechtskonvention 

4 861 a) 3 735 2 371 1 364 - - - -
b) 2 650 900 750 750 250 - -
c) 4 800 1 500 1 200 1 200 900 -

684 06 - Zuschüsse im Rah­
men der beruflichen und medi­
zinischen Rehabilitation 

110 a) - - - - - - -
b) 180 80 60 40 - - -
c) 25 10 10 5 - -

684 08 - Bundesinitiative Barrie­
refreiheit 

500 a) - - - - - - -
b) 700 400 300 - - - -
c) 100 100 - - - -

Tgr. 01 
544 11 - Forschung, Untersu­
chungen und Ähnliches 

1 685 a) 3 1 1 1 - - -
b) 3 935 1 055 1 055 1 060 765 - -
c) 2 665 645 620 900 500 -

636 11 - Förderung von Modell­
vorhaben in den Rechtskreisen 
SGB II und SGB VI zur Stär­
kung der Rehabilitation 

2 129 a) 74 061 54 312 17 284 1 961 504 - -
b) 15 000 5 000 5 000 5 000 - - -
c) 11 000 5 000 5 000 1 000 - -
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Kapitel, Titel (Titelgr.)
sowie

Zweckbestimmung

Ausgaben-
soll

2026

a) Bis einschl.
31.12.2024
eingegan-
gene Ver-
pflichtungen
fällig ab 2026

davon fällig

2026 2027 2028 2029 Folge-
jahre

in
künftigen

Haushalts-
jahrenb) VE 2025

c) VE 2026
1 000 € 1 000 € 1 000 € 1 000 € 1 000 € 1 000 € 1 000 € 1 000 €

1 2 3 4 5 6 7 8 9
 

684 17 - Ergänzende unabhän­
gige Teilhabeberatung 

65 000 a) 226 904 58 503 58 434 54 878 55 089 - -
b) 17 600 4 400 4 400 4 400 4 400 - -
c) 15 000 3 600 3 600 3 800 4 000 -

Summe des Kapitels 1105 a) 304 703 115 187 77 083 56 840 55 593 - -
b) 45 065 16 835 11 565 11 250 5 415 - -
c) 37 590 14 855 10 430 6 905 5 400 -

Kapitel 1106 

Tgr. 01 
544 11 - Forschung, Untersu­
chungen und Ähnliches 

248 a) - - - - - - -
b) 425 125 125 125 50 - -
c) 300 180 120 - - -

547 11 - Nicht aufteilbare sächli­
che Verwaltungsausgaben 

2 410 a) - - - - - - -
b) 200 100 100 - - - -
c) 28 200 8 500 7 100 1 800 10 800 -

686 13 - Kofinanzierung der 
ESF-Bundesprogramme 

146 780 a) 102 271 82 498 18 276 1 497 - - -
b) 120 000 40 000 40 000 40 000 - - -
c) 210 000 80 000 80 000 50 000 - -

Tgr. 02 
686 22 - Kofinanzierung der 
Zuschüsse des Europäischen 
Fonds für die Anpassung an die 
Globalisierung (Globalisierungs­
fonds, EGF) 

100 a) - - - - - - -
b) 750 500 250 - - - -
c) 750 500 250 - - -

Tgr. 03 
684 31 - Förderung der Ar­
beitnehmerfreizügigkeit der in 
Deutschland tätigen Arbeitskräf­
te aus der Europäischen Union 

4 200 a) - - - - - - -
b) 4 200 4 200 - - - - -
c) 4 200 4 200 - - - -

684 32 - Maßnahmen zur Be­
kämpfung von Zwangsarbeit, 
Arbeitsausbeutung und Men­
schenhandel 

821 a) - - - - - - -
b) 2 184 728 728 728 - - -
c) - - - - - -

Summe des Kapitels 1106 a) 102 271 82 498 18 276 1 497 - - -
b) 127 759 45 653 41 203 40 853 50 - -
c) 243 450 93 380 87 470 51 800 10 800 -

Kapitel 1107 
545 01 - Konferenzen, Tagun­
gen, Messen und Ausstellungen 

3 360 a) - - - - - - -
b) 2 800 1 800 1 000 - - - -
c) 4 400 1 600 1 600 1 200 - -

684 01 - Initiative "Neue Quali­
tät der Arbeit" 

1 900 a) - - - - - - -
b) 8 100 3 400 3 200 1 500 - - -
c) - - - - - -

684 02 - Förderung innovati­
ver Maßnahmen zur Gestaltung 
der Arbeitswelt im Wandel, zur 
Arbeitskräftesicherung und Wei­
terbildung 

3 350 a) 4 510 3 540 970 - - - -
b) 15 000 5 000 5 000 5 000 - - -
c) 4 000 1 000 1 000 1 000 1 000 -
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Kapitel, Titel (Titelgr.)
sowie

Zweckbestimmung

Ausgaben-
soll

2026

a) Bis einschl.
31.12.2024
eingegan-
gene Ver-
pflichtungen
fällig ab 2026

davon fällig

2026 2027 2028 2029 Folge-
jahre

in
künftigen

Haushalts-
jahrenb) VE 2025

c) VE 2026
1 000 € 1 000 € 1 000 € 1 000 € 1 000 € 1 000 € 1 000 € 1 000 €

1 2 3 4 5 6 7 8 9
 

684 03 - Gestaltung des Wan­
dels in Arbeitswelt und Sozial­
staat 

460 a) - - - - - - -
b) 300 200 100 - - - -
c) 300 200 100 - - -

684 05 - Maßnahmen zur För­
derung der Produktsicherheit 
und von Sicherheit und Ge­
sundheit bei der Arbeit 

461 a) - - - - - - -
b) 461 461 - - - - -
c) 461 461 - - - -

684 06 - Zuschüsse zu den 
Kosten der Kommission Ar­
beitsschutz und Normung in der 
EU 

1 552 a) - - - - - - -
b) 4 656 1 552 1 552 1 552 - - -
c) - - - - - -

684 07 - Gemeinsame Deut­
sche Arbeitsschutzstrategie - 
GDA 

308 a) - - - - - - -
b) 315 140 100 75 - - -
c) 315 140 100 75 - -

684 08 - Förderung von Maß­
nahmen zur Stärkung der ge­
sellschaftlichen Verantwortung 
von Unternehmen (CSR-Maß­
nahmen) 

2 099 a) 22 22 - - - - -
b) 4 200 2 300 1 000 900 - - -
c) 2 000 1 000 800 200 - -

684 11 - Denkfabrik Digitale Ar­
beitsgesellschaft 

3 000 a) 10 733 9 423 1 310 - - - -
b) 300 100 100 100 - - -
c) 700 500 100 100 - -

Summe des Kapitels 1107 a) 15 265 12 985 2 280 - - - -
b) 36 132 14 953 12 052 9 127 - - -
c) 12 176 4 901 3 700 2 575 1 000 -

Kapitel 1110 
684 01 - Pflegekommission 
nach dem Arbeitnehmer-Ent­
sendegesetz, flankierende For­
schung, Forschung nach dem 
Mindestlohngesetz, statistische 
Auswertungen im Arbeitsrecht 

150 a) - - - - - - -
b) 75 75 - - - - -
c) 75 75 - - - -

684 02 - Zuwendungen für zen­
trale Einrichtungen, überregio­
nale Maßnahmen und Modell­
vorhaben für besondere gesell­
schaftliche Gruppen 

560 a) - - - - - - -
b) 1 136 510 313 313 - - -
c) 197 197 - - - -

Summe des Kapitels 1110 a) - - - - - - -
b) 1 211 585 313 313 - - -
c) 272 272 - - - -

Kapitel 1111 
542 01 - Öffentlichkeitsarbeit 11 040 a) 9 3 3 3 - - -

b) - - - - - - -
c) - - - - - -

526 02 - Sachverständige, Aus­
gaben für Mitglieder von Fach­
beiräten und ähnlichen Aus­
schüssen 

1 559 a) 112 88 24 - - - -
b) - - - - - - -
c) - - - - - -

543 01 - Veröffentlichungen und 
Fachinformationen 

1 892 a) 75 42 25 8 - - -
b) - - - - - - -
c) - - - - - -

Summe des Kapitels 1111 a) 196 133 52 11 - - -
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Kapitel, Titel (Titelgr.)
sowie

Zweckbestimmung

Ausgaben-
soll

2026

a) Bis einschl.
31.12.2024
eingegan-
gene Ver-
pflichtungen
fällig ab 2026

davon fällig

2026 2027 2028 2029 Folge-
jahre

in
künftigen

Haushalts-
jahrenb) VE 2025

c) VE 2026
1 000 € 1 000 € 1 000 € 1 000 € 1 000 € 1 000 € 1 000 € 1 000 €

1 2 3 4 5 6 7 8 9
 

b) - - - - - - -
c) - - - - - -

Kapitel 1112 
518 02 - Mieten und Pachten 
im Zusammenhang mit dem 
Einheitlichen Liegenschaftsma­
nagement 

22 302 a) 77 289 423 423 423 5 068 70 952 -
b) - - - - - - -
c) - - - - - -

544 01 - Forschung, Untersu­
chungen und Ähnliches 

12 906 a) 6 618 3 984 1 785 849 - - -
b) 11 000 4 500 2 000 2 000 2 500 - -
c) 13 000 5 400 3 600 1 600 2 400 -

Summe des Kapitels 1112 a) 83 907 4 407 2 208 1 272 5 068 70 952 -
b) 11 000 4 500 2 000 2 000 2 500 - -
c) 13 000 5 400 3 600 1 600 2 400 -

Kapitel 1113 
511 01 - Geschäftsbedarf 
und Kommunikation sowie Ge­
räte, Ausstattungs- und Aus­
rüstungsgegenstände, sonstige 
Gebrauchsgegenstände, Soft­
ware, Wartung 

682 a) 796 289 273 234 - - -
b) - - - - - - -
c) - - - - - -

517 01 - Bewirtschaftung der 
Grundstücke, Gebäude und 
Räume 

6 055 a) 417 211 206 - - - -
b) - - - - - - -
c) - - - - - -

519 01 - Unterhaltung der 
Grundstücke und baulichen An­
lagen 

173 a) 2 2 - - - - -
b) - - - - - - -
c) - - - - - -

525 01 - Aus- und Fortbildung 952 a) 40 40 - - - - -
b) - - - - - - -
c) - - - - - -

532 01 - Aufträge und Dienst­
leistungen im Bereich Infor­
mationstechnik 

2 230 a) 292 156 136 - - - -
b) - - - - - - -
c) - - - - - -

539 99 - Vermischte Verwal­
tungsausgaben 

219 a) 62 59 3 - - - -
b) - - - - - - -
c) - - - - - -

544 01 - Forschung, Untersu­
chungen und Ähnliches 

5 932 a) 9 527 4 177 2 790 2 560 - - -
b) 5 600 1 700 1 500 1 400 500 500 -
c) 5 450 1 650 1 450 1 350 1 000 -

812 01 - Erwerb von Geräten, 
Ausstattungs- und Ausrüstungs­
gegenständen für Verwaltungs­
zwecke (ohne IT) 

400 a) - - - - - - -
b) 400 200 100 100 - - -
c) 400 200 100 100 - -

812 02 - Erwerb von Anla­
gen, Geräten, Ausstattungs- 
und Ausrüstungsgegenständen 
sowie Software im Bereich 
Informationstechnik 

946 a) 21 21 - - - - -
b) 800 400 200 200 - - -
c) 550 300 125 125 - -

Tgr. 01 
511 11 - Geschäftsbedarf 
und Kommunikation sowie Ge­
räte, Ausstattungs- und Aus­

503 a) 8 8 - - - - -
b) - - - - - - -
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Kapitel, Titel (Titelgr.)
sowie

Zweckbestimmung

Ausgaben-
soll

2026

a) Bis einschl.
31.12.2024
eingegan-
gene Ver-
pflichtungen
fällig ab 2026

davon fällig

2026 2027 2028 2029 Folge-
jahre

in
künftigen

Haushalts-
jahrenb) VE 2025

c) VE 2026
1 000 € 1 000 € 1 000 € 1 000 € 1 000 € 1 000 € 1 000 € 1 000 €

1 2 3 4 5 6 7 8 9
 
rüstungsgegenstände, sonstige 
Gebrauchsgegenstände, Soft­
ware, Wartung 

c) - - - - - -

812 11 - Erwerb von Geräten, 
Ausstattungs- und Ausrüstungs­
gegenständen für Verwaltungs­
zwecke (ohne IT) 

839 a) - - - - - - -
b) 500 300 100 100 - - -
c) 500 300 100 100 - -

Tgr. 02 
532 22 - Behördenspezifische 
fachbezogene Verwaltungsaus­
gaben (ohne IT) 

3 043 a) 1 323 1 309 12 2 - - -
b) 400 400 - - - - -
c) 350 350 - - - -

543 21 - Veröffentlichungen und 
Fachinformationen 

416 a) 102 52 50 - - - -
b) 100 100 - - - - -
c) 75 75 - - - -

812 23 - Erwerb von Expo­
naten, Geräten, Ausstattungs- 
und Ausrüstungsgegenständen 
sowie Maschinen 

1 200 a) - - - - - - -
b) 450 450 - - - - -
c) 450 450 - - - -

Tgr. 04 
544 41 - Forschung, Untersu­
chungen und Ähnliches 

480 a) 146 88 58 - - - -
b) 380 150 130 100 - - -
c) 360 150 120 90 - -

Summe des Kapitels 1113 a) 12 736 6 412 3 528 2 796 - - -
b) 8 630 3 700 2 030 1 900 500 500 -
c) 8 135 3 475 1 895 1 765 1 000 -

Kapitel 1116 
518 02 - Mieten und Pachten 
im Zusammenhang mit dem 
Einheitlichen Liegenschaftsma­
nagement 

5 307 a) 51 904 7 302 7 302 7 302 7 302 22 696 -
b) - - - - - - -
c) - - - - - -

Summe des Kapitels 1116 a) 51 904 7 302 7 302 7 302 7 302 22 696 -
b) - - - - - - -
c) - - - - - -

Kapitel 1117 
684 01 - Integrationspolitische 
Maßnahmen 

9 422 a) - - - - - - -
b) 15 240 7 360 4 680 3 200 - - -
c) 4 520 1 520 1 500 1 500 - -

684 02 - Dialoge für den gesell­
schaftlichen Zusammenhalt und 
zur Extremismusprävention 

2 200 a) - - - - - - -
b) 4 250 1 890 1 420 940 - - -
c) 1 020 340 340 340 - -

684 03 - Maßnahmen zur Be­
kämpfung von Rassismus 

8 000 a) - - - - - - -
b) 14 215 6 215 4 800 3 200 - - -
c) 4 800 1 600 1 600 1 600 - -

Summe des Kapitels 1117 a) - - - - - - -
b) 33 705 15 465 10 900 7 340 - - -
c) 10 340 3 460 3 440 3 440 - -

Summe des Einzelplans 11 a) 779 212 345 505 157 666 87 801 76 522 111 718 -
b) 5 994 102 2 166 891 1 745 263 1 035 983 613 965 432 000 -
c) 6 882 897 2 639 977 1 824 635 1 075 185 1 343 100 -
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Vorbemerkungen zum Personalhaushalt
1. Ersatz(plan)stellen werden zahlenmäßig in einer eigenen Spalte der Übersichten der ku- und kw-Vermerke in der Gesamt­

übersicht und in den einzelnen Kapiteln nachgewiesen.

Die sonstigen Ersatz(plan)stellen sind in der Übersicht mit der Kurzformulierung "Ersatzplanstelle" bzw."Ersatzstelle" ausge­
wiesen, die Kurzformulierung entspricht dabei dem folgenden Wortlaut eines kw-Vermerks:

- bei Titeln der Gruppe 422: kw - nach Rückkehr der abgeordneten Beschäftigten - mit Übernahme der Ersatzkräfte in eine 
freie oder die nächste frei werdende Planstelle ihrer Besoldungsgruppe oder mit Versetzung der Beschäftigten oder ihrem 
Ausscheiden aus dem Dienst

- bei Titeln der Gruppe 428: kw - nach Rückkehr der abgeordneten Beschäftigten - mit Übernahme der Ersatzkräfte in eine 
freie oder die nächste frei werdende Stelle ihrer Entgeltgruppe oder Planstelle der entsprechenden Besoldungsgruppe oder 
mit Versetzung der Beschäftigten oder ihrem Ausscheiden aus dem Dienst

2. AT B ist die Kurzbezeichnung für Arbeitsverhältnisse mit Verträgen nach Anlage 1a oder 1b des BMI-Rundschreibens vom 
18. Januar 2019 - D5-31000/21#2 - in der jeweils geltenden Fassung.

3. Anzahl der im Haushaltsjahr 2024 eingesetzten Arbeitskräfte mit befristeten Verträgen (umgerechnet auf vollbeschäftigte 
Arbeitskräfte im Haushaltsjahr) und Auszubildende (Jahresdurchschnitt):

Kapitel Titel Arbeitskräfte
mit befristeten Verträgen Auszubildende

 

1106 427 19 - -
1107 427 09 - -
1112 427 09 127,5 26,5
1112 427 19 1,0 -
1113 427 09 34,5 23,2
1113 427 19 31,3 -
1113 427 39 15,6 -
1114 427 09 - -
1115 427 09 2,6 8,8
1116 427 09 4,6 6,3
1116 427 19 - 1,6
1116 427 39 2,0 -
1117 427 09 -

Zusammen 219,1 66,4

4. Arbeitsplatzbeschreibungen für alle Stellen der Gruppe 428 des Einzelplans (einschließlich der Stellen der institutionell geför­
derten Zuwendungsempfänger/Einrichtungen gemäß § 26 Abs. 3 BHO) liegen vor, bzw. sind bei Kap. 1112 in Einzelfällen 
noch in Bearbeitung.
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Gesamtübersicht
Planstellen, Stellen, Leerstellen

Kap. Behörde

Beamtinnen und
Beamte

Tit. 422 .1

Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer

Tit. 428 .1
Zusammen

(Spalten 3 bis 6)

2026 2025 2026 2025 2026 2025
1 2 3 4 5 6 7 8

 

Planstellen und Stellen
1112 Bundesministerium............................................. 1 028,0 1 028,0 280,5 279,5 1 308,5 1 307,5
1113 Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsme­

dizin.................................................................... 241,5 242,5 367,7 371,1 609,2 613,6
1114 Bundesarbeitsgericht.......................................... 84,0 86,0 67,5 67,5 151,5 153,5
1115 Bundessozialgericht............................................ 117,2 117,2 65,7 65,7 182,9 182,9
1116 Bundesamt für Soziale Sicherung...................... 557,0 575,0 205,5 189,6 762,5 764,6
1117 Die Beauftragte der Bundesregierung für Migra­

tion, Flüchtlinge und Integration. Die Beauftrag­
te der Bundesregierung für Antirassismus.......... 63,0 63,4 1,0 1,0 64,0 64,4

Zusammen.......................................................... 2 090,7 2 112,1 987,9 974,4 3 078,6 3 086,5

Leerstellen
1112 Bundesministerium............................................. 49,0 51,0 22,0 24,0 71,0 75,0
1114 Bundesarbeitsgericht.......................................... - - 3,5 3,5 3,5 3,5
1115 Bundessozialgericht............................................ 5,0 2,0 1,0 1,0 6,0 3,0
1116 Bundesamt für Soziale Sicherung...................... 27,7 20,2 3,0 4,0 30,7 24,2
1117 Die Beauftragte der Bundesregierung für Migra­

tion, Flüchtlinge und Integration. Die Beauftrag­
te der Bundesregierung für Antirassismus.......... 2,0 2,0 - 2,0 2,0 4,0

Zusammen.......................................................... 83,7 75,2 29,5 34,5 113,2 109,7

ku- und kw-Vermerke

Kap. Dienststelle Zusammen
davon fällig Ersatz(plan)

stellen Sonstige
2026 2027 2028 2029 2030 ff.

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10
 

ku-Vermerke
1112 Bundesministerium............................................. 2,0 - - - - - - 2,0
1114 Bundesarbeitsgericht.......................................... 2,0 - - - - - - 2,0
1116 Bundesamt für Soziale Sicherung...................... 6,0 - - - - - - 6,0

Zusammen.......................................................... 10,0 - - - - - - 10,0

kw-Vermerke
1112 Bundesministerium............................................. 75,0 - - 7,0 13,0 - 8,0 47,0
1113 Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsme­

dizin.................................................................... 1,0 - - - - - - 1,0
1114 Bundesarbeitsgericht.......................................... 1,0 - - - - - - 1,0
1116 Bundesamt für Soziale Sicherung...................... 326,3 0,5 - - - 1,0 - 324,8
1117 Die Beauftragte der Bundesregierung für Migra­

tion, Flüchtlinge und Integration. Die Beauftrag­
te der Bundesregierung für Antirassismus.......... 1,0 - - - - - - 1,0

Zusammen.......................................................... 404,3 0,5 - 7,0 13,0 1,0 8,0 374,8

Institutionell geförderte Zuwendungsempfänger / Einrichtungen gemäß § 26 Abs. 3 BHO

Kap. Kapitelbezeichnung

Stellen mit Dauerarbeitskräften besetzbar
Tit. 422 .1, 428 .1

sowie entsprechende Kontierung im Wirtschaftsplan
2026 2025

1 2 3 4
 

1105 Förderung der Inklusion von Menschen mit Behinderun­
gen.................................................................................... 7,0 7,0

1113 Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin........ 3,0 3,0

Zusammen........................................................................ 10,0 10,0
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Planstellen-/Stellenübersicht

Besoldungs-/
Entgelt-
gruppen

2026 2025

Ist-
Besetzung

am
1. Oktober

2025

Erläuterung der Veränderung gegenüber dem Vorjahr
Neue Stellen, Stellenwegfall Wirksam-

werden von
ku- und kw-
Vermerken

Hebungen,
Herab-

stufungen

Umwand-
lungen,

Umsetzungenohne ku/
kw-Vermerke

und Umsetzun-
gen mit ku/

kw-Vermerken
+ - + - + - + - + -

1 2 3 4 5 6 7 8 9
 

Titel 422 01
Beamtinnen und Beamte
B 11.................... 3,0 3,0 3,0 - - - - - - - - - -
B 9...................... 8,0 8,0 8,0 - - - - - - - - - -
B 6...................... 24,0 23,0 22,3 2,0 1,0 - - - - - - - -
B 3...................... 77,5 77,5 66,2 - - - - - - - - - -
A 16.................... 63,5 56,5 47,0 7,0 - - - - - - - - -
A 15.................... 249,0 253,0 197,1 - 8,0 2,0 - - - - - 2,0 -
A 14.................... 106,0 105,5 93,1 - 0,5 - - - - - - 1,0 -
A 13 h................. 71,0 71,0 81,8 - - 1,0 - - 1,0 - - - -

 

A 13 g+Z............. 29,0 29,0 22,0 - - - - - - - - - -
A 13 g................. 146,5 145,0 131,4 1,0 1,5 - - - - - - 2,0 -
A 12.................... 55,0 52,0 35,5 3,0 - - 1,0 - - - - 1,0 -
A 11.................... 35,0 41,0 24,7 - 4,0 - - - - - - - 2,0
A 10.................... 33,0 34,0 16,9 - - - - - - - - - 1,0
A 9 g................... 5,5 5,5 4,8 - - - - - - - - - -

 

A 9 m+Z.............. 13,0 13,0 12,3 - - - - - - - - - -
A 9 m.................. 36,0 35,0 30,0 1,0 - - - - - - - - -
A 8...................... 30,0 29,0 25,2 1,0 - - - - - - - - -
A 7...................... 26,0 29,0 1,0 - 2,0 - - - - - - - 1,0
A 6 m.................. 9,0 9,0 3,0 - - - - - - - - - -

 

A 6 e................... 6,0 6,0 6,0 - - - - - - - - - -
A 5...................... - 1,0 - - 1,0 - - - - - - - -
Zusammen.......... 1 026,0 1 026,0 831,3 15,0 18,0 3,0 1,0 - 1,0 - - 6,0 4,0

Titel 428 01 - Erläuterungen
Außertarifliche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
AT (B 6).............. 2,0 2,0 2,0 - - - - - - - - - -
AT (B 3).............. 1,0 1,0 3,9 - - - - - - - - - -
AT B.................... 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
Zusammen.......... 4,0 4,0 6,9 - - - - - - - - - -
Tarifliche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
E 15.................... 18,5 19,5 33,5 - 1,0 - - - - - - - -
E 14.................... 9,0 9,0 19,6 - - - - - - - - - -
E 13.................... 8,5 8,5 14,6 - - - - - - - - - -
E 12.................... 19,0 19,0 41,4 - - - - - - - - - -
E 11.................... 6,5 4,5 15,5 - - - - - - - - 2,0 -
E 10.................... 2,0 1,0 5,8 - - - - - - - - 1,0 -
E 9c.................... - - 1,8 - - - - - - - - - -
E 9b.................... 2,0 2,0 3,0 - - - - - - - - - -
E 9a.................... 67,0 68,0 59,1 - 1,0 - - - - - - - -
E 8...................... 27,0 26,0 29,9 1,0 - - - - - - - - -
E 7...................... 43,5 41,5 59,8 1,0 - - - - - - - 1,0 -
E 6...................... 41,5 44,5 41,8 - 2,0 - - - 1,0 - - - -
E 5...................... 4,0 4,0 5,8 - - - - - - - - - -
E 4...................... 19,0 19,0 17,0 - - - - - - - - - -
E 3...................... 7,0 7,0 10,4 - - - - - - - - - -
Zusammen.......... 274,5 273,5 359,0 2,0 4,0 - - - 1,0 - - 4,0 -
Insgesamt........... 278,5 277,5 365,9 2,0 4,0 - - - 1,0 - - 4,0 -

 
Erläuterungen:

Zu Titel 422 01

Zu Spalte 2: 
Davon mit Dienstwohnung 1,0 Beamter (2025: 1,0). 

Zu Spalte 4: 
Daneben werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf freien Planstellen folgender Bes.-Gr. geführt: 
4,9 B3; 22,3 A15; 11,2 A14; 3,1 A13h; 0,1 A13g+Z; 5,2 A13g; 20,4 A12; 11,6 A11; 7,4 A10; 1,0 A9g; 0,2 A9m+Z; 3,0 A9m; 2,3 A8; 21,4 A7; 5,2 
A6m; 2,0 A6e; 1,0 A5 (Zusammen: 122,3). 

Daneben werden 25,0 beamtete Hilfskräfte (Tit. 422 02) beschäftigt. 
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Zu Titel 428 01

Zu Spalte 4: 
Davon werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer folgender Entgeltgruppen auf freien Planstellen geführt: 
3,9 AT(B3); 1,0 ATB; 19,0 E15; 10,6 E14; 6,2 E13; 24,5 E12; 13,6 E11; 5,8 E10; 0,6 E9c; 2,0 E9b; 3,0 E9a; 2,2 E8; 20,0 E7; 5,9 E6; 2,0 E5; 2,0 
E4 (Zusammen: 122,3). 

Leerstellenübersicht
Bes.-/
E.-Gr. 2026 2025 lfd. Nr. Erläuterung

1 2 3 4 5
 

Zu Titel 422 01
1. Beurlaubung wegen Tätigkeit außerhalb der Bundesverwaltung bei:

B 3..................... 1,0 1,0 1.1 CDU/CSU-Fraktion des Deutschen Bundestages
A 16................... 2,0 2,0
A 15................... 1,0 -
B 3..................... 1,0 - 1.2 SPD-Fraktion des Deutschen Bundestages
B 2..................... - -
A 16................... 1,0 -
A 15................... - 1,0
A 15................... 1,0 1,0 1.4 Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie und Energie
A 16................... 1,0 1,0 1.6 Bundesagentur für Arbeit
Zusammen......... 8,0 6,0

2. Langfristige Beurlaubungen
Zusammen......... 18,0 17,0 2.1 gemäß §§ 90, 92, 95 BBG, § 7 DBeglG, § 6 MuSchEltZV, § 24 GAD

3. Sonstige Beurlaubungen
B 6..................... 2,0 4,0 3.1 Bundeskanzleramt
B 3..................... 4,0 5,0
A 16................... 1,0 1,0
A 15................... 8,0 10,0
A 14................... 3,0 3,0
A 13 h................ 1,0 1,0
A 12................... 1,0 1,0
A 14................... 1,0 - 3.2 Bundespräsidialamt
A 13 h................ - 1,0
A 13 g................ 1,0 1,0
A 15................... 1,0 1,0 3.3 Hochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung
Zusammen......... 23,0 28,0
Insgesamt.......... 49,0 51,0

Zu Titel 428 01
1. Beurlaubung wegen Tätigkeit außerhalb der Bundesverwaltung bei:

E 15................... 1,0 - 1.1 SPD-Parteivorstand
AT (B 3).............. 2,0 2,0 1.2 SPD-Fraktion des Deutschen Bundestages
AT B................... - 1,0
E 15................... - 2,0
E 9a................... - 1,0
E 15................... 1,0 1,0 1.3 Bündnis 90/Die Grünen-Fraktion des Deutschen Bundestages
E 14................... 1,0 -
Zusammen......... 5,0 7,0

2. Langfristige Beurlaubungen
Zusammen......... 11,0 10,0 2.1 gemäß § 28 TVöD, § 9 UmzugsTV, § 15 BEEG, § 24 GAD

3. Sonstige Beurlaubungen
AT (B 3).............. 1,0 1,0 3.1 Bundespräsidialamt
E 8..................... 1,0 1,0 3.2 Bundeskanzleramt
E 7..................... - 1,0
E 6..................... 1,0 1,0
E 9a................... 1,0 2,0 3.3 Befristete Rente gemäß § 33 Abs. 2 TVöD
E 7..................... 1,0 -
E 5..................... 1,0 1,0
Zusammen......... 6,0 7,0
Insgesamt.......... 22,0 24,0
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Übersicht der ku- und kw- Vermerke

Bes.-/
E.-Gr.

2026
2025
Soll lfd. Nr. Inhalt des Vermerks Erläuterung der Veränderung

gegenüber dem VorjahrSoll Ersatz-
(plan)st.

1 2 3 4 5 6 7
 

Zu Titel 422 01

ku
1. ku mit Ausscheiden der Planstellenin­

haber /innen
1.2 in Bes.-Gr. A 12

A 13 g............... 2,0 - 2,0 1.2.1 - -

kw
2. kw
2.1 -

B 3.................... 2,0 - 2,0 2.1.2 bei Wegfall der Erstattung aus EU-Mit­
teln (ESF)

-

A 16.................. 1,0 - 1,0 -
A 15.................. 14,0 - 14,0 -
A 14.................. 5,0 - 5,0 -
A 13 h............... 1,0 - - Neue Planstelle
A 13 g............... 9,0 - 9,0 -
A 12.................. 4,0 - 5,0 Wegfall der Planstelle
A 9 m................ 2,0 - 2,0 -

3. kw
3.1 Ersatzplanstelle

A 15.................. 3,0 3,0 3,0 3.1.1 EU-Kommission, Brüssel -
A 14.................. 1,0 1,0 1,0 -
A 13 h............... - - 1,0 Wirksamwerden des Vermerks
A 13 g............... 1,0 1,0 1,0 3.1.2 EU-Kommission, Genf -
A 15.................. 2,0 2,0 1,0 3.1.3 Internationale Zusammenarbeit Neue Planstelle
A 15.................. 1,0 1,0 - 3.1.4 EU Delegation der Vereinten Nationen 

NY
Neue Planstelle

4. kw mit Ausscheiden der Planstellenin­
haber/innen

4.1 -
B 3.................... - - 1,0 4.1.1 - Wegfall des Vermerks

5. kw 31.12.2029
5.1 -

A 15.................. 1,0 - 1,0 5.1.1 Bürokratieabbau -
A 13 g............... 1,0 - 1,0 -
A 11.................. 1,0 - 1,0 5.1.2 E-Akte -
A 14.................. 1,0 - 1,0 5.1.3 Grundsicherung für Ältere -
A 13 h............... 1,0 - 1,0 -
A 12.................. 1,0 - 1,0 -
A 11.................. 1,0 - 1,0 5.1.4 IT-Mobile Arbeit -

7. kw mit Wegfall der Aufgabe
7.1 -

B 3.................... 1,0 - - 7.1.1 Beauftragte/r für die Sozialwahlen Aufnahme des Vermerks
Zusammen....... 54,0 8,0 53,0

Zu Titel 428 01

kw
1. kw 31.12.2026
1.1 -

E 4.................... - - 1,0 1.1.3 Fahrbereitschaft Wegfall des Vermerks
2. kw
2.1 -

E 9a.................. 2,0 - 2,0 2.1.2 bei Wegfall der Erstattung aus EU-Mit­
teln (ESF)

-

3. kw 30.09.2026
3.1 -

AT (B 6)............ - - 1,0 3.1.1 Beauftragte/r für die Belange schwerbe­
hinderter Menschen

Wegfall des Vermerks

E 6.................... - - 2,0 3.1.2 Hilfskraft für Schwerbehinderten Wegfall des Vermerks
4. kw mit Wegfall der Aufgabe
4.2 -

E 9b.................. 1,0 - 1,0 4.2.1 - -
E 4.................... 1,0 - - 4.2.2 Fahrbereitschaft Aufnahme des Vermerks

5. kw mit Ausscheiden der Stelleninha­
ber/innen

5.2 -
AT (B 6)............ 1,0 - 1,0 5.2.1 - -
E 6.................... - - 1,0 Wirksamwerden des Vermerks
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Übersicht der ku- und kw- Vermerke

Bes.-/
E.-Gr.

2026
2025
Soll lfd. Nr. Inhalt des Vermerks Erläuterung der Veränderung

gegenüber dem VorjahrSoll Ersatz-
(plan)st.

1 2 3 4 5 6 7
 

5.4 -
E 7.................... 1,0 - 1,0 5.4.1 ELM, Personalgestellung an die BImA -

6. kw mit Wegfall der Aufgabe
6.1 -

E 12.................. 1,0 - 1,0 6.1.2 Hauptpersonalrat -
E 6.................... 1,0 - 1,0 -

7. kw 31.12.2028
7.1 -

E 15.................. 2,0 - 2,0 7.1.1 KI-Strategie und Arbeitsschutz in der di­
gitalen Arbeitswelt

-

E 14.................. 2,0 - 2,0 -
E 13.................. 2,0 - 2,0 -
E 12.................. 1,0 - 1,0 -

8. kw 31.12.2029
8.1 -

AT (B 6)............ 1,0 - - 8.1.1 Beauftragte/r für die Belange schwerbe­
hinderter Menschen

Aufnahme des Vermerks

E 6.................... 2,0 - - 8.1.2 Hilfskraft für Schwerbehinderten Aufnahme des Vermerks
9. kw 31.12.2029
9.1 -

E 9b.................. 1,0 - 1,0 9.1.1 Medientechnik -
E 5.................... 2,0 - 2,0 9.1.2 Registratur -
Zusammen....... 21,0 - 22,0

Tgr. 55 - Ausgaben für den Schutz der informationstechnischen Systeme des Bundes 

Planstellen-/Stellenübersicht

Besoldungs-/
Entgelt-
gruppen

2026 2025

Ist-
Besetzung

am
1. Oktober

2025

Erläuterung der Veränderung gegenüber dem Vorjahr
Neue Stellen, Stellenwegfall Wirksam-

werden von
ku- und kw-
Vermerken

Hebungen,
Herab-

stufungen

Umwand-
lungen,

Umsetzungenohne ku/
kw-Vermerke

und Umsetzun-
gen mit ku/

kw-Vermerken
+ - + - + - + - + -

1 2 3 4 5 6 7 8 9
 

Titel 422 51
Beamtinnen und Beamte
A 15.................... 2,0 2,0 2,0 - - - - - - - - - -

Titel 428 51 - Erläuterungen
Tarifliche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
E 13.................... 2,0 2,0 - - - - - - - - - - -
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Planstellen-/Stellenübersicht

Besoldungs-/
Entgelt-
gruppen

2026 2025

Ist-
Besetzung

am
1. Oktober

2025

Erläuterung der Veränderung gegenüber dem Vorjahr
Neue Stellen, Stellenwegfall Wirksam-

werden von
ku- und kw-
Vermerken

Hebungen,
Herab-

stufungen

Umwand-
lungen,

Umsetzungenohne ku/
kw-Vermerke

und Umsetzun-
gen mit ku/

kw-Vermerken
+ - + - + - + - + -

1 2 3 4 5 6 7 8 9
 

Titel 422 01
Beamtinnen und Beamte
B 6...................... 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
B 3...................... 8,0 8,0 4,0 - - - - - - - - - -
B 2...................... 3,0 3,0 - - - - - - - - - - -
B 1...................... 9,0 9,0 3,8 - - - - - - - - - -
A 16.................... 3,0 3,0 4,0 - - - - - - - - - -
A 15.................... 53,5 53,5 26,4 - - - - - - - - - -
A 14.................... 73,0 73,0 53,3 - - - - - - - - - -
A 13 h................. 40,0 40,0 34,0 - - - - - - - - - -

 

A 13 g+Z............. 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
A 13 g................. 8,0 8,0 6,0 - - - - - - - - - -
A 12.................... 22,5 22,5 10,2 - - - - - - - - - -
A 11.................... 12,0 13,0 8,4 - 1,0 - - - - - - - -
A 10.................... 2,0 2,0 5,0 - - - - - - - - - -
A 9 g................... - - 1,0 - - - - - - - - - -

 

A 9 m+Z.............. 2,0 2,0 1,0 - - - - - - - - - -
A 9 m.................. 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
Zusammen.......... 239,0 240,0 160,1 - 1,0 - - - - - - - -

Titel 428 01 - Erläuterungen
Außertarifliche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
AT (B 3).............. - - 1,0 - - - - - - - - - -
AT B.................... - - 1,0 - - - - - - - - - -
Zusammen.......... - - 2,0 - - - - - - - - - -
Tarifliche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
E 15.................... 13,5 13,5 16,3 - - - - - - - - - -
E 14.................... 65,0 65,0 68,1 - - - - - - - - - -
E 13.................... 29,0 29,0 62,6 - - - - - - - - - -
E 12.................... 35,5 35,5 30,4 - - - - - - - - - -
E 11.................... 40,0 41,0 38,7 - 1,0 - - - - - - - -
E 10.................... 14,0 14,0 17,0 - - - - - - - - - -
E 9c.................... 5,0 5,0 7,9 - - - - - - - - - -
E 9b.................... 19,0 19,0 24,0 - - - - - - - - - -
E 9a.................... 42,0 42,0 30,1 - - - - - - - - - -
E 8...................... 19,0 17,0 17,7 2,0 - - - - - - - - -
E 7...................... 53,0 50,0 49,9 3,0 - - - - - - - - -
E 6...................... 29,5 34,5 38,1 - 5,0 - - - - - - - -
E 5...................... 0,6 2,6 7,1 - 2,0 - - - - - - - -
E 4...................... 2,6 3,0 1,0 - 0,4 - - - - - - - -
E 3...................... - - 1,0 - - - - - - - - - -
Zusammen.......... 367,7 371,1 409,9 5,0 8,4 - - - - - - - -
Insgesamt........... 367,7 371,1 411,9 5,0 8,4 - - - - - - - -

Haushaltsvermerk:

Zu Tit. 422 01

Aus 4 Planstellen dürfen die Besoldung und der Versorgungszuschlag für 4 gemeinsam berufene Professorinnen oder Professo­
ren nach Bes.-Gr. W 3 oder die Entgelte für bis zu 4 außertarifliche Beschäftigte erstattet oder gezahlt werden. Die Besoldung 
bzw. das Entgelt dürfen dabei die vergleichbare Besoldung aus B 1 bzw. B 3 nicht übersteigen. Voraussetzung ist ein mit 
Einwilligung des Bundesministeriums der Finanzen abgeschlossener Kooperationsvertrag mit der Hochschule der Professorin 
bzw. des Professors. 

 
Erläuterungen:

Zu Titel 422 01

Zu Spalte 4: 
Daneben werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf freien Planstellen folgender Bes.-Gr. geführt: 
1,0 B3; 1,0 B2; 2,9 B1; 17,2 A15; 19,9 A14; 12,4 A13h; 7,9 A12; 4,0 A11; 1,0 A10; 1,0 A9m+Z (Zusammen: 68,3). 
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Zu Titel 428 01

Zu Spalte 4: 
Davon werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer folgender Entgeltgruppen auf freien Planstellen geführt: 
1,0 AT(B3); 1,0 ATB; 8,5 E15; 14,7 E14; 27,0 E13; 4,8 E12; 5,0 E11; 1,7 E10; 2,1 E9c; 1,5 E9b; 1,0 E6 (Zusammen: 68,3). 

Übersicht der ku- und kw- Vermerke

Bes.-/
E.-Gr.

2026
2025
Soll lfd. Nr. Inhalt des Vermerks Erläuterung der Veränderung

gegenüber dem VorjahrSoll Ersatz-
(plan)st.

1 2 3 4 5 6 7
 

Zu Titel 428 01

kw
1. kw mit Ausscheiden der Stelleninha­

ber/innen
1.3 -

E 9b.................. 1,0 - 1,0 1.3.1 - -

Tgr. 55 - Ausgaben für den Schutz der informationstechnischen Systeme des Bundes 

Planstellen-/Stellenübersicht

Besoldungs-/
Entgelt-
gruppen

2026 2025

Ist-
Besetzung

am
1. Oktober

2025

Erläuterung der Veränderung gegenüber dem Vorjahr
Neue Stellen, Stellenwegfall Wirksam-

werden von
ku- und kw-
Vermerken

Hebungen,
Herab-

stufungen

Umwand-
lungen,

Umsetzungenohne ku/
kw-Vermerke

und Umsetzun-
gen mit ku/

kw-Vermerken
+ - + - + - + - + -

1 2 3 4 5 6 7 8 9
 

Titel 422 51
Beamtinnen und Beamte
A 14.................... 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
A 12.................... 1,5 1,5 1,0 - - - - - - - - - -
Zusammen.......... 2,5 2,5 2,0 - - - - - - - - - -

- 123 -

Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 1113



Planstellen-/Stellenübersicht

Besoldungs-/
Entgelt-
gruppen

2026 2025

Ist-
Besetzung

am
1. Oktober

2025

Erläuterung der Veränderung gegenüber dem Vorjahr
Neue Stellen, Stellenwegfall Wirksam-

werden von
ku- und kw-
Vermerken

Hebungen,
Herab-

stufungen

Umwand-
lungen,

Umsetzungenohne ku/
kw-Vermerke

und Umsetzun-
gen mit ku/

kw-Vermerken
+ - + - + - + - + -

1 2 3 4 5 6 7 8 9
 

Titel 422 01
Richterinnen und Richter
R 10.................... 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
R 8...................... 9,0 9,0 9,0 - - - - - - - - - -
R 6...................... 26,0 28,0 24,3 - 2,0 - - - - - - - -
Zusammen.......... 36,0 38,0 34,3 - 2,0 - - - - - - - -
Beamtinnen und Beamte
A 16.................... 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
A 15.................... 1,0 1,0 0,9 - - - - - - - - - -
A 14.................... 2,0 2,0 - - - - - - - - - - -

 

A 13 g+Z............. 2,0 2,0 1,7 - - - - - - - - - -
A 13 g................. 12,0 12,0 9,7 - - - - - - - - - -
A 12.................... 8,0 8,0 6,1 - - - - - - - - - -
A 11.................... 1,0 1,0 - - - - - - - - - - -

 

A 9 m+Z.............. 2,0 2,0 1,9 - - - - - - - - - -
A 9 m.................. 12,0 12,0 6,9 - - - - - - - - - -

 

A 6 e................... 3,0 3,0 3,0 - - - - - - - - - -
A 5...................... 3,0 3,0 2,9 - - - - - - - - - -
Zusammen.......... 47,0 47,0 34,1 - - - - - - - - - -
Insgesamt........... 83,0 85,0 68,4 - 2,0 - - - - - - - -

Titel 428 01 - Erläuterungen
Tarifliche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
E 14.................... 2,0 2,0 2,0 - - - - - - - - - -
E 12.................... 15,0 15,0 12,0 - - - - - - - - - -
E 11.................... 1,5 1,5 1,0 - - - - - - - - - -
E 10.................... 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
E 9b.................... 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
E 9a.................... 20,0 20,0 19,6 - - - - - - - - - -
E 8...................... 2,0 2,0 2,0 - - - - - - - - - -
E 7...................... 2,0 2,0 2,0 - - - - - - - - - -
E 6...................... 8,0 8,0 4,9 - - - - - - - - - -
E 5...................... 10,0 10,0 7,5 - - - - - - - - - -
E 4...................... 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
E 3...................... 2,0 2,0 2,0 - - - - - - - - - -
E 2...................... 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
Zusammen.......... 66,5 66,5 57,0 - - - - - - - - - -

 
Erläuterungen:

Zu Titel 422 01

Daneben werden 10,0 beamtete Hilfskräfte (Tit. 422 02) beschäftigt. 

Zu Spalte 4: 
Daneben werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf freien Planstellen folgender Bes.-Gr. geführt: 
1,0 A5. 

Zu Titel 428 01

Zu Spalte 4: 
Davon werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer folgender Entgeltgruppen auf freien Planstellen geführt: 
1,0 E3. 
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Leerstellenübersicht
Bes.-/
E.-Gr. 2026 2025 lfd. Nr. Erläuterung

1 2 3 4 5
 

Zu Titel 428 01
2. Sonstige Beurlaubungen

E 12................... 1,0 1,0 2.1 Befristete Rente gemäß § 33 Abs. 2 TVöD
E 11.................... 1,0 1,0
E 5..................... 1,0 1,0
E 2..................... 0,5 0,5
Zusammen......... 3,5 3,5

Übersicht der ku- und kw- Vermerke

Bes.-/
E.-Gr.

2026
2025
Soll lfd. Nr. Inhalt des Vermerks Erläuterung der Veränderung

gegenüber dem VorjahrSoll Ersatz-
(plan)st.

1 2 3 4 5 6 7
 

Zu Titel 428 01

ku
1. ku mit Ausscheiden der Stelleninha­

ber /innen
1.1 in Bes.-Gr. A 5

E 3.................... 2,0 - 2,0 1.1.1 - -

kw
1. kw mit Wegfall der Aufgabe
1.1 -

E 6.................... 1,0 - 1,0 1.1.1 Vorlesekräfte für Blinde -

Tgr. 55 - Ausgaben für den Schutz der informationstechnischen Systeme des Bundes 

Planstellen-/Stellenübersicht

Besoldungs-/
Entgelt-
gruppen

2026 2025

Ist-
Besetzung

am
1. Oktober

2025

Erläuterung der Veränderung gegenüber dem Vorjahr
Neue Stellen, Stellenwegfall Wirksam-

werden von
ku- und kw-
Vermerken

Hebungen,
Herab-

stufungen

Umwand-
lungen,

Umsetzungenohne ku/
kw-Vermerke

und Umsetzun-
gen mit ku/

kw-Vermerken
+ - + - + - + - + -

1 2 3 4 5 6 7 8 9
 

Titel 422 51
Beamtinnen und Beamte
A 13 g................. 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -

Titel 428 51 - Erläuterungen
Tarifliche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
E 11.................... 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
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Planstellen-/Stellenübersicht

Besoldungs-/
Entgelt-
gruppen

2026 2025

Ist-
Besetzung

am
1. Oktober

2025

Erläuterung der Veränderung gegenüber dem Vorjahr
Neue Stellen, Stellenwegfall Wirksam-

werden von
ku- und kw-
Vermerken

Hebungen,
Herab-

stufungen

Umwand-
lungen,

Umsetzungenohne ku/
kw-Vermerke

und Umsetzun-
gen mit ku/

kw-Vermerken
+ - + - + - + - + -

1 2 3 4 5 6 7 8 9
 

Titel 422 01
Richterinnen und Richter
R 10.................... 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
R 8...................... 9,0 9,0 9,0 - - - - - - - - - -
R 6...................... 32,0 32,0 30,8 - - - - - - - - - -
Zusammen.......... 42,0 42,0 40,8 - - - - - - - - - -
Beamtinnen und Beamte
A 15.................... 3,0 3,0 1,0 - - - - - - - - - -
A 14.................... 2,7 2,7 1,0 - - - - - - - - - -
A 13 h................. - - 1,0 - - - - - - - - - -

 

A 13 g+Z............. 4,0 4,0 3,0 - - - - - - - - - -
A 13 g................. 14,5 14,5 11,2 - - - - - - - - - -
A 12.................... 19,0 19,0 11,4 - - - - - - - - - -
A 11.................... 1,0 1,0 6,0 - - - - - - - - - -
A 10.................... - - 2,0 - - - - - - - - - -

 

A 9 m+Z.............. 3,0 3,0 2,9 - - - - - - - - - -
A 9 m.................. 10,0 10,0 5,4 - - - - - - - - - -
A 8...................... 5,0 5,0 2,0 - - - - - - - - - -
A 7...................... - - 3,0 - - - - - - - - - -
A 6 m.................. - - 2,0 - - - - - - - - - -

 

A 6 e................... 5,0 5,0 4,0 - - - - - - - - - -
A 5...................... 5,0 5,0 1,6 - - - - - - - - - -
A 4...................... - - 1,6 - - - - - - - - - -
Zusammen.......... 72,2 72,2 59,1 - - - - - - - - - -
Insgesamt........... 114,2 114,2 99,9 - - - - - - - - - -

Titel 428 01 - Erläuterungen
Tarifliche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
E 14.................... 1,0 1,0 - - - - - - - - - - -
E 12.................... 4,0 4,0 6,5 - - - - - - - - - -
E 11.................... 5,0 5,0 2,4 - - - - - - - - - -
E 10.................... 1,0 1,0 2,0 - - - - - - - - - -
E 9b.................... - - 1,0 - - - - - - - - - -
E 9a.................... 22,0 22,0 9,9 - - - - - - - - - -
E 8...................... 6,0 6,0 5,4 - - - - - - - - - -
E 7...................... 8,0 8,0 1,4 - - - - - - - - - -
E 6...................... 9,0 9,0 7,1 - - - - - - - - - -
E 5...................... 4,7 4,7 22,7 - - - - - - - - - -
E 4...................... 2,0 2,0 2,0 - - - - - - - - - -
E 3...................... 3,0 3,0 5,8 - - - - - - - - - -
Zusammen.......... 65,7 65,7 66,2 - - - - - - - - - -

Haushaltsvermerk:

Zu Tit. 422 01

Zu R 8: 
Davon 1 Vizepräsidentin oder Vizepräsident. 

 
Erläuterungen:

Zu Titel 422 01

Zu Spalte 4: 
Daneben werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf freien Planstellen folgender Bes.-Gr. geführt: 
0,7 A14; 1,0 A12; 1,0 A8; 1,0 A6e; 2,0 A5 (Zusammen: 5,7). 

Daneben werden 13,0 beamtete Hilfskräfte beschäftigt. 
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Zu Titel 428 01

Zu Spalte 4: 
Davon werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer folgender Entgeltgruppen auf freien Planstellen geführt: 
0,7 E12; 1,0 E11; 1,0 E8; 1,0 E4; 2,0 E3 (Zusammen: 5,7). 

Leerstellenübersicht
Bes.-/
E.-Gr. 2026 2025 lfd. Nr. Erläuterung

1 2 3 4 5
 

Zu Titel 422 01
1. Langfristige Beurlaubungen

Zusammen......... 3,0 1,0 1.1 gemäß §§ 90, 92, 95 BBG, § 7 DBeglG, § 6 MuSchEltZV, § 24 GAD
2. Sonstige Beurlaubungen

R 8..................... 1,0 1,0 2.2 Bundesverfassungsgericht
R 6..................... 1,0 - 2.3 Bundesministerium für Gesundheit
Zusammen......... 2,0 1,0
Insgesamt.......... 5,0 2,0

Zu Titel 428 01
1. Langfristige Beurlaubungen

Zusammen......... 1,0 1,0 1.1 gemäß § 28 TVöD, § 9 UmzugsTV, § 15 BEEG, § 24 GAD

Tgr. 55 - Ausgaben für den Schutz der informationstechnischen Systeme des Bundes 

Planstellen-/Stellenübersicht

Besoldungs-/
Entgelt-
gruppen

2026 2025

Ist-
Besetzung

am
1. Oktober

2025

Erläuterung der Veränderung gegenüber dem Vorjahr
Neue Stellen, Stellenwegfall Wirksam-

werden von
ku- und kw-
Vermerken

Hebungen,
Herab-

stufungen

Umwand-
lungen,

Umsetzungenohne ku/
kw-Vermerke

und Umsetzun-
gen mit ku/

kw-Vermerken
+ - + - + - + - + -

1 2 3 4 5 6 7 8 9
 

Titel 422 51
Beamtinnen und Beamte
A 13 g................. 2,0 2,0 1,0 - - - - - - - - - -
A 11.................... 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
Zusammen.......... 3,0 3,0 2,0 - - - - - - - - - -

Titel 428 51 - Erläuterungen
Tarifliche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
E 12.................... - - 1,0 - - - - - - - - - -

 
Erläuterungen:

Zu Titel 422 51

Zu Spalte 4: 
Daneben werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf freien Planstellen folgender Bes.-Gr. geführt: 
1,0 A13g. 

Zu Titel 428 51

Zu Spalte 4: 
Davon werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer folgender Entgeltgruppen auf freien Planstellen geführt: 
1,0 E12. 
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Planstellen-/Stellenübersicht

Besoldungs-/
Entgelt-
gruppen

2026 2025

Ist-
Besetzung

am
1. Oktober

2025

Erläuterung der Veränderung gegenüber dem Vorjahr
Neue Stellen, Stellenwegfall Wirksam-

werden von
ku- und kw-
Vermerken

Hebungen,
Herab-

stufungen

Umwand-
lungen,

Umsetzungenohne ku/
kw-Vermerke

und Umsetzun-
gen mit ku/

kw-Vermerken
+ - + - + - + - + -

1 2 3 4 5 6 7 8 9
 

Titel 422 01
Beamtinnen und Beamte
B 9...................... 1,0 1,0 - - - - - - - - - - -
B 6...................... 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
B 3...................... 6,0 6,0 5,0 - - - - - - - - - -
A 16.................... 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
A 15.................... 38,8 38,8 37,8 - - - - - - - - - -
A 14.................... 35,0 35,5 23,5 - - - - - - - - - 0,5
A 13 h................. 17,5 17,5 20,0 - - - - - - - - - -

 

A 13 g+Z............. 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
A 13 g................. 50,5 49,5 46,5 1,0 - - - - - - - - -
A 12.................... 72,7 79,2 71,3 - 1,0 - - - - - - - 5,5
A 11.................... 34,0 37,0 20,5 - 2,0 - - - - - - - 1,0
A 10.................... 6,0 6,0 7,5 - - - - - - - - - -
A 9 g................... 7,0 7,0 15,0 - - - - - - - - - -

 

A 9 m+Z.............. 2,0 2,0 1,0 - - - - - - - - - -
A 9 m.................. 3,0 3,0 1,0 - - - - - - - - - -
A 8...................... 3,0 3,0 - - - - - - - - - - -
A 7...................... 3,0 3,0 3,0 - - - - - - - - - -
A 6 m.................. 1,0 1,0 - - - - - - - - - - -

 

A 5...................... 2,0 2,0 2,0 - - - - - - - - - -
Zusammen.......... 285,5 294,5 257,1 1,0 3,0 - - - - - - - 7,0

Titel 428 01 - Erläuterungen
Tarifliche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
E 15.................... 1,5 1,5 2,8 - - - - - - - - - -
E 14.................... 6,5 6,0 10,5 - - - - - - - - 0,5 -
E 12.................... 33,5 28,0 32,5 - - - - - - - - 5,5 -
E 11.................... 25,8 24,8 25,3 - - - - - - - - 1,0 -
E 10.................... 1,0 1,0 4,0 - - - - - - - - - -
E 9c.................... - - 1,0 - - - - - - - - - -
E 9b.................... - - 1,0 - - - - - - - - - -
E 9a.................... 14,4 14,4 12,4 - - - - - - - - - -
E 8...................... 10,5 9,5 11,0 1,0 - - - - - - - - -
E 7...................... 13,5 9,5 9,5 4,0 - - - - - - - - -
E 6...................... 20,5 25,5 29,0 - 5,0 - - - - - - - -
E 5...................... 11,5 12,5 11,5 - 1,0 - - - - - - - -
E 4...................... 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
Zusammen.......... 139,7 133,7 151,5 5,0 6,0 - - - - - - 7,0 -

 
Erläuterungen:

Zu Titel 422 01

Zu Spalte 4: 
Daneben werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf freien Planstellen folgender Bes.-Gr. geführt: 
1,0 A15; 5,5 A14; 1,0 A13g; 5,5 A12; 5,5 A11; 1,0 A9m+Z; 1,0 A9m; 1,0 A8; 1,0 A7; 1,0 A6m (Zusammen: 23,5). 

Daneben werden 6,0 Anwärterinnen und Anwärter (Tit. 422 03) beschäftigt. 

Zu Titel 428 01

Zu Spalte 4: 
Davon werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer folgender Entgeltgruppen auf freien Planstellen geführt: 
1,0 E15; 5,5 E14; 5,5 E12; 5,5 E11; 1,0 E9b; 1,0 E9a; 2,0 E8; 2,0 E6 (Zusammen: 23,5). 
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Leerstellenübersicht
Bes.-/
E.-Gr. 2026 2025 lfd. Nr. Erläuterung

1 2 3 4 5
 

Zu Titel 422 01
1. Beurlaubung wegen Tätigkeit außerhalb der Bundesverwaltung bei:

B 3..................... 2,0 2,0 1.1 SPD-Fraktion des Deutschen Bundestages
A 15................... 3,0 3,0
A 13 g................ 1,0 2,0
A 12................... 1,0 1,0 1.3 Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV)
Zusammen......... 7,0 8,0

2. Langfristige Beurlaubungen
Zusammen......... 13,7 7,7 2.1 gemäß §§ 90, 92, 95 BBG, § 7 DBeglG, § 6 MuSchEltZV, § 24 GAD

3. Sonstige Beurlaubungen
A 12................... 1,0 1,0 3.2 Bundeskanzleramt
Insgesamt.......... 21,7 16,7

Zu Titel 428 01
1. Langfristige Beurlaubungen

Zusammen......... 3,0 3,0 1.1 gemäß § 28 TVöD, § 9 UmzugsTV, § 15 BEEG, § 24 GAD

Übersicht der ku- und kw- Vermerke

Bes.-/
E.-Gr.

2026
2025
Soll lfd. Nr. Inhalt des Vermerks Erläuterung der Veränderung

gegenüber dem VorjahrSoll Ersatz-
(plan)st.

1 2 3 4 5 6 7
 

Zu Titel 422 01

ku
1. ku mit Ausscheiden der Planstellenin­

haber /innen
1.1 in Bes.-Gr. A 3

A 5.................... 1,0 - 1,0 1.1.1 gemäß § 30 Abs. 1 Nr. 5 HG 2000 -
1.3 in Bes.-Gr. A 12

A 13 g............... 1,0 - 1,0 1.3.1 gemäß § 31 Abs. 1 Nr. 4 HG 1999 -
1.10 in Bes.-Gr. A 12

A 13 g............... 1,0 - 1,0 1.10.1 gemäß § 30 Abs. 1 Nr. 5 HG 2000 -
1.12 in Bes.-Gr. A 11

A 13 g............... 1,0 - 1,0 1.12.1 gemäß § 28 Abs. 1 Nr. 5 HG 2001 -
1.16 in Bes.-Gr. A 12

A 13 g............... 1,0 - 1,0 1.16.1 gemäß § 28 Abs. 1 Nr. 5 HG 2001 -
Zusammen....... 5,0 - 5,0

kw
1. kw
1.1 -

A 5.................... 1,0 - 1,0 1.1.1 - -

Tgr. 01 - Aufwendungen für die Prüfung der Kranken- und Pflegekassen 

Planstellen-/Stellenübersicht

Besoldungs-/
Entgelt-
gruppen

2026 2025

Ist-
Besetzung

am
1. Oktober

2025

Erläuterung der Veränderung gegenüber dem Vorjahr
Neue Stellen, Stellenwegfall Wirksam-

werden von
ku- und kw-
Vermerken

Hebungen,
Herab-

stufungen

Umwand-
lungen,

Umsetzungenohne ku/
kw-Vermerke

und Umsetzun-
gen mit ku/

kw-Vermerken
+ - + - + - + - + -

1 2 3 4 5 6 7 8 9
 

Titel 422 11
Beamtinnen und Beamte
B 3...................... 1,0 1,0 - - - - - - - - - - -
A 16.................... - - 1,0 - - - - - - - - - -
A 15.................... 8,0 8,0 8,0 - - - - - - - - - -
A 14.................... 3,0 3,0 1,0 - - - - - - - - - -
A 13 h................. - - 0,5 - - - - - - - - - -

 

A 13 g+Z............. 6,0 6,0 5,0 - - - - - - - - - -
A 13 g................. 38,0 38,5 36,5 - - - 0,5 - - - - - -
A 12.................... 70,5 71,0 55,0 - - - - - - - - - 0,5
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Planstellen-/Stellenübersicht

Besoldungs-/
Entgelt-
gruppen

2026 2025

Ist-
Besetzung

am
1. Oktober

2025

Erläuterung der Veränderung gegenüber dem Vorjahr
Neue Stellen, Stellenwegfall Wirksam-

werden von
ku- und kw-
Vermerken

Hebungen,
Herab-

stufungen

Umwand-
lungen,

Umsetzungenohne ku/
kw-Vermerke

und Umsetzun-
gen mit ku/

kw-Vermerken
+ - + - + - + - + -

1 2 3 4 5 6 7 8 9
 

A 11.................... 23,5 24,5 16,0 - - 0,5 - - - - - - 1,5
A 10.................... - - 3,0 - - - - - - - - - -
A 9 g................... 1,0 1,0 10,0 - - - - - - - - - -

 

A 7...................... 1,0 - - - - 1,0 - - - - - - -
A 6 m.................. - 1,0 1,0 - - - 1,0 - - - - - -

 

A 5...................... 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
Zusammen.......... 153,0 155,0 138,0 - - 1,5 1,5 - - - - - 2,0

Titel 428 11 - Erläuterungen
Tarifliche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
E 14.................... 2,0 1,0 2,5 - - 1,0 - - - - - - -
E 12.................... 3,0 3,5 3,0 - - - 1,0 - - - - 0,5 -
E 11.................... 14,0 12,5 21,0 - - - - - - - - 1,5 -
E 10.................... 2,0 2,0 2,0 - - - - - - - - - -
E 9a.................... 3,0 7,0 2,0 - - - 4,0 - - - - - -
E 8...................... 4,0 - 4,0 - - 4,0 - - - - - - -
E 7...................... - - 1,0 - - - - - - - - - -
E 6...................... 9,0 1,0 1,0 - - 8,0 - - - - - - -
E 5...................... 1,0 9,0 9,0 - - - 8,0 - - - - - -
Zusammen.......... 38,0 36,0 45,5 - - 13,0 13,0 - - - - 2,0 -

 
Erläuterungen:

Zu Titel 422 11

Zu Spalte 4: 
Daneben werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf freien Planstellen folgender Bes.-Gr. geführt: 
1,5 A14; 6,0 A12; 4,0 A11 (Zusammen: 11,5). 

Daneben werden 2,0 Anwärterinnen und Anwärter (Tit. 422 13) beschäftigt. 

Zu Titel 428 11

Zu Spalte 4: 
Davon werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer folgender Entgeltgruppen auf freien Planstellen geführt: 
1,5 E14; 1,0 E12; 9,0 E11 (Zusammen: 11,5). 

Leerstellenübersicht
Bes.-/
E.-Gr. 2026 2025 lfd. Nr. Erläuterung

1 2 3 4 5
 

Zu Titel 422 11
1. Langfristige Beurlaubungen

Zusammen......... 3,0 3,0 1.1 gemäß §§ 90, 92, 95 BBG, § 7 DBeglG, § 6 MuSchEltZV, § 24 GAD

Übersicht der ku- und kw- Vermerke

Bes.-/
E.-Gr.

2026
2025
Soll lfd. Nr. Inhalt des Vermerks Erläuterung der Veränderung

gegenüber dem VorjahrSoll Ersatz-
(plan)st.

1 2 3 4 5 6 7
 

Zu Titel 422 11

ku
1. ku mit Ausscheiden der Planstellenin­

haber /innen
1.1 in Bes.-Gr. A 13 g

A 13 g+Z........... 1,0 - 1,0 1.1.1 Prüfdienst PDK -
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Übersicht der ku- und kw- Vermerke

Bes.-/
E.-Gr.

2026
2025
Soll lfd. Nr. Inhalt des Vermerks Erläuterung der Veränderung

gegenüber dem VorjahrSoll Ersatz-
(plan)st.

1 2 3 4 5 6 7
 

kw
2. kw
2.1 -

B 3.................... 1,0 - 1,0 2.1.1 mit Wegfall der Refinanzierung, Prüf­
dienst Kranken- und Pflegekassen

-

A 15.................. 8,0 - 8,0 -
A 14.................. 3,0 - 3,0 -
A 13 g+Z........... 6,0 - 6,0 -
A 13 g............... 38,0 - 38,5 Wegfall der Planstelle
A 12.................. 70,5 - 71,0 Wegfall des Vermerks
A 11.................. 23,5 - 24,5 Neue Planstelle, Wegfall des Vermerks
A 9 g................. 1,0 - 1,0 -
A 7.................... 1,0 - - Neue Planstelle
A 6 m................ - - 1,0 Wegfall der Planstelle
A 5.................... 1,0 - 1,0 -
Zusammen....... 153,0 - 155,0

Zu Titel 428 11

kw
2. kw
2.1 -

E 14.................. 2,0 - 1,0 2.1.1 mit Wegfall der Refinanzierung Neue Stelle
E 12.................. 3,0 - 3,5 Aufnahme des Vermerks, Wegfall der 

Stelle
E 11.................. 14,0 - 12,5 Aufnahme des Vermerks
E 10.................. 2,0 - 2,0 -
E 9a.................. 3,0 - 7,0 Wegfall der Stelle
E 8.................... 4,0 - - Neue Stelle
E 6.................... 9,0 - 1,0 Neue Stelle
E 5.................... 1,0 - 9,0 Wegfall der Stelle
Zusammen....... 38,0 - 36,0

Tgr. 03 - Aufwendungen für die Verwaltung von Fonds in der gesetzlichen Krankenversicherung, der sozialen Pflegever­
sicherung sowie für die Zulassung von Disease-Manangement-Programmen 

Planstellen-/Stellenübersicht

Besoldungs-/
Entgelt-
gruppen

2026 2025

Ist-
Besetzung

am
1. Oktober

2025

Erläuterung der Veränderung gegenüber dem Vorjahr
Neue Stellen, Stellenwegfall Wirksam-

werden von
ku- und kw-
Vermerken

Hebungen,
Herab-

stufungen

Umwand-
lungen,

Umsetzungenohne ku/
kw-Vermerke

und Umsetzun-
gen mit ku/

kw-Vermerken
+ - + - + - + - + -

1 2 3 4 5 6 7 8 9
 

Titel 422 31
Beamtinnen und Beamte
B 3...................... 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
A 16.................... 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
A 15.................... 17,2 17,2 15,7 - - - - - - - - - -
A 14.................... 23,5 24,5 19,0 - - 1,5 - - 1,5 - - - 1,0
A 13 h................. 4,0 4,5 2,0 - - - 0,5 - - - - - -

 

A 13 g................. 16,5 15,5 12,0 - - 1,0 - - - - - - -
A 12.................... 24,8 25,3 23,3 - - - - - 0,5 - - - -
A 11.................... 14,0 20,0 3,5 - - 1,0 - - - - - - 7,0
A 10.................... - - 1,0 - - - - - - - - - -
A 9 g................... - - 3,0 - - - - - - - - - -

 

A 9 m+Z.............. 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
A 9 m.................. 2,0 2,0 2,0 - - - - - - - - - -
A 8...................... 0,5 0,5 - - - - - - - - - - -
A 7...................... 1,0 1,0 0,5 - - - - - - - - - -
Zusammen.......... 106,5 113,5 85,0 - - 3,5 0,5 - 2,0 - - - 8,0
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Planstellen-/Stellenübersicht

Besoldungs-/
Entgelt-
gruppen

2026 2025

Ist-
Besetzung

am
1. Oktober

2025

Erläuterung der Veränderung gegenüber dem Vorjahr
Neue Stellen, Stellenwegfall Wirksam-

werden von
ku- und kw-
Vermerken

Hebungen,
Herab-

stufungen

Umwand-
lungen,

Umsetzungenohne ku/
kw-Vermerke

und Umsetzun-
gen mit ku/

kw-Vermerken
+ - + - + - + - + -

1 2 3 4 5 6 7 8 9
 

Titel 428 31 - Erläuterungen
Tarifliche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
E 15.................... 0,5 0,5 - - - - - - - - - - -
E 14.................... 2,5 1,5 5,5 - - - - - - - - 1,0 -
E 12.................... 5,0 5,0 6,0 - - - - - - - - - -
E 11.................... 10,8 3,9 16,4 - - - 0,1 - - - - 7,0 -
E 9a.................... 1,5 1,5 - - - - - - - - - - -
E 8...................... 6,5 6,5 1,5 - - 0,5 0,5 - - - - - -
E 7...................... - - 1,0 - - - - - - - - - -
E 6...................... 1,0 1,0 6,5 - - - - - - - - - -
Zusammen.......... 27,8 19,9 36,9 - - 0,5 0,6 - - - - 8,0 -

 
Erläuterungen:

Zu Titel 422 31

Zu Spalte 4: 
Daneben werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf freien Planstellen folgender Bes.-Gr. geführt: 
1,5 A15; 2,0 A14; 1,5 A13g; 1,5 A12; 11,5 A11 (Zusammen: 18,0). 

Zu Titel 428 31

Zu Spalte 4: 
Davon werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer folgender Entgeltgruppen auf freien Planstellen geführt: 
3,5 E14; 2,0 E12; 12,5 E11 (Zusammen: 18,0). 

Leerstellenübersicht
Bes.-/
E.-Gr. 2026 2025 lfd. Nr. Erläuterung

1 2 3 4 5
 

Zu Titel 422 31
1. Langfristige Beurlaubungen

Zusammen......... 3,0 0,5 1.1 gemäß §§ 90, 92, 95 BBG, § 7 DBeglG, § 6 MuSchEltZV, § 24 GAD

Zu Titel 428 31
1. Langfristige Beurlaubungen

Zusammen......... - 1,0 1.1 gemäß § 28 TVöD, § 9 UmzugsTV, § 15 BEEG, § 24 GAD

Übersicht der ku- und kw- Vermerke

Bes.-/
E.-Gr.

2026
2025
Soll lfd. Nr. Inhalt des Vermerks Erläuterung der Veränderung

gegenüber dem VorjahrSoll Ersatz-
(plan)st.

1 2 3 4 5 6 7
 

Zu Titel 422 31

kw
1. kw
1.1 -

B 3.................... 1,0 - 1,0 1.1.1 mit Wegfall der Refinanzierung aus dem 
Gesundheitsfonds

-

A 16.................. 1,0 - 1,0 -
A 15.................. 14,2 - 14,2 -
A 14.................. 11,5 - 11,0 Neue Planstelle, Wegfall des Vermerks
A 13 h............... 1,5 - 2,0 Wegfall der Planstelle
A 13 g............... 10,0 - 9,0 Neue Planstelle
A 12.................. 19,3 - 19,3 -
A 11.................. 2,0 - 5,0 Wegfall des Vermerks
A 9 m................ 2,0 - 2,0 -
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Übersicht der ku- und kw- Vermerke

Bes.-/
E.-Gr.

2026
2025
Soll lfd. Nr. Inhalt des Vermerks Erläuterung der Veränderung

gegenüber dem VorjahrSoll Ersatz-
(plan)st.

1 2 3 4 5 6 7
 

A 14.................. 1,0 - 1,0 1.1.2 mit Wegfall der Refinanzierung aus dem 
Strukturfonds

-

A 13 h............... 1,0 - 1,0 -
A 11.................. 2,0 - 2,0 -
A 8.................... 0,5 - 0,5 -
A 15.................. 1,0 - 1,0 1.1.3 mit Wegfall der Refinanzierung aus dem 

Ausgleichsfonds PV
-

A 14.................. 1,0 - 1,0 -
A 13 h............... 1,5 - 1,5 -
A 13 g............... 1,0 - 1,0 -
A 12.................. 2,0 - 2,0 -
A 11.................. 5,0 - 4,0 Neue Planstelle
A 14.................. 1,0 - 1,0 1.1.4 mit Wegfall der Refinanzierung aus dem 

Innovationsfonds
-

A 15.................. 2,0 - 2,0 1.1.5 mit Wegfall der Refinanzierung aus 
Gebühreneinnahmen (Disease-Manage­
ment-Programm)

-

A 14.................. 2,0 - 2,0 -
A 13 g............... 2,0 - 2,0 -
A 12.................. 2,0 - 2,0 -
A 11.................. 5,0 - 6,0 Wegfall des Vermerks
A 9 m+Z............ 1,0 - 1,0 -
A 14.................. 1,0 - 1,0 1.1.6 mit Wegfall der Refinanzierung aus IT 

(SVLFG)
-

A 14.................. 2,0 - 2,0 1.1.7 mit Wegfall der Refinanzierung -
A 13 g............... 2,0 - 2,0 -
A 7.................... 1,0 - 1,0 -

2. kw 31.12.2032
2.1 -

A 13 g............... 1,0 - 1,0 2.1.1 mit Wegfall der Refinanzierung -
3. kw 31.12.2025
3.1 -

A 14.................. - - 1,5 3.1.1 mit Wegfall der Refinanzierung aus dem 
Gesundheitsfonds

Wirksamwerden des Vermerks

A 12.................. - - 0,5 Wirksamwerden des Vermerks
4. kw mit Wegfall der Aufgabe
4.1 -

A 14.................. 4,0 - 4,0 4.1.1 Krankenhauszukunftsgesetz/ Kranken­
hauszukunftsfonds

-

A 13 g............... 0,5 - 0,5 -
A 12.................. 1,0 - 1,0 -
A 11.................. - - 3,0 Wegfall des Vermerks

5. kw 31.12.2026
5.1 -

A 12.................. 0,5 - 0,5 5.1.1 Umsetzung Heil- und Hilfsmittelversor­
gungsgesetz

-

Zusammen....... 106,5 - 113,5

Zu Titel 428 31

kw
1. kw
1.1 -

E 14.................. 0,5 - 0,5 1.1.1 mit Wegfall der Refinanzierung aus dem 
Strukturfonds

-

E 11.................. 1,0 - 1,0 -
E 8.................... 0,5 - 1,0 Wegfall der Stelle
E 6.................... 1,0 - 1,0 1.1.2 mit Wegfall der Refinanzierung aus dem 

Innovationsfonds
-

E 14.................. 2,0 - - 1.1.3 mit Wegfall der Refinanzierung aus dem 
Gesundheitsfonds

Aufnahme des Vermerks

E 12.................. 3,0 - 3,0 -
E 11.................. 5,8 - 2,9 Aufnahme des Vermerks, Wegfall der 

Stelle
E 9a.................. 0,5 - 0,5 -
E 8.................... 6,0 - 5,5 Neue Stelle
E 12.................. 1,0 - 1,0 1.1.4 mit Wegfall der Refinanzierung aus dem 

Ausgleichsfonds PV
-

E 15.................. 0,5 - 0,5 1.1.5 mit Wegfall der Refinanzierung -
E 14.................. - - - Aufnahme des Vermerks, Wegfall des 

Vermerks
E 12.................. 1,0 - 1,0 -
E 11.................. 1,0 - - Aufnahme des Vermerks, Wegfall des 

Vermerks
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Übersicht der ku- und kw- Vermerke

Bes.-/
E.-Gr.

2026
2025
Soll lfd. Nr. Inhalt des Vermerks Erläuterung der Veränderung

gegenüber dem VorjahrSoll Ersatz-
(plan)st.

1 2 3 4 5 6 7
 

2. kw mit Wegfall der Aufgabe
2.1 -

E 11.................. 3,0 - - 2.1.1 Krankenhauszukunftsgesetz/ Kranken­
hauszukunftsfonds

Aufnahme des Vermerks

E 9a.................. 1,0 - 1,0 -
3. kw 31.12.2026
3.1 -

E 14.................. - - 1,0 3.1.1 Umsetzung Heil- und Hilfsmittelversor­
gungsgesetz

Wegfall des Vermerks

Zusammen....... 27,8 - 19,9

Tgr. 55 - Ausgaben für den Schutz der informationstechnischen Systeme des Bundes 

Planstellen-/Stellenübersicht

Besoldungs-/
Entgelt-
gruppen

2026 2025

Ist-
Besetzung

am
1. Oktober

2025

Erläuterung der Veränderung gegenüber dem Vorjahr
Neue Stellen, Stellenwegfall Wirksam-

werden von
ku- und kw-
Vermerken

Hebungen,
Herab-

stufungen

Umwand-
lungen,

Umsetzungenohne ku/
kw-Vermerke

und Umsetzun-
gen mit ku/

kw-Vermerken
+ - + - + - + - + -

1 2 3 4 5 6 7 8 9
 

Titel 422 51
Beamtinnen und Beamte
A 15.................... 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
A 14.................... 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
A 13 g................. 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
A 12.................... 8,0 8,0 - - - - - - - - - - -
A 10.................... 1,0 1,0 - - - - - - - - - - -
Zusammen.......... 12,0 12,0 3,0 - - - - - - - - - -

Titel 428 51 - Erläuterungen
Tarifliche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
E 12.................... - - 7,0 - - - - - - - - - -
E 11.................... - - 1,0 - - - - - - - - - -
E 10.................... - - 1,0 - - - - - - - - - -
Zusammen.......... - - 9,0 - - - - - - - - - -

 
Erläuterungen:

Zu Titel 422 51

Zu Spalte 4: 
Daneben werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf freien Planstellen folgender Bes.-Gr. geführt: 
8,0 A12; 1,0 A10 (Zusammen: 9,0). 

Zu Titel 428 51

Zu Spalte 4: 
Davon werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer folgender Entgeltgruppen auf freien Planstellen geführt: 
7,0 E12; 1,0 E11; 1,0 E10 (Zusammen: 9,0). 
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Planstellen-/Stellenübersicht

Besoldungs-/
Entgelt-
gruppen

2026 2025

Ist-
Besetzung

am
1. Oktober

2025

Erläuterung der Veränderung gegenüber dem Vorjahr
Neue Stellen, Stellenwegfall Wirksam-

werden von
ku- und kw-
Vermerken

Hebungen,
Herab-

stufungen

Umwand-
lungen,

Umsetzungenohne ku/
kw-Vermerke

und Umsetzun-
gen mit ku/

kw-Vermerken
+ - + - + - + - + -

1 2 3 4 5 6 7 8 9
 

Titel 422 01
Beamtinnen und Beamte
B 6...................... 1,0 1,0 - - - - - - - - - - -
B 3...................... 6,0 6,0 3,0 - - - - - - - - - -
A 16.................... 2,0 2,0 3,0 - - - - - - - - - -
A 15.................... 16,0 16,4 13,0 - 0,4 - - - - - - - -
A 14.................... 11,0 11,0 3,6 - - - - - - - - - -
A 13 h................. 4,0 4,0 1,5 - - - - - - - - - -

 

A 13 g+Z............. 1,0 1,0 - - - - - - - - - - -
A 13 g................. 7,0 7,0 6,7 - - - - - - - - - -
A 12.................... 5,0 5,0 2,0 - - - - - - - - - -
A 11.................... 2,0 2,0 2,0 - - - - - - - - - -

 

A 9 m+Z.............. 1,0 1,0 1,0 - - - - - - - - - -
A 9 m.................. 2,0 2,0 - - - - - - - - - - -
A 8...................... 3,0 3,0 - - - - - - - - - - -
A 7...................... 1,0 1,0 - - - - - - - - - - -

 

A 6 e................... 1,0 1,0 - - - - - - - - - - -
Zusammen.......... 63,0 63,4 35,8 - 0,4 - - - - - - - -

Titel 428 01 - Erläuterungen
Tarifliche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
E 13.................... 1,0 1,0 - - - - - - - - - - -

 
Erläuterungen:

Zu Titel 422 01

Zu Spalte 4: 
Daneben werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf freien Planstellen folgender Bes.-Gr. geführt: 
3,6 A15; 4,7 A14; 2,6 A12; 1,0 A11; 2,0 A9m; 3,0 A8; 1,0 A7; 1,0 A6e (Zusammen: 18,9). 

Zu Titel 428 01

Zu Spalte 4: 
Davon werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer folgender Entgeltgruppen auf freien Planstellen geführt: 
3,6 E15; 4,7 E14; 1,0 E12; 2,6 E11; 1,0 E9a; 2,0 E8; 3,0 E7; 1,0 E6 (Zusammen: 18,9). 

Leerstellenübersicht
Bes.-/
E.-Gr. 2026 2025 lfd. Nr. Erläuterung

1 2 3 4 5
 

Zu Titel 422 01
1. Beurlaubung wegen Tätigkeit außerhalb der Bundesverwaltung bei:

B 6..................... 1,0 1,0 1.1 Bündnis 90/Die Grünen-Fraktion des Deutschen Bundestages
2. Langfristige Beurlaubungen

Zusammen......... 1,0 1,0 2.1 gemäß §§ 90, 92, 95 BBG, § 7 DBeglG, § 6 MuSchEltZV, § 24 GAD
Insgesamt.......... 2,0 2,0

Zu Titel 428 01
1. Langfristige Beurlaubungen

Zusammen......... - 2,0 1.1 gemäß § 28 TVöD, § 9 UmzugsTV, § 15 BEEG, § 24 GAD
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Übersicht der ku- und kw- Vermerke

Bes.-/
E.-Gr.

2026
2025
Soll lfd. Nr. Inhalt des Vermerks Erläuterung der Veränderung

gegenüber dem VorjahrSoll Ersatz-
(plan)st.

1 2 3 4 5 6 7
 

Zu Titel 422 01

kw
1. kw
1.1 -

A 13 h............... 1,0 - 1,0 1.1.1 - -
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Anlage zu den Stellenplänen des Epl. 11
Darstellung der den Planstellen zugeordneten Amtsbezeichnungen

Bes.-Gr. Kap. Amtsbezeichnungen
1 2 3

 
B 11 1112 Staatssekretärin oder Staatssekretär 
 

B 9 1112 Ministerialdirektorin oder Ministerialdirektor 
 

1116 Präsidentin oder Präsident 
 

B 6 1112, 1117 Ministerialdirigentin oder Ministerialdirigent 
 

1113 Präsidentin und Professorin oder Präsident und Professor 
 

1116 Vizepräsidentin oder Vizepräsident 
 

B 3 1116 Abteilungspräsidentin oder Abteilungspräsident 
 

1112, 1117 Ministerialrätin oder Ministerialrat 
 

1113 Vizepräsidentin oder Vizepräsident, Direktorin und Professorin oder Direktor und Professor 
 

B 2 1113 Abteilungspräsidentin oder Abteilungspräsident, Direktorin und Professorin oder Direktor und Profes­
sor

 

B 1 1113 Direktorin und Professorin oder Direktor und Professor
 

A 16 1113, 1116 Leitende Direktorin oder Leitender Direktor
 

1112, 1117 Ministerialrätin oder Ministerialrat 
 

A 15 1112, 1113, 1114, 
1115, 1116, 1117

Direktorin oder Direktor

 

A 14 1112, 1113, 1114, 
1115, 1116, 1117

Oberrätin oder Oberrat

 

A 13 h 1112, 1113, 1115, 
1116, 1117

Rätin oder Rat

 

A 13 g+Z 1112, 1113, 1114, 
1115, 1116, 1117

Oberamtsrätin oder Oberamtsrat

 

A 13 g 1112, 1113, 1114, 
1115, 1116, 1117

Oberamtsrätin oder Oberamtsrat

 

A 12 1112, 1113, 1114, 
1115, 1116, 1117

Amtsrätin oder Amtsrat

 

A 11 1112, 1113, 1114, 
1115, 1116, 1117

Amtfrau oder Amtmann

 

A 10 1112, 1113, 1115, 
1116

Oberinspektorin oder Oberinspektor

 

A 9 g 1112, 1113, 1116 Inspektorin oder Inspektor
 

A 9 m+Z 1112, 1113, 1114, 
1115, 1116, 1117

Amtsinspektorin oder Amtsinspektor

 

A 9 m 1112, 1113, 1114, 
1115, 1116, 1117

Amtsinspektorin oder Amtsinspektor

 

A 8 1112, 1115, 1116, 
1117

Hauptsekretärin oder Hauptsekretär

 

A 7 1112, 1115, 1116, 
1117

Obersekretärin oder Obersekretär

 

A 6 m 1112, 1115, 1116 Sekretärin oder Sekretär
 

A 6 e 1112, 1114, 1115 Erste Hauptwachtmeisterin oder Erster Hauptwachtmeister
 

1112, 1117 Oberamtsmeisterin oder Oberamtsmeister
 

A 5 1114, 1115, 1116 Erste Hauptwachtmeisterin oder Erster Hauptwachtmeister
 

1114, 1116 Oberamtsmeisterin oder Oberamtsmeister
 

A 4 1115 Hauptwachtmeisterin oder Hauptwachtmeister
 

R 10 1114 Präsidentin oder Präsident des Bundesarbeitsgerichts 
 

1115 Präsidentin oder Präsident des Bundessozialgerichts 
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Bes.-Gr. Kap. Amtsbezeichnungen
1 2 3

 
R 8 1114 Vizepräsidentin oder Vizepräsident des Bundesarbeitsgerichts 
 

1115 Vizepräsidentin oder Vizepräsident des Bundessozialgerichts 
 

1114 Vorsitzende Richterin oder Vorsitzender Richter am Bundesarbeitsgericht 
 

1115 Vorsitzende Richterin oder Vorsitzender Richter am Bundessozialgericht 
 

R 6 1114 Richterin oder Richter am Bundesarbeitsgericht 
 

1115 Richterin oder Richter am Bundessozialgericht 
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